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(Beginn: 9.37 Uhr)

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Sehr geehrte Damen und Herren, ich be-
grüße Sie zur 22. Sitzung des 2. Untersu-
chungsausschusses. Vor Eintritt in die Ta-
gesordnung begrüße ich natürlich insbeson-
dere Sie als Zuhörerinnen und Zuhörer bzw.
als Vertreter der Presse.

Die Sitzung ist heute wie folgt gestaltet:
Wir haben eine Zeugeneinvernahme, und
zwar in der Person des Bundesministers der
Finanzen, Peer Steinbrück.

Ferner bitte ich die Vertreter der Medien,
soweit sie Geräte für Ton-, Film- oder sons-
tige Aufnahmen noch bei sich führen, den
Sitzungssaal zu verlassen. Ich erwähne das
nochmals formal; denn Ton- und Bildauf-
nahmen während der Beweisaufnahme sind
nicht zulässig. Sie stellen einen Verstoß ge-
gen das Hausrecht dar. Ferner darf ich Sie
auch bitten, jedwede Handyaufzeichnung zu
unterlassen und Ihre Handys während der
Beweisaufnahme auszuschalten.

Vernehmung des Zeugen
Peer Steinbrück

Wir haben heute Herrn Bundesminister
Peer Steinbrück geladen. - Herzlich willkom-
men, Herr Steinbrück!

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass wir
eine Tonaufnahme der Sitzung fertigen wer-
den, die ausschließlich dem Zweck dient, die
stenografische Aufzeichnung der Sitzung zu
erleichtern; die Aufnahme wird später ge-
löscht. Das Protokoll der Vernehmung wird
Ihnen nach der Fertigstellung unverzüglich
zugestellt, und Sie haben dann, falls ge-
wünscht, die Möglichkeit, Korrekturen und
Ergänzungen vorzunehmen. Vor dem Hinter-
grund des engen Zeitrahmens bis zum Ab-
schluss des Verfahrens bitte ich Sie im Na-
men der Ausschussmitglieder, Ihr Protokoll
möglichst innerhalb von zwei Werktagen auf
etwaige Ergänzungs- oder Korrekturnotwen-
digkeiten zu untersuchen und dann eine ent-
sprechende Rückmeldung an das Sekretariat
zu geben.

Da Ihre Einvernehmung mehrere Stunden
dauern wird - aller Voraussicht nach jeden-
falls -, bitte ich einfach um einen Hinweis,
sofern Sie eine Unterbrechung der Sitzung
wünschen, um sich zu erfrischen oder Ähnli-
ches. Ich selbst werde eine solche Unterbre-
chung herbeiführen, wenn ich den Eindruck
habe, dass es irgendwie aus Gründen der

Dauer der Zeugeneinvernahme erforderlich
ist.

Vor Ihrer Aussage habe ich Ihnen nun-
mehr noch wie jedem Zeugen/jeder Zeugin
allgemeine Belehrungshinweise wie folgt zu
erteilen: Das Beweisthema wurde Ihnen mit
der Ladung nebst dem Untersuchungsauftrag
zugesandt. Als Zeuge sind Sie verpflichtet,
die Wahrheit zu sagen. Ihre Aussagen müs-
sen daher folgerichtig richtig und vollständig
sein. Es darf nichts weggelassen werden,
was der Sache entspricht, und nichts hinzu-
gefügt werden, was der Wahrheit nicht ent-
spricht. Nach § 153 des Strafgesetzbuches
kann widrigenfalls Geld- oder Freiheitsstrafe
verhängt werden. Ferner muss ich Sie nach
§ 22 des Untersuchungsausschussgesetzes
darauf hinweisen, dass Sie natürlich die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern können,
deren Beantwortung Sie selbst oder einen
Angehörigen der Gefahr eines Straf- oder
Ordnungswidrigkeitenverfahrens aussetzen
würde. Sofern Teile Ihrer Aussage Dienst-,
Geschäfts- oder Privatgeheimnisse berühren,
bitte ich auch um einen Hinweis, damit der
Ausschuss die entsprechende Frage zurück-
stellen kann und darüber entscheiden kann,
ob im Rahmen einer nichtöffentlichen Sitzung
diese Frage wiederholt wird.

Gibt es dazu noch Fragen?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich Sie um
Ihren vollständigen Namen und eine la-
dungsfähige Anschrift.

Zeuge Peer Steinbrück: Mein Name ist
Peer Steinbrück. Sie erreichen mich in der
Wilhelmstraße 97 in Berlin.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Dann darf ich Sie ferner bitten - auch zwecks
der besseren Verständlichkeit Ihrer Ausfüh-
rungen -, das Mikrofon zu benutzen.

Ferner möchte ich Sie darauf hinweisen,
dass es zwei Möglichkeiten der Befragung
gibt: einmal die, dass sofort ich und meine
Kolleginnen und Kollegen mit den Fragen
beginnen, Herr Minister, aber auch die, dass
Sie sich zunächst en bloc, also nach § 24
des Untersuchungsausschussgesetzes, zum
Gegenstand der Vernehmung im Zusam-
menhang äußern.
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Zeuge Peer Steinbrück: Von dieser Ge-
legenheit möchte ich dankbar gerne
Gebrauch machen, Herr Vorsitzender.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Bitte sehr.

Zeuge Peer Steinbrück: Dann bedanke
ich mich noch mal für die Gelegenheit, dass
ich einführen kann in die Zeugenbefragung
von Ihnen mit einigen Bemerkungen, die
Ihnen verdeutlichen sollen, wie ich die Situa-
tion seinerzeit in der zugespitzten Phase des
Septembers/Oktobers gesehen habe. Ich
werde Ihre Fragen anschließend gerne be-
antworten. Ich halte die Suche, die Hinterfra-
gung nach der Schieflage bei der HRE und
den Missständen, die damit verbunden sind,
nur für allzu berechtigt. Sie sollen wissen,
was wir seinerzeit gewusst haben. Sie sollen
allerdings auch wissen, was wir nicht ge-
wusst haben. Und ich werde an der einen
oder anderen Stelle auch deutlich machen,
was wir nicht wissen konnten.

Zwei zentrale Fragen bewegen wahr-
scheinlich nicht nur Sie, sondern auch mich.
Schon im Vorfeld dieser Krise haben wir,
insbesondere die Bundesregierung, aber
auch die anderen Beteiligten an den damali-
gen Entwicklungen auf der Basis der seiner-
zeit vorhandenen Informationen - ich wieder-
hole: auf der Basis der seinerzeit vorhande-
nen Informationen - richtige Entscheidungen
getroffen. War das Krisenmanagement an-
gemessen, und hat es weiterreichenden
Schaden verhindert? Die zweite Frage ist,
welche Schlussfolgerungen, welche Lehren
aus dieser Entwicklung - nicht nur spezifisch
aus der Entwicklung von Hypo Real Estate,
sondern vor dem Hintergrund der ersten und
größten Finanzmarktkrise im globalisierten
Zeitalter - wirklich zu ziehen sind.

Vielleicht werden Sie nach meinen Aus-
führungen verstehen, wie sich die Ereignisse
Ende September/Anfang Oktober letzten
Jahres beschleunigt haben und welche Aus-
nahmesituation bestand. Wir waren in einer
Situation, für die es kein Drehbuch gab. Wir -
die Bundeskanzlerin, der Finanzminister, der
Bundesbankpräsident - waren gezwungen,
zu handeln - in sehr kurzer Zeit, an Wochen-
enden, die wir später die regulatorischen
Wochenenden genannt haben, weil man
wusste, dass man zu Ergebnissen kommen
musste zwischen Mitternacht und 1 Uhr mor-
gens vor dem Hintergrund der Tatsache,
dass internationale Finanzmärkte sehr genau

registrieren, was in dieser Zeit auf einem Fi-
nanzplatz wie Deutschland passiert. Das
Datum 1 Uhr früh hängt damit zusammen,
dass als Erstes die asiatischen Märkte eröff-
neten und damit eventuell Reaktionen rund
um den Globus schicken könnten, die alle
Finanzmärkte innerhalb von 24 Stunden er-
reicht hätten.

Wir mussten also in Echtzeit handeln,
unter enormem Zeitdruck und, wie ich schon
gesagt habe, mit nicht immer vollständigen
Informationen. Das ging allerdings nicht an-
ders, um eine tiefe Krise - um nicht zu sagen:
durchaus eine Katastrophe - abzuwenden,
nämlich den Zusammenbruch des deutschen
Finanzsystems mit nicht vorstellbaren Folgen
weit über die Bundesrepublik Deutschland
hinaus. Das ist keine übertriebene Rhetorik;
das war bitterer Ernst.

Zunächst, meine Damen und Herren,
schien sich das Problem in der Zeit bis Ende
September 2008 auf einzelne Institute zu
beschränken vor dem Hintergrund, dass
diese Finanzkrise sich in ihrer ersten Phase
Ende Juli/Anfang August 2007 bemerkbar
machte. Aber mit der überraschenden Insol-
venz von Lehman Brothers am 15. Septem-
ber änderte sich die Lage schlagartig. Wir
hatten es innerhalb weniger Tage mit einem
Flächenbrand weltweit zu tun. Befeuert durch
einen massiven Vertrauensverlust auf den
Finanzmärkten und einen sich durchaus kas-
kadenartig ausbreitenden Verfall von Vermö-
genswerten gerieten weltweit immer mehr
Banken in eine höchst gefährliche Schief-
lage.

Um Ihnen eine Zahl zu nennen: Der IWF
schätzt inzwischen die Abschreibungen auf-
grund der Finanzkrise auf sagenhafte über
4 Billionen US-Dollar; das sind ungefähr
3,1 Billionen oder 3 100 Milliarden Euro. Das
ist mehr, wie Sie wissen, als das gesamte
Bruttosozialprodukt der Bundesrepublik
Deutschland im Jahre 2008, eine unvorstell-
bar große Summe, auch vor dem Hinter-
grund anschließender Rettungsmaßnahmen,
wo ich gelegentlich die Erfahrung gemacht
habe, dass sich Proportionen verschieben,
indem plötzlich - auch in der öffentlichen
Wahrnehmung - der Betrag von 1 Milliarde
zur kleinsten Recheneinheit in dieser Krise
wurde.

Das zeigt, womit wir es hier zu tun haben:
mit der weltweit schwersten Finanzmarkt-
und Wirtschaftskrise mindestens seit dem
Zweiten Weltkrieg, weil ich sehr vorsichtig
bin, diese Entwicklung einfach nur historisch
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zu vergleichen mit dem, was 1929/1930 un-
ter ganz anderen obwaltenden Umständen
passiert ist.

Wie konnte es in der Globalisierung dazu
kommen? Warum ist die Hypo Real Estate
im Gefolge der Krise innerhalb von wenigen
Wochen in eine derartige Schieflage ge-
kommen? Die Wurzeln der Krise, meine Da-
men und Herren, reichen bis in die frühen
80er-Jahre des letzten Jahrhunderts zurück,
bis in die frühen 80er. In den letzten 30 Jah-
ren wurde die Integration der Finanzmärkte
zunehmend getrieben von einer sehr funda-
mentalistischen Verehrung eines entfessel-
ten Finanzkapitalismus angelsächsischer
Prägung. Der Glaubenssatz vieler Markt-
theologen lautete: Die Märkte - insbesondere
die Finanzmärkte - sollten grundsätzlich sich
selber überlassen werden. Freie, unregulierte
Märkte seien die - buchstäblich die - ent-
scheidende Voraussetzung für wirtschaftli-
ches Wachstum und Wohlstand. Der be-
rühmteste und in der Zeit respektierteste
Protagonist dieser Auffassung ist der seiner-
zeitige Präsident der amerikanischen Zen-
tralbank, Alan Greenspan, gewesen. Staatli-
che Eingriffe wurden per se als effizienzmin-
dernd angenommen. Deswegen sollte sich
der Staat soweit wie möglich aus der Wirt-
schaft heraushalten, im Idealfall ganz und
gar. Der Glaube war tief verankert, besser
sei es, auf vom Markt befreiten Märkten ma-
ximale Renditen auch unter Inkaufnahme von
Risiken zu erzielen, als mit ordnungspoliti-
schen oder auch mit sozialstaatlichen Absi-
cherungen an Wachstumsgeschwindigkeit
einzubüßen.

Diese Glaubenssätze fanden überall auf
der Welt, auch in Europa - und ich betone:
auch in Deutschland -, in den letzten Jahr-
zehnten immer mehr Anhänger. Ich betone:
auch in Deutschland. Selbstkritisch füge ich
hinzu, dass sich die Politik eingestehen
muss, sich diesen Entwicklungen oder die-
sem Paradigma zu lange ergeben zu haben.

In Deutschland spielte dabei allerdings
eine Bewertung immer eine zentrale Rolle,
an die ich heute erinnern möchte, weil sie die
Diskussion Ende der 90er-Jahre, Anfang
dieses Jahrzehnts sehr stark bestimmt hat.
Das war die Fragestellung, wie die drittgrößte
Realökonomie dieser Welt mit ihren Finanz-
dienstleistungen Anschluss an die großen
Finanzzentren dieser Welt halten kann. Oder
etwas umgangssprachlicher formuliert: Es
war eine Debatte, dass schlechthin das deut-
sche Finanzzentrum Frankfurt nicht in die

Kreisklasse absteigen sollte im Verhältnis zur
City of London, zur Wall Street, zu den Ent-
wicklungen entlang der Golfregion, zu dem,
was sich in Asien, in Hongkong, in Schang-
hai, in Beijing, in Singapur ergibt. Das heißt:
Konnte es sich die drittgrößte Volkswirtschaft
der Welt leisten, dass sich ihr Finanzsektor in
einem gewissen Missverhältnis zu ihrer real-
ökonomischen Stärke entwickelt und diejeni-
gen, die Finanzdienstleistungen nachfragen
wollten und mussten - strukturierte Produkte,
Strukturfinanzierungen, Projektfinanzierun-
gen großer Art, große Konsortialfinanzierun-
gen, teilweise für Milliarden Refinanzierun-
gen von großen deutschen Unternehmen -,
sich nicht mehr an den deutschen Finanz-
platz wenden konnten, sondern ins Ausland
hätten gehen müssen?

Möglichst wenig Regulierung - ich füge
hinzu: aus meiner Sicht auch eine gewisse
Geringschätzung der Fähigkeiten der Politik
und ihrer Institutionen - war eine der wichti-
gen Ursachen für die Finanzmarkt- und für
die Wirtschaftskrise. Und ich füge sehr ab-
sichtsvoll hinzu: durchaus befördert durch
eine Wirtschaftswissenschaft in Deutschland,
die jedenfalls nicht auf der Seite derjenigen
stand, die gelegentlich mit warnenden Hin-
weisen auf eine stärkere Regulierung hinge-
wiesen haben. Dies hat sich auch in der
deutschen Wirtschaftspublizistik bemerkbar
gemacht.

Die zweite zentrale Ursache lag in der zu
starken Versorgung der globalen Wirtschaft
mit Liquidität. Das hat begonnen mit dem
Platzen der Internetaktienblase und vor allen
Dingen mit den Terrorangriffen auf Wa-
shington und auf New York am 11. Septem-
ber 2001. Vor allem die amerikanische No-
tenbank, die Federal Reserve, fürchtete
durch diese Terrorismusanschläge einen
scharfen Wirtschaftseinbruch. Diese Befürch-
tung kann man nur allzu gut verstehen. Das
wollte sie auf alle Fälle verhindern und
senkte ihren Leitzins innerhalb weniger Mo-
nate von 6,5 Prozent auf unter 2 Prozent -
genau auf 1,75 Prozent -, bis 2004 sogar auf
1 Prozent. Nie war Geld, nie war Liquidität so
billig zu haben.

In der Folge stieg das Leistungsbilanzde-
fizit der USA auf 6 Prozent der amerikani-
schen Wirtschaftsleistung. Dagegen stiegen
die Währungsreserven der asiatischen Ex-
portländer, insbesondere Chinas, immer
weiter an, was zu einem zunehmenden
globalen Ungleichgewicht weltweit führte.
Wenn Sie sich heute vorstellen, dass die
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Währungsreserven Chinas inzwischen wahr-
scheinlich auf nahezu 2 000 Milliarden US-
Dollar angewachsen sein dürften und das in
diesem Jahr zu deckende Staatsdefizit der
USA wahrscheinlich bei 1 800 Milliarden
Dollar liegen dürfte - auch unter dem Ein-
druck der jetzigen Finanz- und Wirtschafts-
krise -, dann bekommen Sie eine Vorstel-
lung, welcher enorme Kapitalimportbedarf
darüber generiert worden ist in Abhängigkeit
gegenüber denjenigen, die die entsprechen-
den Kapitalexporte in Form von Anlagen -
Staatsanleihen, Unternehmensanleihen -
vornehmen können.

Ich will als dritten Treibsatz nur in Erinne-
rung rufen, dass die Zunahme globaler Un-
gleichgewichte vielleicht auch in einer tiefe-
ren Analyse herangezogen werden sollte.
Aber mit Blick auf diese zwei von mir intensi-
ver erörterten Treibsätze der übertriebenen
Deregulierung und einer Politik des billigen
Geldes konnte sich, und zwar nur unter die-
sen Bedingungen, die Subprime-Blase ent-
wickeln, deren Platzen das Weltfinanzsystem
im letzten Jahr an den Rand des Abgrunds
geführt hat.

In den Vereinigten Staaten setzte sich
dank der riesigen Menge an billiger Liquidität
die Immobilienhausse fort. Die Finanzinsti-
tute offerierten sogenannte Subprime-Hypo-
thekenkredite, um den Immobilienboom im-
mer weiter zu befeuern. Was sind Subprime-
Kredite? Bei Subprime-Krediten handelt es
sich um solche, die einen Beleihungsgrad
von mehr als 90 Prozent aufweisen, in vielen
Fällen sogar 100 Prozent, oder Kredite, die
an Personen vergeben werden, bei denen
der Schuldendienst weit über 45 Prozent
ihres Bruttoeinkommens liegt oder die für die
Institute überhaupt gar keine bisherige Kre-
dithistorie haben.

Die Vergabe von Subprime-Krediten wäre
nicht so schlimm gewesen - ich vermute
einmal, sie hätte nicht der Treibsatz für den
Flächenbrand auf allen anderen Finanz-
märkten sein können -, wenn die Krise auf
den amerikanischen Hypothekenmarkt be-
grenzt geblieben wäre. Bei einem traditio-
nellen Modell des Buy and Hold wäre Kredit-
expansion im Immobilienbereich relativ bald
an die Grenzen des Eigenkapitals der US-
amerikanischen Banken gestoßen. Zudem
hätten diese dann einen immer größeren
Anreiz gehabt, ihre Kreditnehmer sorgfältiger
unter die Lupe zu nehmen, als sie es getan
haben - bis in die Zeiten, als sie buchstäblich
Drückerkolonnen von Tür zu Tür geschickt

haben nach dem Motto „Wollen Sie nicht
Eigentum erwerben?“, was natürlich auch
einer politischen Zielsetzung entsprach.

Aber sie nahmen diese Kreditnehmer
nicht unter die Lupe; denn der neue Ge-
schäftszweig Subprime-Kredite florierte nicht
nur wegen all jener, die Häuser kaufen woll-
ten, die Eigentum erwerben wollten - so wie
wir auch -, sondern vor allem dank immer
neuer Finanzproduktinnovationen. Banken
begannen nämlich, ihre Kreditportfolios zu
verbriefen. Besonders gerne bündelten sie
ihre Hypothekenkredite, ihre sogenannten
Subprime-Kredite. Damit gaben die Banken
ihre Zahlungsansprüche aus den Hypothe-
kenkrediten zusammen mit den Kreditrisiken
an Investoren - will sagen: an immer andere
Marktteilnehmer; an Banken, an Versiche-
rungen, an Hedgefonds, an Vermögensver-
walter - weiter, und zwar weltweit.

Dies geschah zumeist, indem die Portfo-
lien in Zweckgesellschaften eingebracht wur-
den und dann als forderungsbesicherte
Wertpapiere an die Investoren weitergege-
ben wurden. Damit aber nicht genug: Tran-
chen von solchen forderungsbesicherten
Wertpapieren wurden erneut gemixt, verbrieft
und als sogenannte Verbriefungen zweiter
Stufe weiterverkauft. Aber auch diese Ver-
briefungen zweiter Stufe konnten erneut ge-
mixt und verkauft werden. Das hatte in der
Theorie - in der Theorie! - den Vorteil, dass
man die Risiken dieser strukturierten Pro-
dukte durch die Neukombination scheinbar
so verteilen konnte, dass sie kein ernsthaftes
Problem mehr für den Käufer darstellten.

Ich halte hier zu einem kurzen Exkurs
inne. Die ursprüngliche Idee dieser Verbrie-
fungen, Risiken zu verteilen, war so schlecht
nicht. Das heißt, die ursprüngliche Vorstel-
lung, Klumpenrisiken zu vermeiden oder
nicht ein einseitiges Risiko über eine Kredit-
beziehung einzugehen, sondern dies aufzu-
lösen, indem buchstäblich mehrere Kredite in
den Mixer genommen, verteilt und neu zu-
sammengesetzt werden, ist jedenfalls als
Ausgangspunkt nicht zu kritisieren. Deshalb
wäre ich bei möglichen Fragen von Ihnen, ob
ich denn auf der Seite derjenigen bin, die
Verbriefungen prinzipiell verbieten würden
oder für schlecht halten würden, mit einem
Nein dabei, auch mit Blick auf die Finanzie-
rungsfunktion von solchen Verbriefungen für
die Wirtschaft.

Schwierig und problematisch wurde es
dann, als die spekulative Welle darüber ein-
setzte. Es sah so aus, als ob man durch ge-



2. Untersuchungsausschuss 5
[22. Sitzung am 20.08.2009]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

schicktes Mischen aus schlechten Risiken
scheinbar gute Risiken machen konnte.
Durch die Streuung der Risiken, durch Ver-
kauf der strukturierten Produkte über die
ganze Welt sollten die Risiken, wie ich ge-
sagt habe, minimiert werden. Diese Ta-
schenspielertricks haben nicht funktioniert.
Das Gegenteil war der Fall, wie sich später
herausstellte. Zwar wurden die Produkte auf
der ganzen Welt verkauft, aber damit eben
auch die Risiken übertragen, und zwar - und
jetzt kommt es - intransparent. Diese
Intransparenz auf der anderen Seite feuerte
den Markt weiter an, weil damit eine große
Risikoignoranz verbunden gewesen ist, und
ließ die Blase schließlich gigantische Aus-
maße annehmen. Aber in dieser Krise war
genau diese Intransparenz absolut verhee-
rend. Aufgrund der Komplexität der Produkte
wusste keiner mehr, kein einzelner Marktteil-
nehmer mehr, wer eigentlich welche Risiken
gekauft hatte. Das heißt, dass sich das Sys-
temrisiko nicht, wie in der ursprünglichen
theoretischen Vorstellung, verringerte, son-
dern es stieg.

Trotzdem wurde die Bonität dieser Pa-
piere von den Rating-Agenturen vor der Krise
als hoch eingeschätzt. Das lag wahrschein-
lich zum einen daran, dass die Erfahrung mit
der Verbriefung von Subprime-Krediten sehr
kurz war und auf der anderen Seite immer
mit einer guten wirtschaftlichen Entwicklung
gleichgesetzt wurde. Es war nie ein Stress-
test über einen vollen ökonomischen Zyklus
gemacht worden, sodass die Datenlage ver-
zerrt war. Es lag auch an den modelltheoreti-
schen Annahmen, also daran, dass man die
Ausfallrisiken der unterschiedlichen Verbrie-
fungen als voneinander unabhängig ansah.
Anders formuliert: Man schloss Kaskadenef-
fekte oder gar einen systemischen Zusam-
menbruch einfach aus. Wahrscheinlich lag es
aber auch daran, dass die Rating-Agenturen
am Verkauf strukturierter Produkte indirekt
mitverdienten; denn sie berieten die Banken.
Sie berieten die Banken bei der Strukturie-
rung ihrer Produkte und gaben ihnen dann
die Gütesiegel. Je mehr und je unterschiedli-
cher die Produkte waren, desto mehr ver-
dienten sie übrigens.

Für europäische Banken waren diese
Verbriefungen ein Mittel, an diesem Verbrie-
fungsgeschäft teilzunehmen. Diese Banken
hatten keinen guten Zugang zu amerikani-
schen Hypothekenkrediten. Deshalb griffen
sie auf diese Produkte zurück. Das galt ins-
besondere für solche europäischen und -

noch kritischer - für solche deutschen Ban-
ken, die in der Verlegenheit waren, kein
tragfähiges Geschäftsmodell zu haben oder
die mit Blick auf ihre Rendite- oder Margen-
entwicklungen begierig auf diese Teilnahme
am Verbriefungsmarkt in den USA zugegrif-
fen haben.

Trotz der Begeisterung für diese Verbrie-
fungen machte es die scharfe Konkurrenz für
Banken, Investmentgesellschaften und
Hedgefonds immer schwerer, ihren hohen
Renditevorhaben, die sie sich selbst gesetzt
hatten, gerecht zu werden. Um gleichwohl
eine hohe Eigenkapitalrendite zu schaffen,
arbeiteten sie mit einer immer größeren Kre-
dithebelwirkung. Das Problem dabei war und
ist: Bank- und Fondsmanager sind nur an
den Gewinnen beteiligt. Etwaige Verluste
müssen von den Anlegern, den Kreditgebern,
den Aktionären, der Bank und vielfach vom
Steuerzahler geschultert werden. Will sagen:
Das alte Prinzip der Identität von Haftung
und Risiko fiel zunehmend auseinander.

Wir wissen heute, dass viele Bank- und
Fondsmanager dazu verleitet wurden, über-
große Risiken einzugehen ohne Rücksicht
auf die Folgen, weil sie bzw. weil ihr Institut
dafür nicht mehr haften mussten.

Bis vor Kurzem schien diese spezielle fi-
nanzielle Alchemie allen Beteiligten nur Vor-
teile zu liefern. Die Anleger stürzten sich
begierig auf die verschiedenen strukturierten
Produkte, die ihnen - scheinbar ohne jedes
höhere Risiko - eine im Vergleich mit Staats-
anleihen zum Teil deutlich höhere Verzin-
sung boten. Das heißt, wir haben dieselbe
Risikoignoranz auch bei Anlegern gehabt.
Die Finanzinstitute verdienten an den Pro-
dukten, die es ihnen zudem erlaubten, Kre-
ditrisiken zu verteilen und zu reduzieren und
dadurch Eigenkapital zu schonen.

Niemand hat vor der Krise geahnt, meine
Damen und Herren, wie sehr die Rating-
Agenturen und die Marktteilnehmer mit ihren
Risikoeinschätzungen danebenlagen und wie
viel risikoreiches Geschäft die Banken auch
außerhalb ihrer Bilanzen in Zweckgesell-
schaften gemacht haben. Das gilt auch für
alle Aufsichten weltweit, nicht nur für die
BaFin und nicht nur für die Bundesbank.
Keine Aufsicht weltweit hatte eine bessere
Einsicht als unsere Aufsicht in diese Verhält-
nisse in Deutschland.

Ich denke, die Treibsätze für die Krise
sind damit in der gebotenen Kürze deutlich
geworden. Die eigentliche Krise beginnt dann
im Rückblick Mitte 2007, und sie liest sich in
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der Tat wie ein explosiver Wirtschaftskrimi.
Ausgehend von tatsächlichen und befürch-
teten Verlusten bei US-Subprime-Hypothe-
kenkrediten kam es weltweit zu ersten An-
spannungen im Finanzsystem. Was zunächst
nur das Problem eines sehr kleinen Seg-
mentes des US-Finanzmarktes zu sein
schien, zog größere Kreise und führte über
die komplexen Verflechtungen zwischen den
Kredit- und Refinanzierungsmärkten zu um-
fassenden Belastungen des gesamten Fi-
nanzsektors.

Die auftretenden Verluste bei Subprime-
Hypotheken deckten die Schwachstellen
dann gnadenlos im Finanzsystem auf. Zu
diesen gehörten a) die hohen Schuldenquo-
ten zur Steigerung der Eigenkapitalrendite
sowie b) die außerbilanziellen Zweckgesell-
schaften, die Forderungen mit vermeintlich
geringem Risiko kurzfristig refinanzierten.
Auflaufende Verluste bei den Vermögens-
werten, die den Forderungen zugrunde la-
gen, sprengten schließlich dieses Refinanzie-
rungsmodell und zwangen die Banken dazu,
für anscheinend ausgelagerte Forderungen
einzutreten.

Daraufhin waren die Inhaber der Com-
mercial Papers nicht mehr bereit, diese nach
Fälligkeit erneut zu erwerben. Die kurzfristi-
gen Kredite wurden nicht weiter verlängert.
Dadurch gerieten die Zweckgesellschaften
wieder unter Druck, die ihre strukturierten
Wertpapiere nicht mehr verkaufen konnten,
da sich keine Käufer mehr fanden. Deshalb
mussten die Zweckgesellschaften jetzt auf
die Kreditzusagen der Banken zurückgreifen.
Diese gerieten daraufhin ihrerseits unter
Druck, da sie die Kreditzusagen in den erfor-
derlichen Höhen nicht mehr einhalten konn-
ten.

In Deutschland forderte die Subprime-
Krise und der Liquiditätsengpass des Mark-
tes mit forderungsbesicherten Wertpapieren
im Jahr 2007 ihre ersten Opfer. Die IKB und
die SachsenLB stürzten in existenzbedro-
hende Krisen. Auch die BayernLB und die
WestLB mussten Milliardenverluste hinneh-
men. Die durch die Subprime-Krise ausge-
löste massive Vertrauenskrise zwischen den
Banken führte schließlich dazu, dass sich die
viertgrößte britische Hypothekenbank, Nor-
thern Rock, nicht mehr bei anderen Banken
refinanzieren konnte. Im September 2007
zogen die Kunden von Northern Rock in we-
nigen Tagen 3 Milliarden Pfund, ungefähr
4,3 Milliarden Euro, ab. Die Bilder von den

Menschenschlangen vor Filialen dieser Bank
Northern Rock gingen um die ganze Welt.

Ich mache noch einen weiteren Exkurs.
Wenn Sie so wollen, war dies der erste
Schock, der mich aufmerken ließ. Warum?
Weil die Vorstellung, dass in Deutschland vor
der Filiale einer Sparkasse, einer Volksbank
oder einer privaten Geschäftsbank ähnliche
Schlangen sich entwickeln könnten wie vor
der Filiale von Northern Rock für die deut-
schen Verhältnisse ein noch viel einschnei-
denderes Erlebnis gewesen wäre als im Ver-
einigten Königreich. Weil die Traumata in
diesem Land und das Sicherheitsbedürfnis
dieses Landes über Geldentwertungen, über
Währungsreformen sehr viel stärker veran-
kert sind als in einem Land wie dem Ver-
einigten Königreich.

Ob es die Vermögensvernichtung aus der
Entwicklung von 1918 ist, ob es die Renten-
mark ist als Ergebnis auf die Inflation 1923,
ob es 1929/1930 ist, ob es die Zeit von 1933
bis 1945 unter dem Nationalsozialismus ist,
ob es die Währungsreform 1948 ist oder eine
zweite Währungsreform, die 17 Millionen
Deutsche vor 20 Jahren erlebt haben, auch
wenn die D-Mark für sie hochwillkommen
gewesen ist: Die Abfolge dieser Ereignisse
soll ihnen klarmachen, dass damals für uns
politisch in der Bundesregierung die Frage
eine erhebliche Rolle spielte, dass Bilder,
dass Fotos zu vermeiden sind mit Schlan-
genbildungen vor deutschen Banken. Das ist
uns auch gelungen. Es ist uns sehr bewusst
gewesen nach den verheerenden Erfahrun-
gen im 20. Jahrhundert, was eine solche
Übertragung oder solche Bilder ausgelöst
hätten.

Die von Großbritannien gewährte staatli-
che Garantie der Einlage erzielte nicht die
gewünschte Wirkung. Am 17. Februar 2008
verstaatlichte die britische Regierung Nor-
thern Rock. Ausgerechnet ein angloamerika-
nischer Staat mit seinen ordnungspolitischen
Grundsätzen verstaatlichte diese Bank, wie
später auch andere Banken, um das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Sicherheit ihrer
Spareinlagen nicht zu gefährden. Dazu
musste der britische Staat mehr als
75 Milliarden Euro in Notkredite und Ausfall-
garantien aufwenden. Dabei ist es nicht
geblieben. Das bitte ich, gelegentlich zu ver-
gleichen mit unseren Operationen hier in
Deutschland.

In dieser Zeit beantragten in den USA
mehrere, speziell auf das Subprime-Segment
ausgerichtete Hypothekenfinanzierer Gläubi-
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gerschutz. Die großen amerikanischen In-
vestmentbanken verzeichneten Verluste in
Milliardenhöhe: allein Merrill Lynch 8 Milliar-
den, Citigroup 10 Milliarden Abschreibungen.
In dieser ersten Phase der Finanzmarktkrise
von August 2007 bis März 2008 war das
erste und bestimmt prominenteste Opfer
sicherlich die fünftgrößte Investmentbank der
Welt: Bear Stearns. Ich füge hinzu: Inzwi-
schen sind auf dem amerikanischen Markt
ungefähr 70 Institute - 70 Institute! - in die
Pleite gegangen oder aufgekauft.

Bear Stearns war bereits zu Beginn der
Subprime-Krise in Schwierigkeiten geraten,
nachdem zwei vom Unternehmen aufgelegte
Hedgefonds Insolvenz anmelden mussten. In
der Folge wurden an den Finanzmärkten
immer wieder Gerüchte über Liquiditäts-
probleme bei Bear Stearns laut. Bei Bear
Stearns selber wurden diese Gerüchte am
10. März 2008 noch als absolut unwahr zu-
rückgewiesen, am 10. März. Vier Tage spä-
ter, am Freitag, den 14. März, räumte Bear
Stearns dann aber eine deutliche Ver-
schlechterung der Liquiditätslage in den
letzten 24 Stunden ein. Durch die anhalten-
den Gerüchte sei der Kreditmarkt für Bear
Stearns de facto nicht mehr zugänglich. Die
Aktie schloss an diesem Freitag bei ungefähr
30 US-Dollar ab. 24 Stunden vorher war sie
fast doppelt so hoch.

Es drohte der Zusammenbruch mit Domi-
nosteineffekten. Deshalb schnürten an dem
Wochenende die amerikanische Notenbank
und, wie Sie sich vielleicht erinnern, JP Mor-
gan Chase, die viertgrößte Bank der Welt,
ein Rettungspaket - das erste große Ret-
tungspaket - in Form eines Überbrückungs-
kredits sowie der Übernahme von Bear
Stearns durch JP Morgan Chase. Das Ret-
tungspaket sah schließlich so aus, dass die
US-amerikanische Notenbank die Verlustrisi-
ken von Bear Stearns bis zu einem Gesamt-
betrag von 29 Milliarden US-Dollar über-
nahm, während JP Morgan Chase die erste
Milliarde eventuell anfallender Verluste über-
nahm.

Die zweite Phase war eine Art Ruhe vor
dem Sturm. Die erfolgreiche Rettung von
Bear Stearns läutete eine Phase relativer
Stabilität an den Finanzmärkten ein. Viele
Vermögenswerte erholten sich sogar. Sorge
machte aber, dass die Interbankenmärkte
labil blieben. Das Misstrauen blieb und äu-
ßerte sich zum Teil in deutlich hohen oder
gestiegenen Zinsaufschlägen für Interban-
kenkredite. Die amerikanische Citigroup und

die Schweizer UBS meldeten Verluste in
zweistelliger Milliardenhöhe. Aber am
stärksten zu spüren bekamen die Anspan-
nungen im Finanzsystem die zwei führenden
staatlich gestützten US-Wohnimmobilien-
finanzierer, Fannie Mae und Freddie Mac.

Angesichts der andauernden Schwäche
an den Wohnimmobilienmärkten wurde ein
lang anhaltender Rückgang der Immobilien-
preise in den USA prognostiziert. Aus diesem
Grund und ungeachtet der Bekundungen der
zuständigen Aufsichtsinstanzen, dass Fannie
Mae und Freddie Mac über eine angemes-
sene Eigenkapitalausstattung verfügten,
stiegen die Spreads auf deren Schuldtitel
sowie auf denen von ihnen emittierten hypo-
thekarisch unterlegten Wertpapieren wieder
auf das zuletzt im März rund um die Über-
nahme von Bear Stearns beobachtete Ni-
veau. Die Aktienkurse der beiden Unterneh-
men fielen in der Folge um mehr als
70 Prozent.

Da die Hypothekarkreditvergabe in den
USA weitgehend auf Garantien von Fannie
Mae und Freddie Mac angewiesen war,
musste die US-Regierung schließlich am
Sonntag - wieder einem regulatorischen Wo-
chenende -, den 13. Juli, einschreiten. Der
amerikanische Staat erklärte sich de facto
bereit, den beiden Immobilienfinanzierern
unbegrenzt - unbegrenzt! - Liquidität und
Kapital zur Verfügung zu stellen. Die Ameri-
kaner nennen das nicht Verstaatlichung. Sie
nennen es eine Conservatorship.

Mit Erfolg: Die Hilfsmaßnahmen zuguns-
ten der beiden Immobilienfinanzierer sorgten
für eine Entspannung an den Finanzmärkten.
Bonitätsaufschläge gingen zurück. Bei den
Aktienkursen kam es zu einer Erholung. Zu
weiteren Entlastungen trugen neue Sofort-
maßnahmen der US-Börsenaufsichtsbehörde
SEC bei, die Leerverkäufe von Aktien der
größeren Banken und Brokerhäuser unter-
band. In Deutschland untersagte die BaFin
Mitte September ungedeckte Leerverkäufe
von Aktien für elf Unternehmen der Finanz-
wirtschaft, übrigens auch für Hypo Real
Estate.

Die relative Marktberuhigung dauerte al-
lerdings nicht lange an. Nach Meldungen
über unerwartet hohe Quartalsverluste von
Freddie Mac - der beiden - brachen die Ak-
tienkurse beider Mitte August stark ein. Das
Vertrauen in die nachhaltige Solvenz der
beiden Unternehmen schwand zunehmend.
Der US-Regierung blieb nichts anderes üb-
rig, als wieder an einem regulatorischen Wo-
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chenende, Sonntag, den 7. September - sie
hatte keine andere Wahl -, formell deren
Kontrolle zu übernehmen. Das ist das, was
ich vorhin als Conservatorship bezeichnet
habe. Damit war der Markt zunächst beru-
higt, aber nur bezogen auf die Situation der
US-Wohnimmobilienfinanzierer.

Die Scheinwerfer richteten sich jetzt auf
andere Marktteilnehmer, wie die Investment-
bank Lehman Brothers, mit deren Schicksal
die Finanzkrise eine dramatische, überaus
gefährliche Wendung nahm. Deshalb komme
ich jetzt in die dritte von vier Phasen. Der
Zusammenbruch von Lehman Brothers und
die Rettung von Hypo Real Estate: Das wa-
ren 21 Tage am Abgrund. Sie können sich
den Verlauf der Krise exakt in zwei Hälften
schneiden: die erste Phase bis zur Insolvenz
von Lehman Brothers am 15. September
2008 und dann die dramatische Phase da-
nach.

Die Finanzwelt stand in den Wochen zwi-
schen dem 15. September und dem
5. Oktober 2008 jenseits jeder Dramatisie-
rung von mir nur Millimeter vorm Abgrund;
denn wir hatten es in dieser Zeit nicht nur mit
Hypo Real Estate zu tun, sondern, wie Ihnen
insbesondere auch Staatssekretär Asmussen
gestern vorgetragen hat, an vielen anderen
Plätzen der Welt mit ähnlichen Problemen zu
tun: einem Abgrund, der nicht nur in die
Kernschmelze des Weltfinanzsystems ge-
führt hätte, sondern darüber hinaus, wie ich
glaube, auch massive Auswirkungen auf
unser Wirtschafts- und Gesellschaftssystem
gehabt hätte, insbesondere mit Blick auf die
legitimatorischen Grundlagen und das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger in die
Fähigkeit dieses Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystems, ihnen Stabilität und Sicher-
heit zu geben.

Dass bei diesem massiven Schock ein
völliger Kollaps des globalen Finanzsystems
verhindert werden konnte, ist auf die weitge-
henden, zugegebenermaßen zum Teil unor-
thodoxen und radikalen Maßnahmen der
verschiedenen Regierungen und der wich-
tigsten Zentralbanken zurückzuführen. So
ersetzten die Zentralbanken die fehlenden
Interbankenkredite im Prinzip durch Noten-
bankkredite. In den Vereinigten Staaten er-
höhte sich die gesamte Refinanzierung durch
die Fed von 907 Milliarden US-Dollar am
10. September auf fast 1 800 Milliarden US-
Dollar am 15. Oktober, also innerhalb eines
Monats. Bei der EZB kam es im selben Zeit-
raum zu einem Anstieg von ungefähr

480 Milliarden Euro auf ungefähr 760 Milliar-
den Euro.

Ich will gerne im Folgenden die drei Wo-
chen im Herbst 2008, als das globalisierte
Finanzsystem zu kollabieren drohte, aus
meiner Sicht in Erinnerung rufen. Am
15. September 2008 musste Lehman Bro-
thers, ein 158 Jahre altes Investmenthaus,
übrigens mit deutschen Wurzeln, bis dato
eine der renommiertesten und ehrwürdigsten
Adressen an der Wall Street, Konkurs an-
melden, weil es die US-Regierung ablehnte,
sich erneut mit Steuergeld an einem Ret-
tungspaket zu beteiligen.

Zur Vorgeschichte und Einordnung dieser
Weigerung vonseiten der amerikanischen
Regierung gehört die bereits erwähnte Ver-
staatlichung oder Conservatorship der bei-
den größten US-Hypothekenfinanzierer Fan-
nie Mae und Freddie Mac am 8. September
sowie der Versuch der Regierung, ein 20-
Milliarden-Dollar-Rettungspaket für den sys-
temrelevanten, weltweit größten amerikani-
schen Kreditversicherer AIG zu schnüren,
dessen Untergang aufgrund seiner globalen
Vernetzung weite Teile des Weltfinanzsys-
tems unweigerlich mit in den Abgrund geris-
sen hätte.

Ebenfalls zur Vorgeschichte gehört der
Kurssturz der Lehman-Aktie, allein am
9. September um 40 Prozent. Dieser Kurs-
sturz setzte sich fort, mit einem Verlust für
Lehman verbunden zwischen Juni und Au-
gust von fast 4 Milliarden US-Dollar. Am glei-
chen Tag, 10. September, dann die Erklä-
rung meines damaligen amerikanischen
Amtskollegen Hank Paulson, dass für eine
Rettung von Lehman Brothers anders als bei
Bear Stearns in Verbindung mit JP Morgan
Chase keine öffentlichen Gelder verwendet
werden würden.

Die Motive dafür sind mir in vielen Ge-
sprächen, die ich mit Amerikanern, auch
anschließend mit Herrn Paulson, geführt
habe, nie ganz deutlich geworden. Das ein-
zige Motiv, das ich als rational empfinden
kann, ist, dass der amerikanische Präsident-
schaftswahlkampf bereits eine Auswirkung
dahin gehend hatte, dass bei den Wahl-
kampfveranstaltungen beide Präsident-
schaftskandidaten, aber insbesondere der
Senator McCain, aus den einzelnen Wahl-
kreisen der sehr kritischen Frage ausgesetzt
waren, warum denn mit Steuerzahlergeld an
der Wallstreet Banken gerettet werden und
ob damit nicht dem Stichwort von Moral Ha-
zard Raum gegeben wird, und dass es zum
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Selbstverständnis der amerikanischen
marktwirtschaftlichen Vorstellungen durchaus
gehört, ein solches Institut in die Insolvenz
gehen zu lassen.

Es kam noch nicht zu einer Panik direkt
am 15. September. Der Markt schätzte diese
beinharte Erklärung von Hank Paulson vom
10. September vorher eher als Verhand-
lungstaktik ein. Das war ein Fehler.

Bei den Verhandlungen zur Lehman-
Rettung am Sonntag, dem 14. September,
zeigte sich auch für mich unerwartet, dass er
es ernst meinte. Dies machte er klar in einer
Telefonschaltkonferenz, die er führte, um die
europäischen Finanzminister, den japani-
schen Finanzminister an diesem 14. Septem-
ber zu informieren, bevor allerdings eine
Entscheidung getroffen war. An dieser Tele-
fonschaltkonferenz nahmen auch die Noten-
bankgouverneure teil.

Ohne Aussicht auf eine staatliche Garan-
tie zieht die britische Barclays Bank ihr Über-
nahmeangebot bezogen auf Lehman Bro-
thers zurück. Lehman Brothers muss den
Konkurs anmelden, ein Beben erschüttert
den weltweiten Finanzmarkt, wie es ihn in
der Globalisierung noch nicht gegeben hat,
und schlagartig wurde allen klar: Wenn eine
angesehene, systemrelevante Bank mit dem
Namen wie Lehman Brothers pleitegehen
kann, dann kann das auch mit jeder anderen
Bank auf der Welt passieren. Wenn man so
will: Das war der Test.

Damit ging die wichtigste Ressource der
Finanzmärkte weltweit verloren: Vertrauen.
Es wich einem kollektiven Misstrauen, des-
sen Auswirkungen uns in der Folge in Atem
halten sollten. Weder Warnungen von
Handlungsteilnehmern, es werde an dem
darauffolgenden Montag an den Börsen
weltweit ein Blutbad geben - wörtlich -,
konnten die US-Administration und auch den
amerikanischen Finanzminister von ihrem
Entschluss abbringen, noch eine Telefon-
schaltkonferenz, auf die ich gerade schon zu
sprechen gekommen bin, in der europäische
Aufseher insbesondere die Amerikaner auf-
gefordert haben, Lehman Brothers aufgrund
ihrer systemischen Rolle für das internatio-
nale Finanzsystem nicht in den Konkurs ge-
hen zu lassen.

Wie auch andere Kollegen habe ich beim
informellen Ecofin, der zufällig am
12./13. September in Nizza stattfand, an die
US-Verwaltung, an die US-Regierung appel-
liert, bis zur Öffnung der asiatischen Börsen
am Montag eine positive Lösung für den

Lehman-Fall zu finden. Es gab diesbezüglich
auch einen Vorstoß im Auftrag des Ecofin an
die Ratspräsidentschaft - zu diesem Zeit-
punkt, damals -, die französische Regierung,
sprich: meine französische Kollegin.

Die Motivation der US-Administration für
ihre harte Linie habe ich mit Hinweisen auf
den amerikanischen Wahlkampf zu erklären
versucht und eine offenbar verbreitete Angst
vor dem Moral-Hazard-Problem. Man be-
fürchtete, es würde sich in den USA zuneh-
mend eine im Englischen so genannte „bail-
out“- oder „too big to fail“-Kultur durchsetzen,
die den Steuerzahler zunehmend in An-
spruch nimmt. An den Märkten könnte die
Überzeugung wachsen, aus Sorge um die
amerikanische Konjunktur werde der Staat
eben alle Unternehmen bedingungslos retten
und dafür auch Haushaltsgeld, will sagen:
Steuerzahlergeld zur Verfügung zu stellen.
Deshalb wollte man offenbar mit Lehman ein
Exempel statuieren, allerdings mit verhee-
renden Folgen.

Die US-Administration war zudem offen-
bar der irrigen Meinung, die Märkte durch
ihre frühzeitige entsprechende Kommunika-
tion ausreichend auf den Lehman-Konkurs
vorbereitet zu haben. Dies sollte sich als die
bislang teuerste wirtschaftspolitische Fehl-
entscheidung im noch jungen 21. Jahrhun-
dert erweisen.

Auch aus den bisherigen Expertenver-
nehmungen ist deutlich geworden, dass nie-
mand ernsthaft - niemand ernsthaft - damit
gerechnet hat, dass die US-Administration
die viertgrößte Wallstreet-Investmentbank in
den Konkurs gehen lassen könnte. Darauf
war niemand vorbereitet. Es war einfach
undenkbar.

Darauf war auch ich nicht vorbereitet, ins-
besondere als mich dann am Abend dieses
14.09., einem Sonntag, Staatssekretär As-
mussen anrief und mir berichtete, dass diese
Insolvenz nun eine Matter-of-Fact ist. Ein
solches Szenario, die US-Regierung lässt die
viertgrößte Investmentbank pleitegehen mit
der Folge, dass der Interbankenverkehr und
die Geldmärkte zum Erliegen kommen, hätte
auch kein Planspiel, egal welcher Art, jemals
zum Gegenstand haben können.

In der Retrospektive ist der Lehman-Kon-
kurs vom 15.09. der entscheidende Wende-
punkt. Es ist eine Zeitenwende der Finanz-
marktkrise, eine Zeitenwende auch insofern,
als der Konkurs ein Ende jener Ideologie
bedeutete, dass völlig entfesselte, deregu-
lierte Märkte am besten funktionieren, wenn
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sich der Staat oder staatliche Institutionen
oder supranationale Institutionen völlig he-
raushalten. Schlagartig war klar, alle Infek-
tionswege standen offen, und die Finanz-
marktkrise würde von einer amerikanischen
zu einer weltweiten Krise führen. An meinem
damals irgendwo gesprochenen Satz, dass
der Ursprung dieser Finanzmarktkrise und ihr
Schwerpunkt in den USA liegt, halte ich bis
heute klar fest. Dass es diese Übersprungs-
effekte gegeben hat, dass europäische
Marktteilnehmer beteiligt gewesen sind an
diesen Entwicklungen, habe ich damit nicht
in Abrede gestellt.

Auf die ersten Anzeichen für einen begin-
nenden Flächenbrand auf den internationa-
len Finanzmärkten ließ sich nach diesem
historischen 15. September nicht lange war-
ten. Die Aktien von HBOS, Großbritanniens
größtem Hypothekengeber, stürzten um
34 Prozent, an der Wallstreet stürzte der
Dow Jones in wenigen Stunden um
504 Punkte, nur Stunden nach dem Lehman-
Konkurs versuchte die US-Regierung, einen
weiteren gefährlichen Brandherd zu löschen -
das Stichwort ist schon gefallen; der größte
Kreditversicherer der Welt -: AIG - nicht zu
verwechseln mit AEG im Deutschen, AIG im
Englischen -,

(Heiterkeit)

nachdem dieser Kurs vorher um 50 Prozent
gesunken war.

Der Interbankenmarkt trocknete so
schnell aus, dass Sie dabei zusehen konn-
ten. Die Fed Funds Rate - das ist der Zins-
satz, zu dem sich die amerikanischen Ge-
schäftsbanken bei der Fed refinanzieren
können - schnellte innerhalb weniger Stun-
den auf 6 Prozent, das Dreifache der Zielrate
der amerikanischen Notenbank. Und um den
Liquiditätshunger der Banken zu stillen,
pumpten EZB und die Bank of England am
15. September insgesamt sage und schreibe
36 Milliarden Euro in ihre jeweiligen Geld-
märkte.

Ein internationales Konsortium von zehn
großen Kreditinstituten, darunter auch die
Deutsche Bank, vereinbarten, was es vorher
nie gegeben hatte: einen 70-Milliarden-Dol-
lar-Rettungsfonds. Er sollte dazu dienen, sich
bei drohenden Liquiditätsengpässen gegen-
seitig helfen zu können, nachdem eine Bank
der anderen nicht mal mehr von hier bis zum
nächsten Briefkasten traute.

Die Märkte erwarteten, dass auch die Re-
alwirtschaft nicht verschont wird. Als Folge

der Finanzmarktturbulenzen fällt der Rohöl-
preis innerhalb weniger Stunden auf unter
100 Dollar pro Barrel und damit auf ein Sie-
benmonatstief.

Am Dienstag, dem 16. September 2008,
ziehen die Auswirkungen des Lehman-Kon-
kurses immer weitere Kreise. In Europa bre-
chen die Aktienkurse von Banken ein - auf
Einzelheiten will ich nicht zu sprechen kom-
men -, die von der Wallstreet ausgehenden
Schockwellen und die Unsicherheiten errei-
chen an diesem 16. September die asiati-
schen Aktien- und Devisenmärkte, der russi-
sche Aktienindex verbucht den größten Ta-
gesverlust seit mehr als zehn Jahren, die
russischen Behörden müssen eingreifen, der
Handel an der Moskauer Aktienbörse wird
zeitweise ausgesetzt. Ich wurde ebenfalls mit
der Frage konfrontiert, ob in Deutschland die
Frankfurter Börse ausgesetzt werden sollte.

Gleichzeitig pumpen die weltweit führen-
den Notenbanken aus Sorge vor einer Panik
an den Finanzmärkten mehr als 100 Mil-
liarden Euro zusätzliches Geld in das Fi-
nanzsystem; davon allein die EZB 70 Mil-
liarden Euro.

In Deutschland nimmt die Verunsicherung
zu, die Sorgen speisen sich aus Pressemel-
dungen, wonach der Lehman-Kollaps den mit
4,6 Milliarden ausgestatteten Einlagensiche-
rungsfonds des Bundesverbandes deutscher
Banken mit bis zu 6 Milliarden US-Dollar
belasten und damit sprengen könnte. Ge-
meldet wird, dass die deutsche Lehman-
Tochter dem Sicherungsfonds mit einer ent-
sprechenden Deckungssumme angeschlos-
sen sei.

Wie es der Zufall will, rede ich an diesem
Tag im Plenum des Deutschen Bundestags
und bringe den Bundeshaushaltsentwurf für
2009 ein. In dieser Rede habe ich die Öffent-
lichkeit auf ein zunehmendes Durchschlagen
der Finanzmarktkrise auf die deutsche Real-
wirtschaft das erste Mal - wie ich zugebe,
unterkühlt - vorbereitet

(Heiterkeit)

- Sie sind in einer der Situationen, in denen
Sie die Leute auf die Bäume reden können -
und auf die Möglichkeit hingewiesen, dass
sich die deutsche Volkswirtschaft technisch
bereits in einer Rezession befinden könnte.

Die große Frage, die sich an diesem Tag
stellte, lautete: Retten die USA wenigstens
den angeschlagenen Versicherungskonzern
AIG? - Darüber telefoniere ich um 16 Uhr mit
Mario Draghi, dem Vorsitzenden des Finan-
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cial Stability Board, und dem Bundesbank-
präsidenten Weber, die mich dringend darin
bestätigen, den amerikanischen Finanzmi-
nister anzurufen und ein deutliches Plädoyer,
ja, fast eine Art Hilferuf auszusenden, dass
die amerikanische Regierung AIG rettet. Dies
mache ich um 17 Uhr. Der Zufall will es, dass
ich wenige Stunden vorher mit dem früheren
amerikanischen Finanzminister Robert Rubin
zusammensitze, der gelegentlich für mich mit
Blick auf eine sehr gute Haushaltspolitik, die
er in einem Kabinett Clinton gemacht hat,
eine Art Vorbild gewesen ist, der mir die Si-
tuation an der Wallstreet schildert. Ebenfalls
international verabredet in Europa kontaktiert
meine französische Kollegin Hank Paulson,
und, ich vermute, wie verabredet - aber ich
habe keine Bestätigung - der britische Kol-
lege auch.

Tatsächlich verdichten sich am Abend
Hinweise darauf, dass die USA zu einer
Rettung von AIG bereit sein könnten. Und in
der Tat, am selben Abend oder in der jeweili-
gen Zeitversetzung - mein Telefonat war
nach amerikanischer Zeit um 11 Uhr, nach
unserer Zeit um 17 Uhr - autorisiert der Vor-
stand der Fed die Federal Reserve Bank of
New York, bis zu 85 Milliarden US-Dollar an
AIG zu verleihen. Es handelt sich um den bis
dato weitestgehenden Eingriff in die Privat-
wirtschaft in der Geschichte der Fed. Derweil
eskaliert die Vertrauenskrise immer weiter.
Erstmals wird berichtet, dass ausleihende
Banken im europäischen Repo-Markt nur
noch allerbeste Sicherheiten wie deutsche
Staatspapiere akzeptieren, wogegen staatli-
che Schuldverschreibungen aus Italien und
aus Griechenland bereits abgelehnt werden
würden. Goldman Sachs berichtet über einen
70-prozentigen Rückgang der Gewinne.

Am Mittwoch, dem 17. September, führt
die Verstaatlichung von AIG durch die US-
Regierung nicht zu der erhofften Beruhigung
der Märkte. Im Gegenteil, die Marktteilneh-
mer scheinen die Rettungsaktion als Signal
für die prekäre Lage der Finanzbranche ins-
gesamt zu werten. Der Dow Jones sackt um
weitere 3,4 Prozent ab.

Es ist der Tag, der Mittwoch, der 17.09.,
wie ich aus der Retrospektive weiß, an dem
der HRE-Vorstand und offenbar auch der
HRE-Aufsichtsrat die BaFin über erste Refi-
nanzierungsprobleme und Liquiditätseng-
pässe aufgrund des Marktzusammenbruchs
nach der Lehman-Insolvenz, und zwar nicht
der Subprime-Krise, sondern des Zusam-
menbruchs der Lehman-Bank, und die damit

verbundenen - wie die Banker sagen - Se-
cond-Round-Effekte informieren.

Der dramatische Vertrauensverlust in den
Banken und der Banken untereinander setzt
sich ungebremst fort, der Interbankenmarkt
ist zunehmend gelähmt. Zu unsicher sind die
Banken, ob und zu welchen Konditionen sie
sich in Zukunft selber noch finanzieren kön-
nen. Diejenigen, die Liquidität haben, sitzen
auf dieser Liquidität, diejenigen, die keine
haben, ersticken fast, und diejenigen, die
Liquidität haben, tragen die nicht zu anderen
Banken, nicht mal mehr über Nacht, zu nie-
mandem, sondern zum Zentralbanksystem
zu sehr geringen Zinsen, die sie darauf be-
kommen.

Nicht einmal 24 Stunden nach der vorläu-
figen Rettung von AIG erreicht der Banken-
flächenbrand Europa. Die Krise geht in eine
neue Phase. Mit der Halifax Bank of Scot-
land, HBOS, wird Großbritanniens größter
Hypothekengeber mit einer Bilanzsumme
von 860 Milliarden Dollar - 860 Milliarden
Dollar - in einen 12-Milliarden-Pfund-Deal
von Lloyds TSB übernommen. Dadurch
kommt ein Drittel der britischen Ersparnisse
und des Hypothekenmarktes in eine Hand.
Dem Deal vorausgegangen war ein massiver
Verlust der HBOS-Aktie.

Eine Panik von historischem Ausmaß er-
fasst die Kreditmärkte und verursacht eine
gewaltige Flucht in sichere Anlagen. In der
Folge sind die Zinsen amerikanischer
Staatsanleihen so niedrig wie seit 1941 nicht
mehr. Weltweit pumpen Zentralbanken in
einem gemeinsamen Versuch, die Krise zu
beenden, 180 Milliarden US-Dollar in das
System, und dessen ungeachtet kommt der
Interbankenhandel in den USA und in Eu-
ropa trotzdem faktisch zum Erliegen.

Am 18. September, nach einer 180-Milli-
arden-Dollar-Liquiditätsinjektion der wich-
tigsten Zentralbanken vom Vortag, zeichnen
die Aktienmärkte massive Ausschläge. In
London liegt der Zinssatz für Tagesgeld in
US-Dollar nach wie vor bei 3,84 Prozent; vor
Ausbruch der jüngsten Turbolenzen hatte er
eine Woche zuvor nur bei 2,1 Prozent gele-
gen. Am späten Nachmittag kommt es in
New York zu einer Aktienrallye.

Auslöser ist die Information der US-Fed
über einen ambitionierten Plan, der eine
bundesstaatliche Bad Bank schaffen soll -
das war an diesem 18. September die erste
Ansage und das erste Mal, dass dieser Be-
griff in die Öffentlichkeit schoss -, eine Bad
Bank, die alle toxischen Hypothekenprodukte
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aus der Subprime-Krise aufkaufen sollte. In
einem ähnlichen Konstrukt hatten die USA
Ende der 80er-Jahre die große Sparkassen-
krise beendet. Jetzt verspricht die US-Regie-
rung 50 Milliarden Dollar, um damit Geld-
marktfonds zu garantieren. Die Veröffentli-
chung des Plans kann jedoch die massive
Verunsicherung der Marktteilnehmer nicht
beseitigen. Das lässt sich an den dramatisch
gestiegenen Prämien ablesen, mit denen sie
sich gegen einen Zahlungsausfall des ehe-
maligen Wallstreet-Stars Goldman Sachs,
aber auch von Morgan Stanley absichern.
Die Risikoprämien für Forderungen gegen
beide Unternehmen, sogenannte Credit De-
fault Swaps, haben sich binnen Wochenfrist
etwa verdreifacht.

Mit der Eskalation der Finanzkrise kom-
men auch auf die deutschen Landesbanken
neue Abschreibungen zu. Allein die Netto-
belastungen aus dem Zusammenbruch von
Lehman Brothers sollen sich ersten Meldun-
gen zufolge auf mehr als 1 Milliarde Euro
belaufen. Nachdem sie für den Kursverlust
bei HBOS und damit für den anschließenden
Notverkauf an die Lloyds TSB mitverantwort-
lich gemacht werden, verbietet die britische
Financial Service Agency sogenannte Leer-
verkäufe. Die britische Regierung erhöht die
Garantien für Bankeinlagen auf 50 000
Pfund. Und mit dem Rücken zur Wand sieht
sich Morgan Stanley zu parallelen Verkaufs-
verhandlungen sowohl mit der US-Bank Wa-
chovia wie auch mit dem staatlichen chinesi-
schen Investmentfonds China Investment
Corporation gezwungen.

Freitag, der 19.09. Das ist der Tag, an
dem von der BaFin Frau Lautenschläger-
Peiter dem zuständigen Abteilungsleiter - ich
weiß nicht, war er schon Abteilungsleiter; ja,
er war Abteilungsleiter -, Herrn Wenzel, über
die Schwierigkeiten von Hypo Real Estate
berichtet - Freitag, der 19. September.

In nur einer, der abgelaufenen Woche,
hat sich die Wallstreet dramatisch verändert.
Am Ende einer Woche, die das Finanzsys-
tem in seinen Grundfesten erschüttert hat,
sind - das ist eine bemerkenswerte Entwick-
lung - von den fünf großen Investmentban-
ken an der Wallstreet nur noch zwei übrig,
drei gibt es nicht mehr. Damit ist der größte
Umbruch in der amerikanischen Banken-
branche seit der Weltwirtschaftskrise in den
30er-Jahren zu verzeichnen. Man kann es
aus meiner Sicht auch als „Sieg“ - in Anfüh-
rungszeichen, weil es keine Häme dazu gibt -
des Universalbankenkonzeptes sehen und

interpretieren, ein System, das uns in
Deutschland vergleichsweise Vorteile ge-
bracht hat.

Kurz nach den USA und dem Vereinigten
Königreich verbietet die BaFin nach Rück-
koppelung mit mir vorläufig bis zum
31.12.2008 in Deutschland spekulative Leer-
verkäufe für 11 Versicherungs- und Bank-
aktien, darunter die Papiere der Deutschen
Bank, der Commerzbank und der Allianz.

Mein amerikanischer Kollege Henry Paul-
son arbeitet an einem 700-Milliarden-US-
Plan für den Kauf toxischer Wertpapiere. Der
Vorstand der Federal Reserve kündigt die
Gründung einer Asset-Backed Commercial
Paper Money Market Mutual Fund Liquidity
Facility an - es war schwer zu verstehen, was
sich darunter im Einzelnen verbarg -, um die
Möglichkeiten der Vergabe von Darlehen an
Bank- und Investmenthäuser zu eröffnen.
Das Finanzministerium der USA kündigt ein
befristetes Garantieprogramm an, das bis zu
50 Milliarden Dollar aus dem Exchange Sta-
bilization Fund verfügbar macht, um Investi-
tionen in teilnehmende Geldmarktfonds zu
garantieren. Auf die Verbote von Leerver-
käufen in den USA, dem Vereinigten König-
reich und Deutschland sowie auf den 700-
Milliarden-Plan in den USA für eine Bad
Bank reagieren die Börsen Gott sei Dank
positiv. Sie schließen um 3,5 Prozent höher
ab als am Vortag.

Mitten in dieser Woche sage ich einen
Urlaub ab, den ich für Samstag, den 27.09.,
über 14 Tage geplant hatte. Nie war eine
Entscheidung richtiger als diese Absage des
Urlaubes.

Am 20./21. September haben wir aus-
nahmsweise kein regulatorisches Wochen-
ende, sondern eine kurze Verschnaufpause.

Am Montag, dem 22. September 2008,
geht es allerdings rasant in die Höhe. Mein
Staatssekretär Asmussen informiert mich te-
lefonisch über die krisenbedingte Zuspitzung
der Liquiditätssituation bei Hypo Real Estate.
Um 13.30 Uhr gibt es eine Telefonschalt-
konferenz der G-7-Finanzminister und der
Notenbankgouverneure. Ich glaube, gestern
hat aus dem, was dort verabredet worden ist,
Herr Ackermann [sic! Siehe Seite 22] zitiert.
Ich will das nicht wiederholen, sondern sa-
gen: Die Verabredungen, die an diesem
22. September zwischen den G-7-Staaten
und den Notenbankgouverneuren getroffen
wurden, sind letztlich - in anderen Worten,
aber letztlich - als das erste Commitment zu
verstehen, dass sie in ihren Zuständigkeiten
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dafür sorgen würden, dass keine systemrele-
vante Bank in die Insolvenz geht. Das ist der
Kern, das Ergebnis, dieser Telefonschalt-
konferenz am 22. September gewesen, die
Erklärung mit der unbedingten Bereitschaft
zur Abwendung eines Zusammenbruchs der
Finanzmärkte. Ich glaube, das Zitat ist es
wert, wiederholt zu werden:

Wir sind bereit, alles zu unterneh-
men, sei es einzeln oder gemein-
sam, was zur Sicherung der Stabi-
lität des internationalen Finanzsys-
tems notwendig ist.

Das bedeutete implizit die Verpflichtung der
G 7, keine systemrelevante Bank in den Kon-
kurs gehen zu lassen.

Ein Ergebnis der G-7-Abstimmung ist al-
lerdings auch, dass sich die G 7 nicht an
dem amerikanischen 700-Milliarden-Ret-
tungspaket beteiligen.

Gleichzeitig formiert sich in den USA
wachsender politischer Widerstand gegen
das Rettungspaket der Bush-Administration.
Die Demokraten machen ihre Zustimmung im
Parlament von zusätzlichen Sozialprogram-
men und Erleichterungen für Hausbesitzer
abhängig. Eine gefährliche Situation beginnt
sich zuzuspitzen, weil dieses 700-Milliarden-
Rettungspaket plötzlich Gegenstand im Vor-
feld der amerikanischen Präsidentschafts-
wahlen ist und auf Zweifel und Schwierig-
keiten im Kongress stößt.

Auf den Märkten wachsen die Zweifel, ob
das 700-Milliarden-Paket seine beabsichtigte
Wirkung haben wird. Am gleichen Tag geht
an der Wallstreet eine 75-jährige Tradition zu
Ende. Die letzten beiden großen Investment-
banken, die beiden letzten: Goldman Sachs
und Morgan Stanley, verzichten auf ihren
Sonderstatus und lassen sich von der US-
Notenbank zu gewöhnlichen Geschäftsban-
ken ernennen - was übrigens auch eine Qua-
litätsveränderung in der Aufsicht über diese
beiden Institute bedeutet. Im Gegenzug zu
einer damit verbundenen verschärften Auf-
sicht durch die Notenbank und höheren Ei-
genkapitalanforderungen, denen sie als Ge-
schäftsbank unterliegen, anders als in die-
sem Trennbankensystem, können sie die
Notenbank durch den Statuswechsel einfa-
cher für ihre Refinanzierung und für den
Ausbau eines Einlagengeschäftes nutzen.
Das ist die eigentliche Zielsetzung gewesen.

Am Dienstag, dem 23. September, be-
komme ich ein Schreiben des Aufsichtsrats-
vorsitzenden von Hypo Real Estate, Herrn

Viermetz. Der Kern dieses Schreibens sind
zwei wichtige Daten oder Botschaften: Die-
ses Schreiben enthält keine Bitte um Staats-
hilfe, keine Bitte um eine staatliche Unter-
stützung - am 23. September 2008 -, son-
dern es ist zweitens die explizite Bitte an
mich, mich gemeinsam mit der Deutschen
Bank bei anderen Banken für eine Kreditlinie
zum Nutzen oder für Hypo Real Estate ein-
zusetzen, die sie ihrerseits durch Abtretung
von Kreditforderungen besichern möchte. Es
war das Angebot, die Bitte, ein Gespräch zu
führen. Wir haben vermerkt, dass über die-
ses Gespräch im Lichte ohnehin anstehender
Termine am Donnerstag, dem 25. Septem-
ber, zu entscheiden sein wird - auf die ich
gleich zu sprechen komme -, wo ich nicht nur
einen großen Kreis Banken- und Versiche-
rungsvertreter eingeladen hatte, sondern
anschließend in einem kleineren Kreis den
spezifischen Fall Hypo Real Estate debattiert
habe. Ich komme darauf noch zu sprechen.

Für die Finanzmärkte bleibt die wichtige
Frage weiter unbeantwortet, zu welchem
Preis der Staat, will sagen die US-Regierung,
im Rahmen dieses 700-Milliarden-Hilfspake-
tes die Schrottpapiere ankaufen soll. Dieses
Problem der Preisbildung sollte uns die
ganze Zeit mit Blick auf die Fragestellung
verfolgen: Wie geht man mit der Bilanzberei-
nigung um, mit der Entlastung der Bilanzen,
wenn man - auf welchem Weg auch immer -
dazu beiträgt, dass sich die Banken von toxi-
schen oder nicht liquiden, von illiquiden,
Wertpapieren trennen können?

Während die Demokraten neben den Hil-
fen für Hausbesitzer eine parlamentarische
Kontrollbehörde für den Rettungsplan sowie
Höchstgrenzen für Abfindungen von Mana-
gern von geretteten Banken fordern, sehen
die republikanischen Abgeordneten bei der
weiteren Beratung über diesen 700-Milliar-
den-Schirm in dem Rettungspaket - wörtlich -
„einen finanziellen Sozialismus, mit dem der
freie Markt unterminiert werde“. Der ameri-
kanischen Administration schwimmen die
Felle weg. Um eine rasche politische Eini-
gung voranzutreiben, kündigt Hank Paulson
Höchstgrenzen für die steuerliche Abzugsfä-
higkeit von Managergehältern als Teil seines
700-Milliarden-Rettungspaketes an - eine
Maßnahme, die wir leider Gottes mehrheitlich
im Deutschen Bundestag nicht durchsetzen
konnten.

Am 24. September gibt es das berühmte
Zitat von Warren Buffett, dass strukturierte
Produkte Massenvernichtungswaffen sind. Er
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investiert 5 Milliarden US-Dollar in Goldman
Sachs und warnt davor, dass das Fehlschla-
gen einer Einigung auf die 700-Milliarden-
Rettungsaktion der US-Regierung in einem
ökonomischen Pearl Harbour enden könnte.
Dessen ungeachtet wächst die politische
Opposition gegen das Rettungspaket weiter.
Es kommt zu öffentlichen Protesten gegen
das Hilfspaket. Hauptkritikpunkt: Die Preise,
zu denen der Staat, also die Steuerzahler,
den Banken ihre toxischen Wertepapiere
abkauft, könnten überhöht sein - eine Frage-
stellung, mit der ich anschließend auch kon-
frontiert wurde; andere drängten mich sehr
schnell zu Lösungen, ohne mir eine Lösung
dieses spezifischen Problems benennen zu
können -, damit würden die in Schieflage
geratenen Banken statt - wie von vielen ge-
fordert - bestraft, für ihr Verhalten sogar eher
noch belohnt werden. So die Debatte in den
USA. Angesichts dessen sieht sich der US-
Präsident gezwungen, in einer Primetime-
Fernsehansprache für die Verabschiedung
dieses Rettungspaketes zu werben.

Am Donnerstag, dem 25. September, fin-
det hier in Berlin der deutsch-französische
Finanz- und Wirtschaftsrat statt, den meine
französische Kollegin und ich in einem Vier-
augengespräch - oder wir waren begleitet
von einem Notetaker - nutzen, um über die
Lage zu debattieren. Um 15.30 Uhr habe ich
eine größere Runde von Banken- und Versi-
cherungsvertretern zusammen. Aber der
entscheidende Termin findet um 17 Uhr statt.

Zuvor: Irland gerät als erster Staat der
Eurozone in eine Rezession. Washington
Mutual, der Hypothekenfinanzierer mit ge-
schätzten Vermögenswerten von über 300
Milliarden US-Dollar, wird von den Behörden
in den USA geschlossen und an JP Morgan
Chase verkauft. Die Börsenhändler sind über
ein mögliches Scheitern des 700-Milliarden-
Rettungspaketes besorgt. Es sieht an diesem
Donnerstag so aus, als ob der Plan vom
Kongress nicht angenommen wird.

Um 9 Uhr gebe ich eine Regierungserklä-
rung zur Finanzmarktkrise im Plenum des
Deutschen Bundestages ab. Ich will an die
Kernaussagen erinnern. Ich habe gesagt,
was wir erleben, ist ein Erdbeben in der in-
ternationalen Finanzarchitektur mit unvor-
stellbaren Wertberichtigungen. Ich habe in
dieser Rede ausgeführt, dass die globale
Finanzmarktkrise tiefe Spuren hinterlassen
wird. Ein wörtlicher Satz lautet:

Die Welt wird nicht wieder so wer-
den wie vor dieser Krise.

Es wird nicht ausreichen, nur ein Krisen-
management zu entwickeln. Zwei Seiten
einer Medaille sind: ein Krisenmanagement
zu entwickeln und die Vermeidung, eine
Wiederkehr einer solchen Finanzmarktkrise.
Die richtige Antwort darauf lautet eine Stär-
kung der Regulierung. Ich habe auch den
Satz geprägt, dass nicht abrupt, nicht plötz-
lich - wie ich sagte -, sondern erodierend die
USA ihren Status als alleinige Supermacht
des Weltfinanzsystems einbüßen werden.
Das Weltfinanzsystem wird multipolarerer,
habe ich ausgeführt. Ich habe ausgeführt:
Wir müssen uns in der nächsten Zeit auf
niedrigere Wachstumsraten und zeitlich ver-
schoben auf eine ungünstigere Entwicklung
auf dem Arbeitsmarkt einstellen. Nach die-
sem schwarzen September an den Börsen
wird die Welt nicht mehr so sein wie zuvor.

Als Konsequenz hieraus habe ich mich für
strengere Kontrollen des Finanzsektors, ein
Verbot besonders spekulativer Geschäfte
sowie schon damals für eine stärkere per-
sönliche Haftung von Managern an diesem
16. September ausgesprochen. - War es der
16. September?

Am Nachmittag findet im Bundesfinanz-
ministerium - wie ich gesagt habe - ein länger
anberaumtes Treffen mit deutschen Finanz-
marktvertretern statt. Es dient dem Aus-
tausch über die Einschätzung zur Lage an
den Finanzmärkten zehn Tage nach dem
Konkurs von Lehman Brothers. Im Ergebnis
berichtet die Mehrzahl der Banken von zu-
nehmenden Schwierigkeiten bei der eigenen
Refinanzierung.

Aber nach Beendigung dieser offiziellen
Tagesordnung wird das Treffen in einem
kleinen Kreis mit Herrn Ackermann, Herrn
Blessing, Herrn Müller, Herrn Weber, Herrn
Sanio und Herrn Asmussen informell fortge-
setzt. Im Mittelpunkt dieses informellen Tref-
fens stand rein die Analyse und Problembe-
schreibung der Situation bei Hypo Real
Estate. Seit dem Konkurs von Lehman Bro-
thers am 15. September und der in der Folge
zunehmenden Austrocknung des Interban-
kenmarktes hatte insbesondere die zur
Hypo-Real-Estate-Gruppe gehörende irische
DEPFA zunehmende Probleme bei ihrer
kurzfristigen Refinanzierung.

Es ist ihr Geschäftsmodell, es ist ein Ge-
schäftsmodell der Fristentransformation; ich
greife weiteren Ausführungen voraus. Die



2. Untersuchungsausschuss 15
[22. Sitzung am 20.08.2009]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Lage von Hypo Real Estate ist nicht durch
die Subprime-Krise so dramatisch geworden.
Die Lungenentzündung, der Schlaganfall, der
passierte, ist durch das Geschäftsmodell die-
ser Bank, insbesondere mit Blick auf die
DEPFA plc entstanden, die langfristige Kre-
dite kurzfristig refinanziert. Und in dem Au-
genblick, wo über Lehman Brothers als Trig-
ger in einem Second-Round-Effekt die kurz-
fristige Refinanzierung wegen einer Aus-
trocknung des Geldmarktes nicht mehr mög-
lich war, trat die Eskalation ein. Die Eskala-
tion trat nicht ein Anfang des Jahres über die
Subprime-Entwicklung.

Einem Brief in Ihren Unterlagen werden
Sie entnehmen können - dem Brief von Herrn
Viermetz; ich gehe auf die Daten nicht ein,
damit wir nicht extra in eine Runde der Ge-
heimhaltung gehen müssen - das Exposure
von DEPFA plc oder der Hypo-Real-Estate-
Gruppe bei Lehman Brothers. Die Unterlagen
liegen Ihnen vor. Dann haben Sie einen Ein-
druck, dass nicht der Ausgangspunkt Anfang
des Jahres oder über die Entwicklung der
Subprime-Krise bei Hypo Real Estate war,
sondern es lag in diesem spezifischen Ge-
schäftsmodell, das bis in den Sommer von
allen Beteiligten durchaus als funktionsfähig
empfunden wurde. Zitate darüber werde ich
Ihnen gerne nachher auf Fragen noch einmal
vor Augen führen können. Diese Eskalation
war bedingt durch diese, wie die Banker sa-
gen, Second- oder Third-Round-Effekte als
Folge des Konkurses von Lehman Brothers.

Von den Anwesenden wurde damals ver-
einbart, eine Lösung für die Hypo-Real-
Estate-Problematik ohne den Staat zu su-
chen. An diesem Donnerstag war nicht die
Rede davon, dass mit staatlicher Hilfe die
Liquiditätsprobleme von Hypo Real Estate zu
stabilisieren sind, sondern es wurde verabre-
det, dass so schnell wie möglich, beginnend
schon am Freitag, eine Klärung der Situation
stattfindet, was dann auf Einladung am Frei-
tag ja auch stattgefunden hat mit Blick auf
Besprechungen, die es in Frankfurt gegeben
hat. Die haben sich fortgesetzt am Samstag
und Sonntag, 27. und 28.09., bei der BaFin
in Frankfurt, wo über entsprechende Stabili-
sierungsmaßnahmen gesprochen wurde.
Vorbereitet wurden diese Besprechungen
insbesondere am Samstag, dem 27.09., und
am Freitag, dem 26.09., indem unter Beteili-
gung von BaFin, Hypo Real Estate und ande-
ren Banken ein Kassensturz gemacht wurde.
Zudem wurde für die Verhandlungen an die-
sen Tagen eine enge Abstimmung zwischen

Herrn Weber und Herrn Asmussen verabre-
det.

Am Freitag, dem 26.09., fanden diese
Kassensturzgespräche bei der BaFin in
Frankfurt statt. Darüber ergab sich offenbar
eine strukturelle Lücke von 35 Milliarden
Euro statt der 15 Milliarden Euro, die in ei-
nem Gespräch offenbar von Herrn Funke mit
Herrn Ackermann am 22.09. noch genannt
wurden. Das heißt, vom 22.09. zum 26.09.
war über die Angaben von Hypo Real Estate
das erste Mal eine Steigerung von 15 auf
35 Milliarden strukturelle Hilfe, was Ihnen
einen Anhaltspunkt gibt zu dem Zitat von
Herrn Müller, Bundesverband der deutschen
Banken und Commerzbank, der, glaube ich,
sinngemäß zum Ausdruck gebracht hat, dass
die Halbwertszeit der Angaben von Hypo
Real Estate unter 72 Stunden oder bei etwa
72 Stunden gewesen ist.

Ich will auf dieses Rettungswochenende
vom 26. bis 29. September zu sprechen
kommen. Herr Asmussen hat mich auch über
seinen Informationskanal zu dem Bundes-
bankpräsidenten über den Fortgang der Ver-
handlung laufend unterrichtet. Wir hatten es
mit einer Zuspitzung nicht nur in Deutschland
zu tun, sondern die Regierungen von Bel-
gien, den Niederlanden und Luxemburg
standen vor einer ähnlichen Schwierigkeit
wie wir, nur natürlich mit Blick auf ein ande-
res Institut, nämlich Fortis. Aus den USA wird
gemeldet, dass sich die Parteien auf den
700-Milliarden-US-Rettungsschirm geeinigt
hätten, was eine gute Nachricht war. Aber wir
hatten es im übrigen Europa mit nicht nur
Fortis zu tun, sondern auch mit Dexia. Ihnen
sind die Vorgänge vertraut, sodass ich Ihnen
nicht erklären muss, welche Situation an
diesem Wochenende bestanden hat, die zu
zahlreichen Telefonkontakten führte, auch
von mir mit dem EZB-Präsidenten und mit
ausländischen Kollegen, die inständig darum
baten, auf der Basis des Commitments vom
22. September alles in den jeweiligen Mög-
lichkeiten Stehende zu tun, um eine system-
relevante Bank nicht in den Konkurs gehen
zu lassen.

Im Laufe des Samstags, des 27. Septem-
ber, stellte sich bei den Verhandlungen in
Frankfurt heraus, dass eine reine Privatsek-
torlösung zur Rettung der Hypo Real Estate
genauso wenig realisierbar ist wie die iso-
lierte Insolvenz der DEPFA und dass der
Bund um eine Beteiligung an dem Rettungs-
paket nicht vorbeikommt. Sie haben die Zeu-
gen dazu gehört. Sie haben auch in Ihrem



2. Untersuchungsausschuss 16
[22. Sitzung am 20.08.2009]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Gedächtnis behalten, dass insbesondere
Herr Ackermann deutlich gemacht hat, dass
ihm erst an diesem Samstag bewusst ge-
worden ist, dass eine staatliche Hilfe drin-
gend erforderlich ist.

Den ersten Hinweis aus der Zuständigkeit
der Bundesregierung, dass eine staatliche
Unterstützung erforderlich ist, bekam ich in
einem Brief von Herrn Weber und Herrn Sa-
nio an diesem 27.09., in dem sinngemäß
drinstand, dass keine Lösung ohne Staats-
hilfe möglich ist, dass es sich um ein system-
relevantes Institut handelt, dessen Konkurs
internationale Auswirkungen haben dürfte; es
ist zu befürchten ein Vertrauensverlust nicht
nur für den Finanzplatz Deutschland, son-
dern weit darüber hinaus.

Am späten Abend des 28. September
dann bin ich nach außen hin eingeschaltet
worden, nachdem ich an diesem Tag in Ber-
lin - anders, als berichtet, war ich gar nicht in
Bonn, sondern in Berlin wegen des abge-
sagten Urlaubes - von Herrn Asmussen lau-
fend informiert wurde. Er selber hat teilge-
nommen am Sonntag, dem 28. September,
an den Besprechungen in Frankfurt am
Nachmittag. Dies habe ich für richtig gehal-
ten. Ich vermute, einige Ihrer Fragen werden
sich darauf richten. Ich muss selber gar nicht
mehr lange Ausführungen machen, wenn ich
daran erinnere, welche Ausführungen Herr
Müller und Herr Ackermann über das Ver-
handeln der Vertreter der Bundesregierung
gemacht haben. Jedenfalls einer der funda-
mentalen Vorwürfe, die ich aus der Presse
von Oppositionspolitikern gehört habe, die
Bundesregierung hätte nicht hart genug im
Interesse des Steuerzahlers verhandelt, ist
mit den Aussagen unserer Verhandlungs-
partner, wie ich glaube, endgültig vom Tisch
verschwunden.

Nach entsprechenden Hinweisen von
Herrn Asmussen habe ich relativ spät, um
nicht zu sagen, in der Nacht, Herrn Acker-
mann angerufen und mit ihm die Beteiligung
der Banken an diesem Rettungspaket be-
sprochen. Er bot seinerzeit 7 Milliarden an,
und ich habe dieses Angebot in diesem Te-
lefonat als zu niedrig bezeichnet, es aller-
dings auch nicht glattweg abgeschlagen,
sondern gesagt, dass dies eine Frage ist, die
für die Bundesregierung von fundamentaler
Bedeutung ist, und dass ich die Bundes-
kanzlerin einschalten würde. In meinem da-
rauf folgenden Telefonat mit der Bundes-
kanzlerin habe ich ihr empfohlen, gegenüber
Herrn Ackermann auf eine Beteiligung der

Banken von 10 Milliarden zu drängen. Am
Ende der Verhandlungen gegen 1 Uhr nach
einem Anruf der Bundeskanzlerin oder einem
Telefonat der Bundeskanzlerin mit Herrn
Ackermann einigte man sich schließlich auf
8,5 Milliarden. Das Ergebnis war ein Kredit
von 35 Milliarden für die Hypo Real Estate,
der Bund bürgt für 20 Milliarden, die über die
Notenbanken kommen, 15 Milliarden werden
von der Finanzwirtschaft bereitgestellt. Das
Risiko über diese 15 Milliarden teilt sich der
Finanzsektor mit dem Bund im Verhältnis von
60 zu 40; das heißt, die Haftung der Banken
wurde auf 8,5 Milliarden Euro begrenzt.

Die Meldungen, die mich zur Entwicklung
auf den Finanzmärkten an diesem 28. Sep-
tember aus dem Ausland erreichten, mach-
ten sehr eindeutig und unmissverständlich
die Gefahr unkalkulierbarer Dominoeffekte
klar. In Großbritannien wird Bradford &
Bingley teilverstaatlicht, die City Group in den
USA rettet Wachovia, das sechstgrößte Kre-
ditinstitut in den USA, Island übernimmt die
Kontrolle über Glitnir, die drittgrößte Bank
des Landes, die Finanzkrise erreicht die
amerikanischen Sparkassen, und der US-
Kongress lehnt, anders als wir vorher erwar-
tet haben, zunächst den 700-Milliarden-Plan
der US-Administration ab. Ein paar Stunden
später stimmt auch das Repräsentantenhaus
dagegen. Beide Häuser des Kongresses
lehnen das 700-Milliarden-Programm an die-
sem Abend ab. Damit steht die Finanzwelt
ein weiteres Mal dicht am Abgrund.

Die Quintessenz dieses ersten Hypo-
Real-Estate-Krisenwochenendes lässt sich
aus meiner Sicht in vier zentralen Punkten
festhalten:

Erstens. Keine der Informationen, die
dem Bundesministerium der Finanzen ein-
schließlich meiner Person vor dem
15. September 2008 zur Situation der Hypo-
Real-Estate-Gruppe einschließlich der
DEPFA vorliegen, lässt bezüglich der Liqui-
ditätssituation einen politischen Handlungs-
bedarf erkennen. Mit anderen Worten: Be-
züglich der Entwicklung der Liquiditätsposi-
tion bei der DEPFA bzw. der Hypo-Real-
Estate-Gruppe waren die Berichte der Ban-
kenaufsicht an das Bundesfinanzministerium
bis dahin ohne dramatischen Befund, ge-
stützt durch Aussagen, die Sie von anderer
Seite, insbesondere vom Vorstand von Hypo
Real Estate, bekommen können, bis hin zu
Aussagen von Herrn Ackermann und bis hin
zu Aussagen von Herrn Müller, dass sie die-
ses Institut bis in die Sommerzeit hinein für
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ein solventes Unternehmen mit einer ausrei-
chenden Liquiditätslage gesehen haben. Sie
müssten mir dann schon vorwerfen, warum
und aus welchen Quellen ich eine andere
Betrachtung hätte aufmachen müssen.

In den Berichten der Bankenaufsicht ist
vor dem 15. September von einer ange-
spannten, aber beherrschbaren Liquiditäts-
situation die Rede. Darüber hinaus gab es
meines Wissens vor dem 15. September
keine trendmäßige Verschlechterung der
Refinanzierungsbedingungen der DEPFA.
Wir reden immer über den 15. September.
Die Entwicklung verlief vielmehr wellenför-
mig, also als Folge von Auf- und Abwärtsbe-
wegungen.

Zweitens. Aussagen und Behauptungen,
wonach dem Bundesfinanzministerium bzw.
meiner Person bereits zu Beginn des Jahres
2008 Hinweise auf eine existenzbedrohende
Liquiditätslage der DEPFA bzw. der Hypo-
Real-Estate-Gruppe vorgelegen hätten, sind
falsch und irreführend und lassen sich auch
nicht belegen, auch nicht aus den Unterla-
gen, die Sie haben. Sie vermengen - darauf
lege ich großen Wert - bewusst oder unbe-
wusst, vorsätzlich oder fahrlässig zwei mit-
einander nicht in Zusammenhang stehende
Sachverhalte, die ich schon deutlich gemacht
habe, nämlich die Belastung der Hypo Real
Estate durch die US-Subprime-Krise zum
einen sowie die Entwicklung der Liquiditäts-
position der Hypo Real Estate in der Folge
des 15. September zum anderen. Auch be-
zogen auf den ersten Sachverhalt liegt Ihnen
eine Unterlage vor, ein Vermerk an mich
vom, glaube ich, 18. Januar, in dem deutlich
gemacht wird, dass es keine existenzbedro-
hende Lage der Hypo Real Estate - der
Gruppe oder ihrer Töchter - gibt aus dem
ersten Sachverhalt, der Subprime-Krise.
Zwischen diesen Daten bin ich mit weiteren
alarmierenden Hinweisen auf die Hypo Real
Estate Bank oder ihre Töchter nicht befasst
worden. Die Abschreibungen der Hypo Real
Estate aufgrund ihres Engagements in
strukturierten Produkten haben nichts, rein
gar nichts mit der Liquiditätslage der Hypo
Real Estate im September 2008 zu tun.

Mit einer Vorlage vom 18. Januar, die ich
eben gerade schon erwähnte im Vorgriff auf
das, was ich Ihnen vortragen möchte, und
die in den bisherigen Vernehmungen eine
gewisse Rolle gespielt hat, wurde ich unter
Bezugnahme auf eine Ad-hoc-Mitteilung der
Hypo Real Estate vom 15. Januar 2008 über
den Abschreibungsbedarf auf strukturierte

Produkte mit US-Subprime-Bezug und die
infolge der mangelnden Informationspolitik
der Bank erheblichen Kursverluste der Hypo-
Real-Estate-Aktie in den Tagen zuvor unter-
richtet. Zum Berichtszeitpunkt stellte die
Vorlage fest, dass weder die Hypo Real
Estate Holding noch die zur Gruppe gehö-
renden Banken in ihrem Bestand gefährdet
sind.

Wichtig ist, festzuhalten, dass Gegen-
stand der Unterrichtung ausschließlich das
Hypo-Real-Estate-Engagement und die Risi-
ken im Bereich strukturierter Produkte insbe-
sondere mit Subprime-Bezug waren. Auch
die bisherige Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses und die Aussagen der Experten
haben eindeutig bestätigt, dass diese Enga-
gements für den Beinahezusammenbruch
der Hypo Real Estate im September 2008
definitiv nicht verantwortlich waren, sondern
die nach dem für alle Experten unvorherseh-
baren Lehman-Konkurs nicht mehr mögliche
kurzfristige Refinanzierung der Hypo Real
Estate bzw. der DEPFA.

Da die BaFin ausweislich ihrer Berichter-
stattung offensichtlich die Entwicklung sorg-
fältig verfolgte und sich in der Lage zeigte,
erforderliche Maßnahmen zu treffen, hatte
das Bundesministerium der Finanzen im
Übrigen in seiner Funktion als Fach- und
Rechtsaufsicht der BaFin keine Veranlas-
sung, gegenüber der Bankenaufsicht einzu-
schreiten.

Drittens. Ich stelle fest, was im Übrigen
auch die Vernehmungen der Experten erge-
ben haben: Die Tatsache, dass die Hypo
Real Estate Holding zum Zeitpunkt der Son-
derprüfung der DEPFA im Frühjahr 2008
nicht dem Kreditwesengesetz und damit
auch nicht der vollständigen Aufsicht unter-
stand, hat in keinster Weise zu einer Beein-
trächtigung der DEPFA-Sonderprüfung und
der Erkenntnisse aus dieser Prüfung geführt.
Insofern sind Vorwürfe gegenüber dem Bun-
desfinanzministerium, durch eine vermeint-
lich zu späte Einbeziehung von Finanzhol-
dings in die Aufsicht - wir werden wohl mit
Sicherheit auf diesen Punkt zu sprechen
kommen - der Beinaheinsolvenz der Hypo
Real Estate im September 2008 Vorschub
geleistet zu haben, irreführend und gegen-
standslos.

Die Aussagen der mit der Aufsicht über
die Hypo Real Estate betrauten Experten
lassen sich auf einen für die Untersuchung
zentralen Punkt bringen: Für das, was nach
dem 15. September 2008 als Folge des
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Lehman-Konkurses und der Austrocknung
des Interbankenmarktes mit Hypo Real
Estate passiert ist, gab es während der Son-
derprüfung und im Rahmen der laufenden
Aufsicht über die Hypo Real Estate keinerlei
Anhaltspunkte. Anders formuliert: Vor dem
15. September 2008 gab es aus Sicht der
Bankenaufsicht keinerlei Hinweise darauf,
dass das DEPFA-Geschäftsmodell der Fris-
tentransformation eine Existenzbedrohung,
geschweige denn die Gefahr einer Insolvenz
für dieses Institut darstellen könnte. Damit
bestand für das Bundesfinanzministerium
auch keine Veranlassung einzuschreiten.

Viertens. Der Vorwurf, das Bundesfi-
nanzministerium habe sich zu spät bzw.
schlecht vorbereitet in die Verhandlungen am
ersten Rettungswochenende eingeschaltet,
ist schlichtweg absurd und widerlegt. Des-
halb gehe ich nicht mehr länger darauf ein.

Am Montag, dem 29. September 2008,
meine Damen und Herren, ging es darum,
die Einigung vom 28. September oder von
morgens sehr früh, 1 Uhr, umzusetzen. An
diesem Tag hat der Bundesbankpräsident
Herrn Ackermann gebeten, mit einem Team
der Deutschen Bank nach Dublin und nach
München zu reisen, um eine weitere Prüfung
durchzuführen, wie verlässlich die seinerzeit
definierte Liquiditätslücke von 35 Milliarden
Euro ist. Herr Ackermann sagte zu, seine
Spezialisten, die ziemlich gut sind, nach
Dublin und nach München zu schicken, und
es gab einen Brief von Herrn Weber an mich,
wo die Konstruktion der Abschirmung im Ein-
zelnen dargelegt wurde. Ich gehe darauf
nicht ein, weil Sie das in Ihren Unterlagen
haben.

Die Serie staatlicher Stützungsaktionen
vom Wochenende für die Hypo Real Estate,
für Fortis, Glitnir, Dexia sowie der tiefsitzende
Schock über das Scheitern des amerikani-
schen 700-Milliarden-Rettungspakets lassen
an den globalen Finanzmärkten an diesem
Montag Endzeitstimmung aufkommen.
Gleichzeitig greift eine extreme Verunsiche-
rung am Pfandbriefmarkt um sich. Der Ren-
diteabstand zu Bundesanleihen steigt zeit-
weise auf über 2 Prozent; üblich sind
0,2 Prozent.

Unterdessen gibt die irische Regierung
eine umfassende Garantie für ihre Banken.
Damit deckt sie geschätzte sage und
schreibe 400 Milliarden Pfund an Bankver-
pflichtungen einschließlich Einlagen, Anlei-
hen, vorrangigen Schulden und nachrangi-
gen Schulden mit zweijähriger Fälligkeit. Die

Reaktion der Märkte auf diese einseitige, mit
den europäischen Partnern nicht abge-
stimmte Aktion bleibt nicht lange aus. Welt-
weit überweisen Banken Liquidität an ihre
irischen Töchter. Insbesondere mein briti-
scher Kollege ist darüber nicht amüsiert, um
mich in einem britischen Sprachgebrauch
auszudrücken.

Am Morgen des 29. September habe ich
die Fraktionsvorsitzenden von CDU/CSU,
SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen sowie die
haushaltspolitischen Sprecher der Regie-
rungsfraktionen über die Entscheidungen der
Bundesregierung aus der vergangenen
Nacht informiert. Nach persönlichen Treffen
mit den Fraktionsvorsitzenden und den
haushaltspolitischen Sprechern am Nach-
mittag habe ich um 17 Uhr im Bundesfi-
nanzministerium der Presse über das 35-
Milliarden-Rettungspaket für Hypo Real
Estate Rede und Antwort gestanden. Im
Zuge der Pressekonferenz habe ich - wie
bereits mein damaliger Sprecher am Vormit-
tag in der Bundespressekonferenz - das Ziel
des Rettungspakets erläutert, nämlich aus-
weislich der dpa-Meldung vom 29.09.2008,
18.30 Uhr, eine geordnete Abwicklung des
Instituts in den nächsten Jahren zu ermögli-
chen und den freien Fall zu verhindern. In
derselben dpa-Meldung heißt es weiter:

Steinbrück zufolge geht es um die
„geordnete Abwicklung“ und Ver-
marktung von Vermögenswerten
und Tochtergesellschaften der
Gruppe über eine Zweckgesell-
schaft. Dem Vernehmen nach hat
der Bankensektor auf ein solches
Vorgehen gedrungen. Dies sei nicht
Bedingung des Bundes. Auch
müsse „geordnete Abwicklung“
nicht zwangsläufig bedeuten, dass
die Hypo Real Estate verschwinde.

Ich stelle selbstkritisch in Rechnung, dass
diese Wortwahl nicht besonders glücklich
war. Ich habe sie korrigiert, im Haus-
haltsausschuss am 30. September, immer
deutlich gemacht, dass es sich um eine Ret-
tungsaktion für Hypo Real Estate handelt und
dass mit der „geordneten Abwicklung“ ein
Sprachgebrauch aus dem Wochenende von
mir prolongiert worden ist, der zu Missver-
ständnissen Anlass gegeben hat. Deutlich ist
immer gewesen, dass eine Abgrenzung ge-
genüber dem freien Fall, gegenüber einem
ungeordneten Insolvenzverfahren damit
deutlich gemacht wurde. Spätestens am
30.09. ist, glaube ich, das Richtige gesagt
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worden, um Missinterpretationen über diese
Begrifflichkeit zu vermeiden.

Ich glaube, Sie haben inzwischen meh-
rere Aussagen gehört, dass der Verdacht,
dass über diese Formulierung Prozesse aus-
gelöst worden sind, die in die Milliarden hi-
neingehen könnten, eher auf eine Exkulpa-
tionsstrategie der Beteiligten und Verantwort-
lichen bei Hypo Real Estate zurückzuführen
ist. Mehrere Zeugenaussagen haben Ihnen
gegenüber bestätigt, dass diese Bemerkun-
gen keineswegs die Folgen hatten, die einige
insbesondere aus dem Vorstand und aus
dem Aufsichtsrat der Bank anschließend
versucht haben zu ihrer eigenen Entlastung
geltend zu machen. Fakt ist: Der dramatische
Kurssturz der Hypo-Real-Estate-Aktie am
Morgen des 29. September - am Morgen des
29. September! - von mehr als 70 Prozent
setzte mehrere Stunden vor der erstmaligen
Erwähnung meiner Formulierung um 17 Uhr
ein.

Dienstag, 30. September: Am 30. Sep-
tember brechen die asiatischen Aktienmärkte
auf breiter Front ein. Dagegen kommt es auf
dem amerikanischen Aktienmarkt zu starken
Kursgewinnen. Die Märkte setzen weiterhin
auf eine Zustimmung des Senats zu dem
700-Milliarden-Rettungsprogramm. Gleich-
zeitig wird in den USA für Juli der größte
Hauspreisverfall in der Geschichte festge-
stellt. Versuche der EU-Kommission, sich auf
einen gemeinsamen europäischen Ret-
tungsfonds in der Größenordnung von
300 Milliarden Euro zu verständigen, schei-
tern. Insbesondere in Rücksprache mit der
Bundeskanzlerin stehen wir einer solchen
Initiative, ausgelöst auch durch ein Interview
meiner französischen Kollegin, sehr skep-
tisch in Deutschland gegenüber, weil wir über
die Maßnahmen, die wir zur Stabilisierung
des deutschen Finanzmarktsektors ergreifen
wollen, ganz gern die alleinigen Zugriffsmög-
lichkeiten hätten.

Keine 48 Stunden nach der Rettung von
Fortis müssen die Regierungen von Frank-
reich, Belgien und Luxemburg den belgisch-
französischen Kommunalfinanzierer Dexia
mit einer Kapitalspritze von 6,4 Milliarden
retten und verstaatlichen. Sowohl Dexia als
auch Fortis haben mit dem gleichen Ge-
schäftsmodell wie Hypo Real Estate Ge-
schäfte gemacht. Dieses Geschäftsmodell
der extremen Fristentransformation funktio-
nierte ohne Vertrauen auf den Märkten nicht,
und so waren auch die Geschäftsmodelle

dieser Unternehmen, dieser Banken unter
Druck geraten.

Das weitgehende Austrocknen des Inter-
bankenmarktes brachte vor allem jene Insti-
tute in große Schwierigkeiten, die wie bei-
spielsweise Hypo Real Estate gleichsam als
Großhandelsbank über keine eigene Einle-
gerbasis verfügten. Sie waren deshalb be-
sonders auf Kredite von den Finanzinstitutio-
nen angewiesen, die wie die Sparkassen
oder Kreditgenossenschaften über ein aus-
geprägtes Einlagengeschäft oder wie die
Geldmarktfonds über ein breites Netz an
Anlegern verfügen. Sind diese nicht mehr
bereit, die Refinanzierung dieser Großhan-
delsbanken vorzunehmen, bricht das ge-
samte Geschäftsmodell zusammen.

Am Nachmittag des 30. September unter-
richte ich zusammen mit Bundesbankpräsi-
dent Weber die Oppositionsfraktionen sowie
den Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages über das Rettungspaket für die
Hypo Real Estate und die aktuellen Entwick-
lungen auf den Finanzmärkten. Ich kann
mich erinnern, dass ich alle Fraktionen ein-
zeln mit Herrn Weber besucht habe.

Am Mittwoch, dem 1. Oktober, stimmt der
US-Senat endlich dem 700-Milliarden-Paket
zu. Griechenland stockt die Garantien für
Bankeinlagen auf. Am 2. Oktober fliege ich
zusammen mit Vertretern des Kabinetts mit
der Bundeskanzlerin an der Spitze zu
deutsch-russischen Konsultationen, erörtere
bei der Gelegenheit auch mit meinem russi-
schen Kollegen die Situation, und mich er-
reicht an diesem Tag die Nachricht von Herrn
Asmussen, telefonisch in Sankt Petersburg,
dass es einen weiteren Liquiditätsbedarf bei
Hypo Real Estate gibt, will sagen: Das Team
der Deutschen Bank hat bei den Prüfungen,
die am Montag veranlasst worden waren, bei
der Hypo Real Estate Daten, Unterlagen,
Hinweise gefunden, die auf eine weiter dra-
matische Verschlechterung der Liquiditäts-
lage von Hypo Real Estate hinweisen.

Parallel dazu laufen die Verhandlungen
über die Verteilung der 8,5 Milliarden Beteili-
gung des deutschen Finanzsektors an dem
ersten Rettungspaket. Sie werden an diesem
Abend oder an diesem Tag, an diesem
2. Oktober, nicht zu Ende geführt, sondern
sie ziehen sich weiter in den 3. Oktober. Das
Bankenkonsortium einigt sich an diesem
3. Oktober über die Verteilung der vom Ban-
kensektor zu übernehmenden 8,5 Milliarden,
nach sehr schwierigen Verhandlungen, wird
aber dann am Samstag, dem 4. Oktober,
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abends von einer Ad-hoc-Meldung von Hypo
Real Estate überrascht. Hypo Real Estate
gibt eine Ad-hoc-Meldung heraus, dass die
Rettungsaktion gescheitert sei, und sie ist
gescheitert über den zusätzlichen Liquidi-
tätsbedarf bis Ende 2008, über die
20 Milliarden, die dort plötzlich zusätzlich
gehoben worden sind.

In Paris findet parallel dazu ein Krisen-
gipfel unter Beteiligung französischer, deut-
scher, britischer und italienischer Spitzenpo-
litiker statt. Die Bundeskanzlerin, Herr As-
mussen und Herr Weidmann sind in Paris.
Die Bundeskanzlerin, der Präsident der Bun-
desbank, der Präsident der BaFin und ich
erfahren, dass das Bankenkonsortium am
Samstagabend, dem 4. Oktober, angesichts
der neuen Situation bei Hypo Real Estate,
also auch nach der Ad-hoc-Meldung, seine
Unterschrift unter die Einigung vom Vortag
zu setzen ablehnt. Damit hatten wir es an
diesem Samstagabend erneut mit einer dra-
matisch zugespitzten Situation zu tun. Die
Folge ist gewesen, dass ich an diesem
Abend eingeladen habe für Sonntag, den
5. Oktober, zu einer Besprechung im Bun-
desfinanzministerium, um in einer weiteren
Verhandlungsrunde auch dieses Problem zu
bewältigen. An diesem Sonntag, dem
5. Oktober, können Sie sich erinnern, bin ich
mit der Bundeskanzlerin um 14.30 Uhr vor
die Öffentlichkeit getreten, im Sinne einer
politischen Patronatserklärung für die Spar-
einlagen. Der Bankensektor hat dies außer-
ordentlich begrüßt. Um 15.30 Uhr fand ein
Koalitionsausschuss statt, der in diesem
Zusammenhang keine wichtige Rolle spielt,
weil andere Themen im Vordergrund stan-
den. Parallel dazu tagte die Verhandlungs-
runde im BMF.

Verantwortlich für den zusätzlichen Liqui-
ditätsbedarf der Hypo Real Estate und damit
für die Notwendigkeit dieser zweiten Ver-
handlungsrunde am 5. Oktober waren im
Wesentlichen drei Gründe: erstens die ab-
solute Fehleinschätzung vonseiten des
Hypo-Real-Estate-Managements bezüglich
des Liquiditätsentzugs, der in die Verhand-
lungen des ersten Rettungswochenendes
hätte eingebracht werden müssen, was je-
doch durch die Recherchen der Deutschen
Bank in Dublin in der Woche nach dem ers-
ten Rettungswochenende erst ans Tageslicht
befördert worden ist; zweitens das Downgra-
ding der Hypo Real Estate, wodurch die Re-
finanzierungsmöglichkeiten sich weiter deut-
lich verschlechtert haben; drittens die Tatsa-

che, dass die Garantie der irischen Regie-
rung zwar für alle irischen Banken, jedoch
nicht für die Ableger europäischer Banken in
Dublin gilt, was zu klaren Wettbewerbs-
nachteilen für letztere und damit einschließ-
lich der DEPFA plc führte. Noch am Abend
des 5. Oktober wird bekannt, dass Island im
Zuge eines Notgesetzes, das den Staats-
bankrott verhindern soll, alle Banken ver-
staatlicht.

Mein Fazit zur Rettung der Hypo Real
Estate lautet wie folgt: Für die Rettung
mussten wir Entscheidungen nicht nur unter
enormem Zeitdruck, sondern - das ist weit-
aus problematischer - unter Unsicherheiten
fällen, eine Unsicherheit, die ganz allgemein
die Folge der sich überstürzenden Ereig-
nisse, aber in diesem speziellen Fall auch
der unzuverlässigen Daten war, die von der
Hypo Real Estate bezüglich ihrer Lage und
ihrer Liquiditätssituation geliefert wurden.

Ich habe Herrn Klaus-Peter Müller schon
zitiert; das wörtliche Zitat lautet:

Die Konsistenz der Zahlen der
Hypo Real Estate hielt oft nur
72 Stunden.

Am Abend des 05.10. oder am Morgen
des 06.10. ist die zweite Rettungsaktion ge-
glückt, ohne dass der Bund in weitere Bürg-
schaften hineingebracht werden musste. Die
Banken haben einen weiteren Liquiditäts-
kredit zur Verfügung gestellt, der allerdings
besichert wurde durch die Hypo Real Estate.

Heute, meine Damen und Herren, heute
befinden wir uns und Sie sich als Mitglieder
des Untersuchungsausschusses und auch
ich mich in der komfortablen Situation, die
damaligen Abläufe, Entwicklungen und Ent-
scheidungen in der Rückschau, mit dem
heutigen Wissen und dem aus Tausenden
von Seiten Schriftverkehr resultierenden
Wissen um die Genese der schwersten Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise beurteilen zu
können; das macht es leichter, jedenfalls
gegenüber der Situation seinerzeit. Damit
lassen sich heute aus der Distanz zur akuten
Phase der Rettung von Hypo Real Estate
andere Schlussfolgerungen ziehen, als sie
damals vor dem Hintergrund unvollständiger
Informationen möglich waren. Dennoch, in
aller Deutlichkeit: Das war nicht der Informa-
tions- und Wissensstand, unter dem die Poli-
tik das von entfesselten Märkten angerichtete
Chaos damals ordnen musste.

Politische Verantwortung zu übernehmen
heißt vor allem und zuallererst, bei unvoll-
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ständigen Informationen entscheiden zu
müssen. Wenn ich drei, vier Monate Zeit
habe, dann ist das Risiko meiner Entschei-
dungen bzw. das Risiko für Fehlentschei-
dungen sehr viel kleiner. Dann kann ich in
aller Ruhe Alternativen durchspielen, nach
dem Motto, unter Annahme A passiert B, und
unter der Annahme C passiert D. Aber das,
meine Damen und Herren, war nicht möglich
in der dramatischen Krisensituation in den
Wochen nach Lehman Brothers, als wir die
Hypo Real Estate retten mussten. Trotzdem
ist es uns gelungen, richtige Entscheidungen
zu treffen. Mein Eindruck ist, dass nach bis-
herigen Zeugenaussagen dies bestätigt wird,
dass die Bundesregierung in ihrem Krisen-
management angemessen und richtig rea-
giert hat. Wir haben weiterreichenden Scha-
den von unserem Land und von den Bürge-
rinnen und Bürgern abwehren können.

Ich will auf die vierte Phase dieser Krise
nach der Rettungsaktion vom 05./06.10. nicht
weiter eingehen. Sie wissen, dass dann unter
Mitwirkung des Deutschen Bundestages und
des Bundesrates in einer bemerkenswerten
Handlungsfähigkeit eine Rettungsabschir-
mung, das Finanzmarktstabilisierungsgesetz,
zustande gekommen ist. Die Arbeiten dazu
gingen zurück auf eine nächtliche Runde
unter Beteiligung von Herrn Weber, von
Herrn Ackermann, von Herrn Blessing, von
Herrn Müller, von Herrn Weidmann, von
Herrn Asmussen nach dem glücklichen Aus-
gang der zweiten Verhandlungsrunde über
das Rettungspaket, gipfelnd in der Zusam-
menfassung, dass wir eine systemische Ant-
wort brauchen und nicht mehr fallweise uns
in dieser Situation bewegen können.

Das Ergebnis - noch einmal - ist das Fi-
nanzmarktstabilisierungsgesetz gewesen,
das, wie ich fand, in dem Zusammenwirken
der Verfassungsorgane dieses Landes allen
Skeptikern jedenfalls eine Handlungsfähig-
keit dieser Verfassungsorgane dokumentiert
hat, wie das von vielen vorher in Zweifel ge-
zogen worden ist. Ich bin für den damaligen
Beratungsverlauf und für die Mitwirkung aller
im Bundestag vertretenen Parteien sehr
dankbar, weil es wichtig gewesen ist, dieses
Finanzmarktstabilisierungsgesetz so schnell
wie möglich zur Stabilisierung des gesamten
Finanzdienstleistungssektors in Deutschland
in Gang zu setzen.

Sie wissen, dass das inzwischen Ergän-
zungen gefunden hat, nicht zuletzt am
9. April. Auf diese Ergänzungen will ich im
Einzelnen nicht eingehen. Sie betrafen da-

mals einmal mehr die Hypo Real Estate,
nämlich die Notwendigkeit, dass diese Bank
der Kontrolle des Staates zugeführt werden
muss, mit einer Formulierung als Ultima Ra-
tio, dass eine Enteignung des Unternehmens
auch im Sinne des staatlichen Interesses für
erforderlich gehalten wird. Wir sind auf einem
anderen Wege diesem Ziel sehr nahe, die
totale Kontrolle über dieses Institut zu erwer-
ben. Sie sind mit den Vorgängen vertraut.
Die entsprechenden Entscheidungen einer
Hauptversammlung am 5. Oktober stehen
bevor.

Wir haben es mit einer zweiten wichtigen
gesetzlichen Ergänzung in dieser vierten
Phase zu tun, die Sie kurz vor Ende der Sit-
zungen vor der Sommerpause erlassen ha-
ben, nämlich die Einrichtung von - in Anfüh-
rungszeichen - „Bad Banks“, will sagen, der
Möglichkeit, über bestimmte Instrumente zur
Bilanzbereinigung zu kommen, was in dieser
konjunkturellen Phase von einer erheblichen
Bedeutung ist, um die Banken in den Stand
zu versetzen, nicht Eigenkapital weiter - in
Anführungszeichen - verfüttern zu müssen
an Wertpapiere auf ihrer Bilanz, die einem
immer weiteren Abwertungsprozess unter-
worfen sind, sondern dieses Eigenkapital für
das zur Verfügung zu stellen, was wir alle in
diesem Raum dringend brauchen, für das
Neugeschäft zur Stabilisierung der Konjunk-
tur.

Sie haben mitgekriegt, welche Initiativen
die Bundesregierung auf internationaler
Ebene unternommen hat. Ich glaube, darauf
hinweisen zu können, dass es maßgeblich
das Gewicht dieser Bundesregierung gewe-
sen ist, das bei den internationalen Konfe-
renzen die Frage von Regulierungsmaßnah-
men auf die Tagesordnung gesetzt hat. Ich
nehme mit einem gewissen Stolz in An-
spruch, dass wir damit begonnen haben be-
reits vor Ausbruch der Finanzmarktkrise,
während der deutschen G 7- und EU-Präsi-
dentschaft, beginnend mit dem ersten Halb-
jahr 2007. Ich kann mich an ein diesbezügli-
ches G-7-Treffen in der Villa Hügel in Essen
sehr genau erinnern, freue mich, dass es
unter dem Druck dieser Krise zu deutlichen
Veränderungen und Fortschritten gekommen
ist, auf die ich im Einzelnen nicht eingehe.
Sie wissen, dass eine weitere Überprüfung
der ergriffenen Maßnahmen, die Frage:
„Welche sind umgesetzt, welche befinden
sich in der Umsetzungsphase?“, in wenigen
Wochen stattfindet, wenn es auf Einladung
des amerikanischen Präsidenten wenige
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Tage vor der Bundestagswahl zu einem drit-
ten Finanzgipfel kommt.

Abschließend: Die Finanz- und Wirt-
schaftskrise, meine Damen und Herren, hat
auf dramatische Weise jedem klargemacht,
dass wir handlungsfähige Staaten brauchen,
die Regeln setzen und diese Regeln auch
durchsetzen können. Sie hat auf geradezu
dramatische Weise deutlich gemacht, dass
ein entfesselter Markt durchaus autoaggres-
sive Züge entwickeln kann, der uns Wachs-
tum und Wohlstand in unseren Gesellschaf-
ten kosten kann. Deswegen brauchen wir
eine neue Balance, eine neue Balance zwi-
schen Finanzmärkten und Staat oder, besser
gesagt, supranationalen Institutionen, eine
neue Balance zwischen Risiko und Haftung
auf den Finanzmärkten und auch eine neue
Balance zwischen Vergütung und Verant-
wortung.

Die Bundesregierung hat national und in-
ternational erste wichtige Regelungen mit auf
den Weg gebracht - gerne gehen wir in die
Prüfung ein, welche weiteren Maßnahmen
erforderlich sind -, Regeln, die von der
nächsten Bundesregierung gegebenenfalls
auch weiterentwickelt und national und inter-
national auch gegen Interessen und gegen
Lobbys durchgesetzt werden müssen, die
sich zunehmend artikulieren in der Annahme,
man könnte am Ende dieser Finanzkrise,
soweit sie absehbar ist, dort wieder begin-
nen, wo wir vor dieser Finanzmarktkrise ge-
standen haben.

Der Staat, die deutsche Bundesregierung,
Bundestag und Bundesrat, die Mitarbeiter in
den Ministerien haben in dieser Krise sehr
gut gearbeitet. Weder die Bundeskanzlerin
noch ich noch der Bundesbankpräsident oder
der Präsident der BaFin haben zur Schief-
lage bei der Hypo Real Estate AG beigetra-
gen oder diese verschärft. Es war nicht die
Politik, die diese Krise verursacht hat; wir
haben sie gemeistert. Die Zusammenarbeit
zwischen Kanzleramt und Bundesfinanzmi-
nisterium möchte ich deutlich unterstreichen,
namentlich die sehr vertrauenswürdige und
vertrauliche Zusammenarbeit der Bundes-
kanzlerin und mir jenseits von parteipoliti-
schen Erwägungen. Ich glaube, dass die
Bürgerinnen und Bürger darauf einen An-
spruch gehabt haben, dass in dieser Krise
diese Große Koalition so gehandelt hat, dass
parteipolitische Erwägungen dabei keine
Rolle gespielt haben. Wir mussten handeln,
und wir haben gehandelt, auch zügig, um
Gefahren für Deutschland und für seine Bür-

gerinnen und Bürger abzuwehren. Ich denke,
das ist gelungen. Es hat kein Drehbuch für
die Bewältigung dieser historischen Krise
gegeben. Wir hatten nicht alle Informationen.
Das ist so in Krisensituationen. Wir mussten
trotzdem politische Verantwortung überneh-
men und entscheiden, und wir haben richtig
entschieden. Wir haben den Zusammen-
bruch des deutschen und des internationalen
Finanzsystems gemeinsam mit anderen No-
tenbankgouverneuren und anderen Regie-
rungen verhindert und gleichzeitig, wie ich
glaube, wichtige Grundlagen dafür gelegt,
dass sich eine solche Krise, jedenfalls in
dieser Tiefenschärfe, nicht wiederholt.

Vielen Dank für Ihre Geduld.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr, Herr Minister. - Jetzt einige Fra-
gen von mir. Zunächst eine Frage mehr für
den stenografischen Teil, für das Protokoll.
Sie haben in Ihrem Eingangsstatement von
einer Telefonschaltkonferenz der G-7-Fi-
nanzminister am 22.09. berichtet und dort auf
den gestrigen Zeugen Ackermann verwiesen.
Handelt es sich dabei um den Zeugen As-
mussen, den Sie bezeichnen wollten?

Zeuge Peer Steinbrück: Vielen Dank. An
der G-7-Telefonkonferenz und der Schalte
der Notenbankgouverneure hat Herr Acker-
mann definitiv nicht teilgenommen. Insofern
mag es eine Namensverwechselung meiner-
seits sein, für deren Aufklärung ich Ihnen
dankbar bin.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Okay. Ich danke Ihnen. Dann ist das erst mal
geklärt.

Dann noch einmal zu der Zeit vor der
Lehman-Insolvenz. Wir haben ja nun von
Ihnen von den Gesprächen und von den
Treffen vor dem 15. September 2008 gehört.
Wie wurden solche staatlichen Stützungs-
maßnahmen international zu dem damaligen
Zeitpunkt abgestimmt - ich meine meinetwe-
gen Northern Rock oder Ähnliches -, und wie
haben Sie diese Northern-Rock-Entschei-
dung auch der englischen und der britischen
Regierung empfunden, zustimmend oder
ablehnend?

Zeuge Peer Steinbrück: Die wurden bis
dahin nicht abgestimmt, sondern das waren
zu dem damaligen Zeitpunkt noch keine in-
ternational abgestimmten systemischen Ant-
worten in den einzelnen Ländern. Das än-
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derte sich erst im Zuge der Insolvenz von
Lehman Brothers. Das gilt sowohl für Nor-
thern Rock wie für die Maßnahmen der US-
Regierung in den von mir geschilderten Fäl-
len, insbesondere von Bear Stearns, Fannie
Mae und Freddie Mac.

Dass generell die Finanzmarktlage und
die Frage nationaler Stützungsmaßnahmen
eine Debatte in den Gremien spielte, die
parallel zu diesen Ereignissen alle tagten -
egal, ob Ecofin oder G 7 -, ist richtig. Aber
eine stärkere internationale Abstimmung gab
es erst auf der Basis des Commitments vom
22. September.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Ich bitte im Übrigen die Besu-
cherinnen und Besucher auf der Tribüne,
sofern sie den Raum verlassen möchten,
dieses möglichst geräuschlos zu tun, damit
hier unten bei den Fragen und Antworten
kein Lärmpegel entsteht. Herzlichen Dank.

Dann noch weiter, Herr Minister. Alle
Zeugen - Sie haben auch darauf verwiesen -
oder fast alle Zeugen haben uns hier bestä-
tigt, dass die Lehman-Insolvenz das ent-
scheidende Ereignis war, welches den Inter-
bankenmarkt zum Austrocknen, zum Erlie-
gen gebracht hat. Nun hat aber im Aus-
schuss gelegentlich auch die Frage eine
Rolle gespielt, auch genährt durch Berichte
aus den Medien, wonach die HRE durch die
Lehman-Pleite zwar in Schwierigkeiten ge-
raten sei, das aber nur - ich sage das mal
jetzt in Gänsefüßchen - der Anlass gewesen
sei. Insbesondere wird auf die Werthaltigkeit
von Immobilienportfolios der HRE verwiesen,
die aus Sicht dieser Medien nicht gegeben
sei. Können Sie dazu etwas sagen? Gibt es
da einen Widerspruch, oder lässt sich das
aufklären?

Zeuge Peer Steinbrück: Die überwie-
gende Anzahl der Zeugen, soweit ich das der
Berichterstattung meiner Mitarbeiter habe
entnehmen können und aus den Zeitungsbe-
richten, bestätigt den Ansatz, dass die Leh-
man-Pleite der Ausgangspunkt für die Situa-
tion von HRE ist, und zwar - wie ich versucht
habe, es mehrfach zu schildern - indem in
der Folge die Geldmärkte austrockneten und
damit die Refinanzierungsmöglichkeiten des
Geschäftsmodells von Hypo Real Estate,
was ich mehrmals als ein Fristentransforma-
tionsgeschäftsmodell gekennzeichnet habe,
nicht mehr funktionierten. Das ist die Aus-
gangslage gewesen. Selbstverständlich ist

Hypo Real Estate auch von der Subprime-
Krise am Anfang des Jahres in einem gewis-
sen Ausmaß offenbar betroffen gewesen,
was sich ja in Berichten bemerkbar gemacht
hat, die allerdings alle übereinstimmend den
Hinweis haben, dass darüber keine existenz-
bedrohenden Tendenzen für Hypo Real
Estate abzulesen sind.

Im Übrigen weise ich noch mal darauf hin,
dass das Engagement, das Exposure min-
destens von Hypo Real Estate Group oder
von der DEPFA plc - ich kann es im Einzel-
nen aus dem Gedächtnis nicht mehr unter-
scheiden - ausweislich auch des Aufsichts-
ratsvorsitzenden sehr gering gewesen ist.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Jetzt hat ja auch im Vorfeld der
Einsetzung des Untersuchungsausschusses
bzw. der Debatte in den Ausschüssen, des
Haushalts- und Finanzausschusses des
Deutschen Bundestages, die Frage einer
Sonderprüfung, die im Januar bis März 2008
bei der irischen DEPFA plc stattgefunden
hat, eine Rolle gespielt. Dort ist dann auch
häufig Ihre Aussage zitiert worden, wie und
unter welcher Voraussetzung die deutsche
Bankenaufsicht im Ausland prüfen könne
oder nicht, bzw. haben Sie im Haushalts- und
Finanzausschuss von der Zuständigkeit der
irischen Aufsicht über die DEPFA gespro-
chen. Könnten Sie dazu bitte noch detaillier-
tere und ergänzende Ausführungen ma-
chen?

Zeuge Peer Steinbrück: Meine seiner-
zeitige Aussage, dass die deutsche Banken-
aufsicht keine Aufsichtszuständigkeiten für
die irische Tochter DEPFA plc hat, ist korrekt
und ist inzwischen auch durch die Aussagen
von Herrn Sanio bestätigt worden. Dennoch
ist durch meine Aussage, dass die deutsche
Bankenaufsicht keine Zuständigkeiten zu
Prüfungen in Irland hatte, dahin gehend einer
Interpretation unterworfen worden, dass sie
auch mit Blick auf die konsolidierte Banken-
aufsicht keine Möglichkeiten in Irland hatte.

Bezogen auf die konsolidierte Bankenauf-
sicht, die Gruppenaufsicht, hat die Bundes-
bank auf Bitte der BaFin eine Sonderprüfung
in Irland vorgenommen. Die erstreckte sich
allerdings - auf der Basis übrigens eines
Memorandum of Unterstanding, was über-
haupt erst die rechtliche Grundlage oder die
Möglichkeit gegeben hat, dass die deutsche
Bankenaufsicht dort tätig wird, zwischen der
irischen Aufsicht und dem BAKred seiner-
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zeit - nicht auf die Liquidität und nicht auf die
Solvenz, sondern vornehmlich auf die Wert-
haltigkeit der strukturierten Wertpapiere auf
der Bilanz, nicht auf die Liquidität, nicht auf
die Solvenz. Dies ist bestätigt worden durch
die Aussagen, die Ihnen zwischenzeitlich
schriftlich oder mündlich vorliegen. Das
heißt, meine Aussage, es gibt keine Zustän-
digkeit der Bankenaufsicht, bezogen auf die
Tochter DEPFA plc und die dortige Liquidi-
tätssituation und Solvenzsituation, ist nach
wie vor absolut korrekt. Es gibt eine grup-
penaufsichtsrechtliche Zuständigkeit, konso-
lidierte Aufsichtszuständigkeit, die im Zuge
einer solchen Sonderprüfung von der BaFin
über die Bundesbank mit Prüfung in Gang
gesetzt worden ist, die aber mit Blick auf die
eigentliche Problematik, die ja kausale Zu-
sammenhänge mit Blick auf die Liquiditäts-
situation der DEPFA plc - - nichts zu tun hat.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Das Ergebnis dieser Prüfung in
Irland war ein Sonderprüfungsbericht, der
auch mehrfach hier schon angesprochen
worden ist. Kennen Sie den, und werden
derartige Sonderprüfungsberichte dem Fi-
nanzminister der Bundesrepublik Deutsch-
land vorgelegt?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Ich kenne
diesen Bericht, weil ich natürlich nach den
entsprechenden Einlassungen, insbesondere
im Haushaltsausschuss am 15. Oktober, mir
von meinem Haus dies habe geben lassen.
Seitdem kenne ich diesen Bericht. Sonder-
prüfungsberichte werden normalerweise
durchgängig dem Bundesfinanzministerium
überhaupt nicht übersandt. Sie müssen wis-
sen, dass es pro Jahr ungefähr 200, wenn
nicht mehr, Sonderprüfungen gibt. Diese
Sonderprüfungen finden Eingang in die
Quartalsberichte der BaFin. Diese Quartals-
berichte gehen in meinem Haus ein. Was
den Niederschlag von Hypo Real Estate in
diesen Quartalsberichten betrifft, ist nichts zu
entnehmen, was das Bankenreferat oder was
mein Haus hätte in den Stand setzen sollen,
mich zu informieren, nachweislich nachles-
bar.

Das heißt, noch mal auf Ihre Frage bezo-
gen: Erstens. Sonderprüfungsberichte wer-
den durchgängig dem Haus, dem Bundesfi-
nanzministerium nicht vorgelegt. Dies ist eine
Ausnahme gewesen. Der Inhalt dieses Son-
derprüfungsberichtes lässt keine kausalen
Beziehungen zu dem erkennen, was die

eigentliche Schieflage und den Missstand bei
Hypo Real Estate dann wirklich ausgemacht
hat. Den Quartalsberichten sind diesbezügli-
che Anhaltspunkte ebenfalls nicht zu ent-
nehmen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Seit März dieses Jahres können Finanzhol-
dings zu sogenannten übergeordneten Un-
ternehmen einer Finanzholdinggruppe be-
stimmt werden. Ein Teil des Untersuchungs-
auftrages, dem wir hier nachgehen, bezieht
sich auch auf die Frage, ob durch eine dies-
bezügliche frühere Gesetzesänderung die
Schieflage der HRE hätte verhindert werden
können. Meine Frage oder meine Bitte ist
daher, dass Sie uns erläutern, warum Fi-
nanzholdings nicht bereits früher zu überge-
ordneten Unternehmen bestimmt worden
sind oder bestimmt werden konnten.

Zeuge Peer Steinbrück: Das hatte meh-
rere Gründe. Es gab eine Phase, mindestens
weit in das Jahr 2006 hineinreichend, wo die
BaFin eine solche Regelung nicht unter-
stützte und nicht verfolgt hat und dem Minis-
terium auch nicht nahegelegt hat.

Zweitens. Es gibt eine solche Finanzhol-
dingaufsicht bisher nicht auf EU-Ebene, und
sie ist auch nicht in der EU-Bankenrichtlinie
vorgesehen. Nun gab es eine Verabredung
im Koalitionsvertrag der beiden Partner, dass
EU-Richtlinien nur noch eins zu eins umge-
setzt werden sollten, worauf seinerzeit insbe-
sondere der Koalitionspartner CDU/CSU
gesteigerten Wert legte unter dem Gesichts-
punkt: Wir wollen über die Regelungen und
den damit auch verbundenen Bürokratieauf-
wand aus den EU-Richtlinien nicht hinaus-
gehen und quasi einen zusätzlichen Aufwand
betreiben in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Das heißt, das Ziel im Koalitionsvertrag
einer reinen Eins-zu-eins-Umsetzung der
EU-Richtlinien spielte lange Zeit eine maß-
gebliche Rolle auch bei der Fragestellung, ob
denn über die europäische Bankenrichtlinie,
die keine Finanzholdingaufsicht vorsieht,
hinausgegangen werden soll.

Der BaFin-Präsident hat dann später im
Laufe des Jahres 2007 - anders als 2006 - in
der Tat einen Vorstoß gemacht, dass er
sagte: Hier ist eine Regelungslücke. Sein
Vorstoß zur Finanzholding im Jahre 2007
zielte erkennbar auf die Beseitigung von
kostenintensiven Doppelstrukturen bei der
Hypo Real Estate, nach einem entsprechen-
den Kontakt, den er offenbar auch mit dem
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Hypo-Real-Estate-Management gehabt hat.
Daher sah der BaFin-Vorschlag zunächst
auch lediglich eine Holdingaufsicht auf An-
trag der jeweiligen Holding vor.

Wir haben dann eine entsprechende Fi-
nanzmarktholdingaufsicht verankert in einer
Novelle des Pfandbriefrechtes, ich glaube, in
Kraft getreten nach meiner Erinnerung im
Frühjahr 2008, wenn mich nicht alles täuscht.
Da bin ich mir nicht ganz sicher.

(Zurufe: 2009!)

- Genau, 2009. - Das Fazit der Einschätzung
aller Beteiligten ist, dass - unbenommen,
wenn diese Finanzholdingaufsicht bereits
vorher etabliert worden wäre - sich an der
Situation und an den Erkenntnissen über die
Situation von Hypo Real Estate rein gar
nichts geändert hätte.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Nun haben wir auch zu diesen Fragen natür-
lich die Bundesbank und die BaFin befragt,
und beide haben uns gesagt, dass sie auch
vor der Gesetzesänderung bei der Prüfung
der HRE auf Anfrage alle relevanten Infor-
mationen erhalten haben, das heißt also,
auch ohne eine solche Gesetzesänderung
auf den gleichen Kenntnisstand gesetzt wor-
den sind, wie es jetzt nach der Gesetzesän-
derung möglich wäre. Ist das auch Ihr Wis-
sensstand?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja. Herr Sanio
hat das in mehrfacher Hinsicht deutlich ge-
macht. Ich glaube, eine Zeugin oder ein
Zeuge hat sich gleichermaßen geäußert,
dass die Hypo Real Estate Group bereit ge-
wesen ist, alle Informationen zur Verfügung
zu stellen, so als ob eine Aufsichtszuständig-
keit schon besteht. Insofern hat die BaFin auf
der Basis dann ja einer freiwilligen und gro-
ßen Bereitschaft der Hypo Real Estate Group
bzw. ihrer Repräsentanten alle notwendigen
Daten dafür bekommen. Dies hat sowohl in
öffentlichen Ausführungen eine Rolle gespielt
und einen Niederschlag gefunden wie in
Zeugenaussagen hier bei Ihnen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke. - Hier im Ausschuss hat die Frage
der Kommunikation - ein neues Thema -
zwischen Bankenaufsicht und BMF durch-
gängig eine gewisse Rolle gespielt. Von da-
her einige Fragen von mir zu diesem Be-
reich. Wie hat eigentlich die Spitze der Ban-
kenaufsicht mit Ihnen zusammengearbeitet?

Wurden Sie immer unverzüglich informiert,
wenn eine Einbeziehung des BMF erforder-
lich war? Sind Herr Weber, Herr Sanio an Sie
herangetreten, oder wie war das?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe mit
dem Präsidenten der Bundesbank einen
laufenden Kontakt gehabt - telefonisch,
schriftlich, direkte Begegnungen, gemein-
same Sitzungen -, sodass von daher gese-
hen ein ständiger Informationsfluss vorhan-
den gewesen ist. Denselben Part haben -
vorher Staatssekretär Mirow und danach
Herr Staatssekretär Asmussen, nachdem er
sein Nachfolger geworden ist zum 1. Juli
2008 - die beiden Staatssekretäre in ihrer
Zuständigkeit übernommen mit Blick auf die
BaFin, sodass von daher gesehen die Vor-
stellung, die Bundesseite sei dort in ihrem
Informationsfluss gehemmt gewesen, mit den
tatsächlichen und faktischen Abläufen nichts
zu tun hat.

Innerhalb meines Ministeriums hat es
selbstverständlich einen laufenden Kontakt
gegeben im Rahmen der Spitze meines
Hauses. Ich glaube, Frau Staatssekretärin
Kressl hat deutlich gemacht, dass es auch
ein besonderes Gremium gibt, das von mir
regelmäßig einberufen wird, genannt das
Kollegium, wo laufend, selbstverständlich
auch mit Blick auf die Finanzmarktkrise, der
Informationsaustausch auch unter Beteili-
gung der anderen Staatssekretäre gelaufen
ist.

Irgendwo habe ich den Vorwurf gelesen,
wir hätten keinen Krisenstab eingerichtet. Ich
kann nur sagen: In der Zeit ist mein Haus
und sind wir ein permanent tagender Krisen-
stab gewesen, personenidentisch mit denje-
nigen, die offenbar einige in ihren Vorstellun-
gen haben, dass die Bestandteil eines Kri-
senstabes sein müssten. Ich wüsste nicht,
wer sonst noch an diesem permanenten
Krisenstab hätte teilnehmen sollen als dieje-
nigen, die ohnehin beteiligt waren. Diese
Wochen sind davon geprägt gewesen, dass
alle Beteiligten in einem unmittelbaren per-
sönlichen telefonischen Kontakt gestanden
haben.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Sie haben ja nun in Ihrem Ein-
gangsstatement auch erwähnt, dass im Ja-
nuar 2008 die politische Leitung Ihres Hau-
ses durch Herrn Sanio über die Wertab-
schreibung bei der HRE informiert worden
sei. Haben Sie eigentlich Herrn Weber und
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Herrn Sanio kritisiert dafür, dass beide dann
nach der Einleitung der Sonderprüfung etc.
bis zur Lehman-Insolvenz nicht mehr wegen
HRE an Sie herangetreten sind?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Ich hatte
keine Veranlassung, sie zu kritisieren. Wenn
sie es in ihrer Zuständigkeit für die Banken-
aufsicht für nötig empfunden hätten, mich zu
informieren, dann hätten sie das von sich aus
getan, sodass von daher gesehen ich auch
gar keine Veranlassung gehabt habe, in der
Zuständigkeit meines Hauses über die
Rechts- und Fachaufsicht bezogen auf die
BaFin irgendeinen Eingriff vorzunehmen.

Im Übrigen noch einmal: Die Berichte, die
dann ganz normal - - und Retail - - will sa-
gen: die Quartalsberichte, die dort eingegan-
gen sind - - Insbesondere der Quartalsbe-
richt, auf den häufig abgehoben wird - mit
Eingang, glaube ich, am 15. oder 17.08. im
Bundesfinanzministerium -, gibt zu erkennen,
dass keine Kausalität festgestellt worden ist
und Kausalität festgestellt werden kann aus
den bis dahin getroffenen Prüfungen mit
Blick auf die Verursachung der Schieflagen
und des Missstandes, der dann eingetreten
ist in der Folge des 15. September. Ich wäre
sehr daran interessiert, dass diejenigen, die
dort als Kritiker auftauchen, mir dann kon-
krete Belege liefern, wo eine solche Inter-
pretation möglich ist; sie ist es definitiv nicht.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Gibt es eigentlich im Nachhinein betrachtet
irgendeine sinnvolle Maßnahme, die Sie als
Bundesfinanzminister vor der Lehman-Insol-
venz hätten treffen können, um die Ret-
tungspakete von September und Oktober
2008 zu vermeiden oder abzuschwächen?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich wiederhole,
von mir aus auch gerne in anderen Worten:
Eine solche Situation wie in der Folge des
15. September ist schlicht und einfach un-
vorstellbar gewesen. Das ist ja nicht nur ein
Eingeständnis meinerseits, sondern ent-
spricht auch der Wahrnehmung aller ande-
ren. Ich bitte, an einige Zeugenaussagen
erinnern zu dürfen, die sich ähnlich geäußert
haben. Das heißt, mit diesem Urteil stehe ich
nicht allein. Ich stehe weder mit diesem Urteil
allein mit Blick auf die konkrete Situation von
Hypo Real Estate, wenn ich mal den Einlas-
sungen von Herrn Ackermann, von Herrn
Sprißler, von Herrn Müller und anderen folge,
aber auch mit Blick auf die internationale

Zuspitzung nicht. In allen Ländern hat es
unter diesem 15. September einen Treibsatz
gegeben, der vorher nicht für denkbar
gehalten wurde. Insofern gab es gegen eine
solche Entwicklung auch keine Prophylaxe.

Jetzt, im Lichte der Erfahrungen, die wir
haben, geht es um eine solche Prävention,
um das, was seitdem ja auch bemerkenswert
in Gang gekommen ist, nicht zuletzt über den
ersten Finanzgipfel dann im November, sehr
schnell, als erstes Resultat dessen, was wir
dort erlebt haben, mit einem Aktionsplan,
der, wie Sie wissen, Anhang des Kommuni-
qués ist, mit 49 Maßnahmen und mit dem,
was auch Sie, der Bundestag, inzwischen ja
in einer Reihe von Punkten umgesetzt hat
mit Blick auf die Reichweite, die wir in natio-
naler Gesetzgebung haben.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich komme nunmehr zum Rettungswochen-
ende, und zwar zum ersten Rettungswo-
chenende, an dem ab Sonntagnachmittag
Herr Asmussen teilgenommen hat. Es ist
wiederholt problematisiert worden, dass Herr
Asmussen erst ab diesem Sonntag, ab
17 Uhr, an den Rettungsverhandlungen teil-
genommen habe. Frage: War das mit Ihnen
abgestimmt, oder was lag dieser Teilnahme
ab 17 Uhr zugrunde?

Zeuge Peer Steinbrück: Nachdem, Herr
Vorsitzender, uns von vielen vorher gesagt
worden ist: „Der Staat wird nicht aufgerufen
um Unterstützung bei Hypo Real Estate“ -
das war der Sachstand jedenfalls bis weit in
den Freitag hinein -, und sich dann erst am
Samstag manifestierte - offenbar auch nach
Wahrnehmung von anderen Teilnehmern an
dieser Verhandlungsrunde -, dass es ohne
eine staatliche Unterstützung nicht geht, ging
es in meinen Augen darum, diese staatliche
Unterstützung so gering wie möglich zu hal-
ten und die Eigenverantwortung des Ban-
kensektors so weit, wie es irgend geht, in die
Verantwortung zu ziehen.

Das heißt, mir ist sehr bewusst gewesen:
Wenn ein hochrangiger Bundesvertreter,
möglicherweise ich selbst, sehr früh bei die-
sen Verhandlungen erscheint, dann wird der
Preis für den Bundeshaushalt und für den
Steuerzahler sehr viel höher, weil es dann
einen Adressaten an dem Verhandlungstisch
gibt, auf den sich Forderungen richten. So-
lange ein solcher Anwesender nicht da ist
oder erst in der Hierarchie stufenweise ein-
geführt wird - immer unter dem Hinweis, dass
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es eine Stufe noch gibt, die eingeschaltet
werden muss, um Zustimmung zu erfahren -,
solange haben Sie eine Verhandlungsposi-
tion, in der Sie versuchen können, Ihre Inte-
ressenlage - in diesem Fall die Interessen-
lage des Bundeshaushaltes und all derjeni-
gen, die als Steuerzahler dahinterstehen - so
lange wie möglich aufrechtzuerhalten.

Das heißt, an diesem Samstag - auch
nach dem Brief, den Herr Sanio und Herr
Weber mir geschickt haben - ist es eine klare
Verabredung zwischen mir und Staats-
sekrektär Asmussen gewesen, dass er am
Samstag nicht nach Frankfurt fährt und sich
in die Verhandlungen erst einschaltet am
Sonntagnachmittag. In diese Verhandlungen
ist er keineswegs reingestolpert - ein ganz
merkwürdiges Bild, das ja schon verbreitet
wurde, bevor man ihn überhaupt hat anhören
können und andere auch -, und er hat schon
gar nicht schlecht verhandelt zulasten der
Steuerzahler; denn inzwischen gibt es ja
einige Aussagen, die sich auch im Protokoll
wahrscheinlich wiederfinden, dass er bein-
hart, bis an die Grenze, bis an die Schmerz-
grenze verhandelt habe, dass die Schmerz-
grenze überschritten worden sei. Wenn ich
das mal als Umkehrschluss nehmen darf, ist
das ein Kompliment für die sehr starke und
sehr harte Verhandlungsposition, die Herr
Asmussen als Interessensachwalter des
Bundeshaushaltes dort wahrgenommen hat.
Ich fände es deshalb ganz fair, wenn diesbe-
zügliche Vorwürfe auch korrigiert werden
könnten.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Was hat Herr Weber am
27./28. September mit Ihnen besprochen?
Hat es Gespräche gegeben? Um was für
Themen haben sie sich gedreht? Waren
auch Alternativen zur Rettung der HRE,
Teilinsolvenzfragen, Gegenstand der Ge-
spräche? Haben Sie da noch eine Erinne-
rung?

Zeuge Peer Steinbrück: Herr Weber und
ich haben mehrere Male telefoniert, und ich
habe von ihm zweimal auch Post bekommen,
natürlich dann über das Telefax; die Origi-
nalbriefe kamen später. Das dramatischste
Gespräch dürfte wahrscheinlich an dem
Samstag gewesen sein, oder zwei davon,
eines an dem Samstag, das eine unter dem
Hinweis, dass es ohne staatliche Hilfe nicht
mehr geht und dass ich bitte berücksichtigen
möchte, dass meine Vorstellungen, der Ban-

kensektor stehe in ausschließlicher Verant-
wortung zur Lösung, schon dadurch einge-
grenzt nur akzeptabel ist, weil insbesondere
der Einlagensicherungsfonds des Banken-
sektors bereits erstens durch IKB und zwei-
tens durch die Lehman-Insolvenz stark be-
lastet war. Das heißt, mir wurde sehr deutlich
gemacht, dass man diese Position nicht
überdehnen könnte, wenn man nicht auto-
matisch damit auch den privaten Einlagen-
sicherungsfonds - ich drücke mich jetzt mal
burschikos aus - an die Wand fahren will.
Das heißt, der erste Hinweis ist sehr deutlich
gewesen: Erstens, es wird ohne eine staatli-
che Hilfe nicht gehen.

Der zweite Punkt bezog sich darauf, dass
die Frage durchaus in meinem Kopf eine
Rolle gespielt hat: Warum dann nicht we-
nigstens die Tochter DEPFA plc pleitegehen
lassen? Warum sie nicht in die Insolvenz ge-
hen lassen und die deutschen Töchter und
die Holding halten? Die Untersuchungen
haben sehr schnell ergeben - ich glaube,
schon am Freitag, aber dann auch fortlau-
fend an dem Samstag -, dass eine solche
Insolvenz bei der Vernetzung, die es dort
gegeben hat, nicht möglich gewesen ist. Das
war, wenn Sie so wollen, ein sehr zusam-
mengefasstes Urteil, das er glaubwürdig und
mich beeindruckend geben konnte aus den
Beratungen, die es dort gegeben hat.

An dem Sonntag in den Telefonaten
spitzte sich die Situation natürlich dahin ge-
hend weiter zu, auch in unseren Telefonaten,
weil er natürlich auch die Reaktionsweise der
Bankenvertreter sah, bis zu einem gewissen
Auszug zu einer bestimmten Zeit am Sonn-
tagabend, wo es ja eine Unterbrechung der
Sitzung gegeben hat und mindestens Herr
Weber - und, ich glaube, auch Herr Sanio;
Herr Sanio in seiner eigenen Ausdrucks-
form - zu erkennen gegeben hat, dass er nun
das Moratorium vorbereiten würde - Sie alle
kennen diese Schilderung -, was ja einmal
mehr bedeutet, dass der Bund nicht ganz so
schwach in diesen Verhandlungen aufgetre-
ten ist, wie von manchen verbreitet worden
ist, wobei ich meinerseits Herrn Weber spä-
testens am Sonntag konzediert habe, dass
mir sehr bewusst sei, dass - auch vor dem
Hintergrund des internationalen Commit-
ments, dass wir keine systemrelevante Bank
in die Insolvenz gehen lassen - letztlich der
Staat wird helfen müssen. Aber es ging nicht
mehr um das Wie, sondern es ging mir um
Wieviel. Und das hat sich dann erst geklärt in
einem Dreiertelefonat oder in der Abfolge
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von drei Telefonaten: erst Herr Ackermann
und ich, dann Frau Bundeskanzlerin und ich
und dann Frau Bundeskanzlerin mit Herrn
Ackermann.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke. - Wie waren Sie in der Zeit dieses
Wochenendes, also vom 25. bis 28. Septem-
ber, mit Herrn Asmussen in Kontakt, und gab
es Punkte betreffend die HRE, in denen Sie
unterschiedlicher Auffassung waren?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich war mit
Herrn Asmussen laufend in Kontakt. Ich kann
Sie jetzt nicht statistisch informieren, wie
viele Telefonate ich mit ihm geführt habe;
aber ich vermute mal, eine Zahl zwischen
sechs und zehn alleine an diesem Samstag
und vor seiner Abreise zu den Sitzungen am
Sonntag dürfte ziemlich zutreffend sein.

Ich saß in Berlin hier in meinem Apparte-
ment und hatte ständig Kontakt mit ihm. Die
Vorstellung, dort sei irgendwas aneinander
vorbeigelaufen, hat einfach mit den fakti-
schen Abläufen nichts zu tun. Dieselben
Telefonate in mehreren Abfolgen wurden mit
Herrn Weber geführt und dito mit Herrn
Ackermann. Also, ich weiß nicht, wie sich
das Einzelne vorstellen: Nur weil es eine ge-
wisse geografische Entfernung nach Frank-
furt gibt, gibt es plötzlich keine Abstimmung,
keine Kontakte mehr? Das ist einfach, wenn
ich das so ausdrücken darf, naiv. Das ist eine
Vorstellung, die mit dem tatsächlichen Ma-
nagement nichts zu tun hat.

In den Einschätzungen bin ich mir mit
Herrn Asmussen sehr schnell einig gewesen.
Seine Empfehlungen habe ich zur Kenntnis
genommen, an der einen oder anderen Stelle
vielleicht Ergänzungen vorgenommen, ins-
besondere mit Blick auf: Wann ist der richtige
Zeitpunkt - er ist ja dort hingefahren -, dass
er dort nach Frankfurt hinfährt? Ich kann
mich nur noch einmal auch an dieser Stelle
für den Einsatz und den Kenntnisreichtum
von Herrn Staatssekretär Asmussen deutlich
bedanken. Mein Eindruck ist, dass er auch
bei seinen Verhandlungspartnern eine Re-
putation genießt, die deutlich abweicht von
dem, was eine ganz kleine, exklusive Gruppe
ihm an Eigenschaften zuordnet.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Sie haben eben, in Ihrer vorherigen Antwort,
die Bundeskanzlerin in Ihre Antwort einbezo-
gen. Was haben Sie mit der Bundeskanzlerin
in der Nacht des 28. September besprochen,

und was war die Position der Bundeskanzle-
rin?

Zeuge Peer Steinbrück: Wir waren uns
relativ schnell - - Erstens habe ich sie infor-
miert, so wie sie auf ihrem Kanal auch immer
von Herrn Weidmann zutreffend informiert
worden ist, und es ging in der Tat um die
Frage, dass der Staat behilflich sein muss
und was das im Einzelnen auch dann haus-
haltsmäßig bedeutet, und zweitens, dass wir
in der Tat einen hohen Eigenbeitrag des
Finanzsektors beide für richtig und für not-
wendig hielten. Ich darf hinzufügen: übrigens
in einer Größenordnung wie in keinem ande-
ren Fall weltweit. Wenn Sie sich die Ret-
tungsaktionen angucken von anderen Län-
dern, werden Sie feststellen, dass dort die
Belastungen der öffentlichen Haushalte oder
das Obligo, in das die Politik bzw. die dorti-
gen öffentlichen Haushalte gegangen sind,
sich deutlich unterscheidet, und zwar - in
Anführungszeichen - „negativ“ von dem, was
wir hier in Deutschland gemacht haben mit
Blick auf die Einbeziehung des Finanzsek-
tors.

Die letzte Gesprächsrunde ging natürlich
exakt um die Fragestellung, dass sie, wenn
man so will, als die Bundeskanzlerin und
damit als die Fleet-in-being jetzt auslaufen
muss. Das bedeutet, dass sie mit Herrn
Ackermann Kontakt aufnehmen sollte und wir
in der Tat versucht haben, eine gemeinsame
Linie zu beziehen. Die war die Verabredung:
Sie sollte doch dem Finanzsektor 10 Milliar-
den Euro als Eigenbeitrag abverlangen. Sie
wissen, dass dann dabei der Kompromiss
von 8,5 Milliarden Euro erzielt worden ist,
nachdem ich bei 7 Milliarden ein Angebot
von Herrn Ackermann hörte. Insofern hat
sich die Steigerung der, wenn Sie so wollen,
Hierarchieebenen durchaus im Interesse des
Bundeshaushaltes bewährt.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Sie erwähnten Herrn Ackermann. Wir hatten
Herrn Ackermann ja auch schon als Zeugen
hier zu Gast. Herr Ackermann hat bei seiner
Zeugeneinvernahme - ich verweise auf das
Protokoll der 15. Sitzung, Seite 84 - auf die
Frage des Vorgehens der Bundesregierung,
ob sie taktisch klug vorgegangen sei, gesagt:

Wenn man taktisch gespielt hat, hat
man es also sehr gut und sehr weit
getrieben. … BaFin und Bundes-
bank und auch wir waren alle der
Meinung, es ist vorbei … Das war
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aber knapp. Wenn man dort - und
ich will das nicht in Abrede stellen -
taktisch negoziiert hat, dann hat
man es sehr mutig gemacht.

Warum kam es erst so spät zu der Eini-
gung, von der Sie jetzt eben auch nach den
Rücksprachen mit der Bundeskanzlerin ge-
sprochen haben?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich hatte Herrn
Asmussen auf der Wegstrecke und dann in
weiteren Telefonaten keine Prokura gege-
ben, einzuschlagen. Das heißt, Herr Asmus-
sen telefonierte mir Angebote des Banken-
sektors durch, bis hin dann zu den 7 Milliar-
den, die er mir ja auch ankündigte - dann
noch mal explizit bestätigt von Herrn Acker-
mann -, die mir in dieser Situation einen zu
geringen Beitrag des Finanzsektors darzu-
stellen schienen.

Das ist ein Verhandlungsablauf, wie er
professionell nun mal durchzuziehen ist,
nicht allzu schnell zu sagen: „Top, der Han-
del gilt“, aber wohl zu wissen, dass es eine
bestimmte Deadline gibt, und mir ist sehr
bewusst gewesen, dass die sich zeitlich um
etwa 1 Uhr abspielte, aber bis dahin in der
Tat legitime Interessen aus der Sicht auch
eines Ministers, der übrigens ja auch für den
Bundeshaushalt und nicht nur für Steuern
zuständig ist, so weit wie möglich durchzu-
setzen. Gemessen an den Sie jetzt errei-
chenden Zeugenaussagen kann man das
nur bestätigt finden, dass wir offenbar nicht
schlecht verhandelt haben.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr.

Zeuge Peer Steinbrück: Ich war nicht
taktisch aufgestellt, um das hinzuzufügen,
sondern es ging darum, auch übrigens vor
den Erfahrungen des IKB-Falles, wenn ich
das hinzufügen darf, den Eigenbeitrag des
deutschen Bankensektors nennenswert he-
rauszuverhandeln.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Ich komme nun zu dem, was
Sie in Ihrem Eingangsstatement selbst er-
wähnt haben, Herr Minister, nämlich zum
Begriff der „geordneten Abwicklung“. Dort
haben wir nun ja auch mehrere Zeugen be-
fragt, und zwar Herrn Ackermann, Herrn
Sprißler und auch Herrn Wieandt, und zwar

jeweils in der 15. bzw. 16. Sitzung; ich werde
das gleich noch näher zitieren.

Herr Ackermann hat zu der Abwicklungs-
frage gesagt:

Aber in dieser Situation, in der man,
glaube ich, gewusst hat, dass nicht
wirklich eine Abwicklung gemeint
war, sondern dass das eine sprach-
lich vielleicht nicht ganz korrekte
Aussage war, würde ich meinen,
dass das keine wesentliche Wir-
kung hatte.

15. Sitzung, Seite 75.
Herr Sprißler hat gesagt - 16. Sitzung,

Seite 32 -:

Ratings werden nicht aufgrund ei-
ner Aussage verändert, sondern da
stecken schon andere Dinge da-
hinter: Analysen und Entwicklun-
gen.

Herr Wieandt wiederum - 15. Sitzung,
Seite 59 - hat gesagt - Herr Wieandt ist Vor-
standsvorsitzender der Hypo Real Estate -:

Also, das, was ich gesagt habe, ist
… keine Erinnerung daran … dass
nach meinem Einstieg als Vor-
standsvorsitzender der Hypo Real
Estate … diese Äußerungen in
meinen Gesprächen mit den Ra-
ting-Agenturen eine konkrete Rolle
gespielt hätten.

Wie beurteilen Sie das?

Zeuge Peer Steinbrück: Gut. Mir sind
diese Aussagen, wie Sie sich vorstellen kön-
nen, berichtet worden, bzw. ich habe sie
auch in der Presse wiedergefunden. Dies
entspricht meinen Wahrnehmungen. Ich
habe diese Wortwahl getroffen nach den
Debatten, die es an diesem Wochenende
gegeben hat, wo in der Tat teilweise das
Wort „geordnet“ gefallen ist, wahrscheinlich
nicht das Wort „Abwicklung“; aber es war in
mündlichen Debatten an diesem Wochen-
ende gelegentlich die Rede vom geordneten
und marktschonenden Abbau von Risiko-
positionen bei der Hypo Real Estate, insofern
eine Wortwahl, die in meinen Augen nichts
verschlug, wenn und soweit ich deutlich
machte, dass wir die Lösung gefunden ha-
ben, um dieses Institut zu retten und ja nicht,
um es in die Insolvenz gehen zu lassen.

Vor dem Hintergrund dessen, dass diese
Begrifflichkeit - von mir vorgetragen am
Montag, dem 30. September, 17 Uhr, in einer
Pressekonferenz - diese Bandbreite an Inter-
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pretationen eröffnen könnte, die nicht beab-
sichtigt war, habe ich diesbezüglich am
Dienstag dies richtiggestellt und am Dienstag
im Haushaltsausschuss entsprechende Er-
klärungen und Erläuterungen abgegeben, die
das Ganze richtigstellen sollten.

Ich habe anschließend die Erfahrung ge-
macht, dass von interessierter Seite diese
Bemerkung zum Anlass genommen wurde,
sich selber zu exkulpieren und quasi mir
zuzuordnen einen zusätzlichen Liquiditäts-
bedarf, den ich alleine durch diese beiden
Worte ausgelöst habe, in der sensationellen
Größenordnung von 20 Milliarden Euro; ich
wusste gar nicht, dass das geht mit zwei
Worten. Dies schien mir immer eine Exkul-
pationsstrategie zu sein von denjenigen, die
in der Tat an diesem Wochenende in meinen
Augen entweder fahrlässig oder vorsätzlich
falsch informiert haben.

Denn es stellte sich heraus innerhalb von
Tagen, dass die zuständigen Vertreter von
Hypo Real Estate bei den 35 Milliarden des
ersten Rettungswochenendes nicht stehen
blieben, sondern über die dann von der
Deutschen Bank durchgeführten Prüfungen,
insbesondere in Dublin, aber auch in Mün-
chen, einen weiteren Liquiditätsbedarf von 20
Milliarden Euro erhoben haben. Tatsächlich
ist die Begründung für diese 20 Milliarden
natürlich etwas völlig anderes als meine
Formulierung am Montag um 17 Uhr, abge-
sehen davon, dass die Kursentwicklung von
Hypo Real Estate und die Reaktion von Ra-
ting-Agenturen am Vormittag längst stattge-
funden hatten, bevor ich irgendetwas davon
sagte. Insofern fühle ich mich bestätigt durch
die Hinweise, die Sie zitiert haben, von Herrn
Sprißler und insbesondere auch von Herrn
Müller. Ich habe das damals als relativ kon-
struiert empfunden, kausal die Entwicklung
des weiteren Liquiditätsbedarfes meinen
Äußerungen zuzuordnen, und kann dafür
auch keine Bestätigung bei Experten und
Fachleuten finden.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Sie sagten eben, Herr Minister: von anderer
Seite. Meinten Sie damit den ehemaligen
Vorstandsvorsitzenden, Herrn Georg Funke,
und den ehemaligen Aufsichtsratsvorsitzen-
den, Herrn Viermetz, gegen die die Staats-
anwaltschaft München wegen Verdachts der
Untreue ermittelt?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, die meine
ich, obwohl es später, wie ich fand, einen

etwas geradestellenden Brief von Herrn
Viermetz gegeben hat, nach meiner Erinne-
rung ungefähr vom 8. Oktober, wo er Pres-
semeldungen dementiert, dass Hypo Real
Estate auf seine oder auf die Veranlassung
des Vorstandes - ich glaube, Herr Funke war
allerdings schon am 07.10. zurückgetreten
nach meinem Kalendergedächtnis - prüfen
lassen würde, der Bundesregierung eine
Mitschuld an der Vergrößerung der Liquidi-
tätslücke zuzuordnen. In diesem Brief am
08.10 rüstet Herr Viermetz, wie ich finde,
ganz fair ab. Aber Sie haben recht: Diejeni-
gen, die, wie ich glaube, für diese Interpreta-
tion zur Verfügung standen, sind die ge-
nannten Namen.

Es gab noch einen weiteren Schritt: Nach
meiner Erinnerung ist auch eine Rechtsan-
waltskanzlei eingeschaltet worden, die hier
quasi im Sinne des Vorstandes oder von
Vertretern des Aufsichtsrates versuchte, aus
dieser Formulierung, ich will nicht sagen,
einen Regressanspruch anzumelden, aber
jedenfalls eine rechtswahrende Position ab-
zuleiten, wenn ich mich mal so ausdrücken
darf. Das ist aber alles im Sande verlaufen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Jetzt sprachen Sie eben schon
an, dass zwischen dem ersten Rettungswo-
chenende und der Woche danach oder am
Wochenende danach noch über einen zu-
sätzlichen Liquiditätsbedarf diskutiert worden
sei, diskutiert werden musste. Meine Frage
geht noch mal dahin, da auch die Bundes-
kanzlerin ja am ersten Rettungswochenende
eingeschaltet war: Wer hat die Bundeskanz-
lerin oder das Bundeskanzleramt über diesen
zusätzlichen Liquiditätsbedarf informiert, und
wie war die Reaktion der angesprochenen
Seite?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich hoffe, ich
bin korrekt. Meine Auffassung ist, dass Herr
Weidmann das übernommen hat, so wie von
der BaFin Herr Asmussen nach meinem
Zeitempfinden am Donnerstag, dem 2. Okto-
ber, informiert worden ist und diese Informa-
tion dann an das Kanzleramt weitergegeben
hat. Ich bin ganz sicher, dass Herr Weid-
mann dann die Bundeskanzlerin informiert
hat. Ich erinnere mich, dass wir beide, die
Bundeskanzlerin und ich, zu dem Zeitpunkt
in Sankt Petersburg gewesen sind. Insofern
kann es gut sein, dass Herr Weidmann die
Bundeskanzlerin erst informiert hat am Frei-
tag, dem 03.10.
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Als Fazit kann ich nehmen, dass wir glei-
chermaßen entsetzt gewesen sind, schlicht
und einfach weil wir dieses erste Rettungs-
wochenende ja schon unter äußersten An-
strengungen hinter uns hatten und es für uns
keine nachvollziehbare Erklärung gab, wa-
rum denn ein Management in so unverant-
wortlicher Weise keinen Überblick über seine
Liquiditätssituation hat. Dieses Entsetzen hat
sich noch mal manifestiert, als nach dem
zweiten Rettungswochenende der Chef des
Bundeskanzleramtes, Herr de Maizière, und
ich im Kanzleramt die Möglichkeit hatten, mit
Herrn Funke darüber zu reden. Ich will jetzt
nicht nachträglich mit Steinen schmeißen;
aber der Eindruck des Entsetzens, den wir
vorher gewonnen hatten, wurde in diesem
Gespräch deutlich bestätigt.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich danke Ihnen. - Jetzt habe ich noch eine
Frage Bezug nehmend auf eine Ihrer voran-
gehenden Äußerungen, Herr Minister, und
zwar sagten Sie eben sinngemäß, dass in
diesen fraglichen Monaten Ihr gesamtes
Haus oder große Teile Ihres Hauses ein
permanenter Krisenstab gewesen seien; so
habe ich es jedenfalls in Erinnerung. Das
bringt mich noch zu einer Frage, die hier in
den vergangenen Tagen gelegentlich eine
Rolle gespielt hat, und zwar bezüglich zweier
Gremien: des Forums für Finanzmarktauf-
sicht und des Ständigen Ausschusses für
Finanzmarktstabilität. Zu beiden Gremien
sind mehrfach Fragen gestellt worden. Bei-
den Gremien gehören meines Wissens die
Bundesbank und die BaFin an, und das BMF
nimmt an den Sitzungen teil bzw. gehört dem
Ausschuss für Finanzmarktstabilität an.

Frage: Was hätte es angesichts der von
Ihnen geschilderten zahlreichen Kontakte für
einen qualitativen Unterschied gemacht,
wenn man diesen regen Meinungsaustausch
zwischen BaFin, Bundesbank und Ihrem
Hause noch mit der zusätzlichen Überschrift
„Sitzung des Forums für Finanzmarktauf-
sicht“ oder „Ausschusssitzung für Finanz-
marktstabilität“ überschrieben oder adressiert
hätte?

Zeuge Peer Steinbrück: Gar keinen,
Herr Vorsitzender. Seien Sie vergewissert,
dass es in diesen Monaten einen ständigen
Informationsaustausch zwischen allen Betei-
ligten gegeben hat - was anderes ist doch
gar nicht vorstellbar - und ständige Kontakte
gegeben hat. Die Vorstellung, dort seien

irgendwelche Leitungen unterbrochen gewe-
sen oder das sei diskontinuierlich gewesen,
entspricht nicht den tatsächlichen Abläufen.
Das musste auch nicht alles formal geregelt
werden. Mein Staatssekretär ist in einem
ständigen Kontakt gewesen mit dem Bun-
desbankpräsidenten, mit Herrn Weidmann,
mit den Fachleuten meines Hauses, mit der
BaFin. Ich bin in einem ständigen Kontakt
gewesen mit meinen internationalen Kolle-
gen, mit meinem Staatssekretär, mit meinen
Staatssekretären, mit einigen zuständigen
Vertretern, insbesondere mit Herrn Wenzel,
mit Herrn Conert bzw. mit Herrn Weber, am
laufenden Band, und zwar durch physische
Gegenwärtigkeit wie telefonisch, auf wel-
chem Wege auch immer.

Ich empfinde es fast als absurd, zu glau-
ben, dass es verstopfte Kommunikationsli-
nien in diesen Tagen gegeben hat. Die hat
es definitiv nicht gegeben. Ich finde, das
Ergebnis gibt uns auch recht, dass die Kom-
munikation innerhalb der Bundesregierung
sehr gut funktioniert hat. Ich stehe nicht
lange an, insbesondere den Verbindungen
zwischen Kanzleramt und zwischen meinem
Haus großen Dank zu schulden. Dafür sind
maßgeblich Herr Weidmann und Herr As-
mussen verantwortlich.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr, Herr Minister. Ich habe dann
keine weiteren Fragen und übergebe an die
FDP-Fraktion, Herrn Wissing.

Dr. Volker Wissing (FDP): Besten Dank,
Herr Vorsitzender. - Herr Steinbrück, wissen
Sie, wie viele Banken in Deutschland im Jahr
2008 von der CDO-Problematik betroffen
waren? Können Sie das etwa einschätzen?

Zeuge Peer Steinbrück: Das kann ich
nicht, Herr Wissing, weil ich keine solche
Statistik in meinem Kopf habe.

Dr. Volker Wissing (FDP): Können Sie
mir sagen, bei wie vielen Banken die Ban-
kenaufsicht im Jahre 2008 tägliche Liquidi-
tätsberichte angefordert hat?

Zeuge Peer Steinbrück: Das muss ich
nicht wissen - - sondern die Bank, die BaFin
nimmt ihre Aufgaben wahr, sie unternimmt
laufende Liquiditätsprüfungen. Sie hat übri-
gens - um auf den Fall zu sprechen zu kom-
men, der hier im Mittelpunkt steht - auch bei
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der Hypo Real Estate laufende Liquiditäts-
prüfungen unternommen. Ich habe Ihnen
vorhin ein Datum genannt, wo wir das letzte
Mal von der BaFin etwas gehört haben zum
Liquiditätsstatus, der keine Veranlassung
gab - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich wollte
gerne auf meine Frage zurückkommen, ob
Sie wissen, bei wie vielen Banken täglich
Liquiditätsberichte angefordert worden sind.

Zeuge Peer Steinbrück: Das muss ich
nicht wissen. Das ist nicht meine Aufgabe.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ja. Wenn Sie
mir sagen, Sie wissen es nicht, ist das ja eine
Antwort.

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, aber warum
denn so ungeduldig?

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich bin nicht
ungeduldig. - Wissen Sie, dass - - Ich kann
Ihnen auch die Antwort geben - wir wissen
sie von Zeugenbefragungen, auch von Herrn
Sanio -: Es wurden nur bei einer Bank tägli-
che Liquiditätsberichte angefordert, nämlich
bei der Hypo Real Estate. - Wissen Sie,
wann Ihrem Haus das mitgeteilt worden ist?

Zeuge Peer Steinbrück: Versuchen Sie
mich jetzt in einem Quiz auf Fragen zu na-
geln, die wirklich nicht Angelegenheit des
Ministers sind, oder was ist denn für Sie - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Nein, ich übe
mein Mandat als Abgeordneter aus und stelle
Ihnen in diesem Untersuchungsausschuss
Fragen.

Zeuge Peer Steinbrück: Dann fragen Sie
bitte diejenigen, die in meinem Haus dafür
zuständig sind.

Dr. Volker Wissing (FDP): Nein, Herr
Minister Steinbrück, was ich frage, ent-
scheide ich. Da können Sie mich zwar gerne
drum bitten; aber ich sage Ihnen vorab
schon: Ich werde nicht das fragen, was Sie
gerne möchten, sondern das, was ich für
richtig halte.

Zeuge Peer Steinbrück: Dann antworte
ich Ihnen darauf: Das ist nicht meine Auf-

gabe; ich weiß es nicht. - Ich habe keine
Mühe, Ihnen das zu konzedieren.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich möchte
Ihnen dann vorhalten, dass Ihrem Haus im
März 2003 mitgeteilt worden ist, dass bei der
Hypo Real Estate tägliche Liquiditätsberichte
angefordert wurden.

(Zuruf: 2008!)

- Am 20. März 2008 mitgeteilt worden ist,
dass bei der Hypo Real Estate tägliche Li-
quiditätsberichte angefordert wurden.

Teilen Sie meine Auffassung, dass die
Bankenaufsicht insofern bei der Hypo Real
Estate mehr festgestellt hat als ein CDO-
Problem und dass das Bundesfinanzministe-
rium darüber informiert wurde?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, die Auf-
fassung teile ich nicht. Erstens finde ich es
positiv, dass die BaFin, wie von Ihnen gerade
bestätigt wird, tägliche Liquiditätsberichte
angefordert hat - was ja für die Solidität und
für die Qualität der Aufsicht spricht und eher
ein Kompliment an die BaFin ist.

Zweitens ist aus keinem dieser Berichte,
die sie eingeholt hat, dem Bundesministe-
rium - geschweige denn mir - ein Hinweis
darüber gegeben worden, dass sich aus
diesen Liquiditätsberichten eine Lage ergibt,
die alarmierend oder existenzbedrohend
gewesen ist. Insofern haben diese laufenden
Liquiditätsberichte keine Veranlassung ge-
geben, einzuschreiten.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich wollte Ih-
nen damit auch nur vorhalten, dass diese
Berichte, von denen Sie vorhin gesprochen
haben, die würden sich nur mit CDOs be-
schäftigen, sich durchaus mit dem Liquidi-
tätsproblem der Hypo Real Estate beschäfti-
gen. Denn es ist ja schon bemerkenswert,
dass man nur bei einer Bank, erst wöchent-
lich und dann täglich, Liquiditätsberichte an-
fordert.

Ab wann haben Sie erfahren, dass die
Hypo Real Estate seit Übernahme der
DEPFA-Bank im Jahr 2007 ein Saustall war -
um den Präsidenten der BaFin zu zitieren -,
eine Bank in der Falle und ein Schneeball,
der rollte, immer größer wurde und damit
zum Problem zu werden drohte?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe von
dem Zustand der Hypo Real Estate das erste
Mal erfahren kurz vor dem ersten Krisenwo-
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chenende am 28./29. September. Wenn
diese Wortwahl des BaFin-Präsidenten - - ist
mir berichtet worden. Wenn er den Eindruck
gehabt hätte, dass er aufgrund dieser Ein-
schätzungen das Ministerium auf Missstände
hätte hinweisen sollen und müssen, dann
hätte er dies tun müssen. Tatsächlich ist
dieser Wortwahl entsprechend von ihm - -
jedenfalls meinem Haus - - eine dieser Ein-
schätzung folgende Initiative von ihm nicht
ergriffen worden.

Dr. Volker Wissing (FDP): Herr
Steinbrück, ich möchte Ihnen eine Äußerung
von Herrn Wolter, dem Risikocontroller der
HRE, vorhalten, vom 17.06. Er hat in Spiegel
online - - getätigt. Dort sagt er:

Mit dem Kauf der Depfa war das
Umfallen der HRE programmiert.
Die Welle an kurzfristigen Verbind-
lichkeiten war schon beim Erwerb
der irischen Tochter so stark, dass
man nur noch beten konnte …

Wenn Sie das gewusst hätten, hätte die
Bundesregierung dann gebetet oder gehan-
delt?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kommen-
tiere keine Einlassungen, keine Quellen, die
ich nicht beurteilen kann, die ich nicht sehe.
Ich hätte ganz gerne das Originalzitat von
Herrn Wolter. Ich kenne Herrn Wolter per-
sönlich nicht; also bitte ich um Nachsicht,
wenn ich mich nicht einlasse auf Kommen-
tare, deren Validität ich nicht einschätzen
kann.

Dr. Volker Wissing (FDP): Dann beziehe
ich mich auf die Äußerungen von Herrn Sa-
nio, der sagte: Die Bank war in der Falle, das
Problem vergrößerte sich im Laufe des Jah-
res 2008, und die Aufsicht stand daneben. -
Wussten Sie, dass die Bankenaufsicht nur
danebenstand?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Wir hatten gestern verabredet - oder ich
hatte darauf hingewiesen -, dass derartige
Vorhalte bitte unter Nennung a) - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Herr Vorsit-
zender, das ist schon so oft öffentlich geäu-
ßert worden, -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Nein.

Dr. Volker Wissing (FDP): - ich glaube,
das Zitat ist unumstritten.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Nein, nein, das ist nicht unumstritten. Es
muss doch einfach möglich sein - das bitte
ich auch für die weiteren Befragungen fest-
zuhalten - - Wir hatten gestern einige Fälle,
in denen sich auch, ich sage mal, fehlende
Präzision eingeschlichen hatte - - dass wir
das jetzt hier an dieser Stelle bitte nur unter
Nennung der Seitenzahl dem Zeugen vor-
halten; -

Dr. Volker Wissing (FDP): Sie haben
vorhin nichts anderes gemacht.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger: -
deswegen habe ich auch eben gerade die
entsprechenden Punkte, wie Sie sicherlich
bemerkt haben, jeweils nach Seitenzahl und
Protokoll der soundsovielten Sitzung klassifi-
ziert. Ich bitte darum, dass Sie das durch-
gängig - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Wenn Sie für
Ihre Vorhalte, die Sie vorhin gemacht haben,
dann auch noch die entsprechenden Quellen
nachliefern würden? Nur fürs Protokoll, damit
wir das haben.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich habe eben gesagt: Protokoll der
15. Sitzung, Zeugeneinvernahme Wieandt,
Seite sowieso - 32 im Übrigen; das ist aber
bei den Stenografen angesichts der dort
vorhandenen Präzision sicherlich bereits
nachzulesen.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich beziehe
mich auf das Protokoll vom 30.07., Seite 9.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Können wir es Herrn Minister Steinbrück
vorlegen?

Dr. Volker Wissing (FDP): Sollen wir es
Ihnen vorlesen, Herr Steinbrück? Wollen Sie
es selber noch mal durchlesen? Oder wie
wollen Sie es haben?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Das war ein Serviceangebot.

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Ich habe
ja damit gerechnet, dass nach diesen Aus-
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führungen von Herrn Sanio gefragt wird.
Insofern trifft mich das ja … (akustisch un-
verständlich) - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Wir können
das gerne vorlesen.

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, nein, ich
gehe ja drauf ein. Wir können - - Ich will das
ja gar nicht komplizieren. Mir ist ja bewusst,
dass Herr Sanio diese Wortwahl getroffen
hat. Wenn er den Eindruck hatte, dass sich
dort eine Falle auftut, und wenn die Bundes-
bank, die BaFin danebensteht - oder die
Bankenaufsicht -, dann habe ich schlicht und
einfach von ihm die Erwartung, dass er ent-
sprechend initiativ hätte werden müssen
gegenüber dem Bundesfinanzministerium.
Da er das aber nicht gemacht hat, weicht
seine Wortwahl offenbar ab von dem, was er
als konkrete Handlung für notwendig gehal-
ten hat.

Dr. Volker Wissing (FDP): Sind Sie
rückblickend der Auffassung, dass man im
Hinblick darauf, dass die Bankenaufsicht
wusste, dass die HRE seit 2007 in der Falle
saß, Ihnen das aber nicht bekannt war, sa-
gen kann, dass die Aufsichtsstrukturen in
Deutschland sich bewährt haben?

Zeuge Peer Steinbrück: Das ist ein weit-
reichendes Thema. Ich komme zurück da-
rauf, was Herr Sanio gesagt hat. Ich kann
nicht einschätzen, was Herr Sanio konkret
gemeint hat mit: Die Bank saß seit 2007 in
der Falle. - Wenn er dieses Urteil und diese
Wortwahl - - spielte in seinen Beiträgen in
beiden Krisenwochenenden nie eine Rolle,
vorher auch nicht. Mir gegenüber oder mei-
nem Staatssekretär und meinem Haus ge-
genüber hat er diese Wortwahl und die da-
hinter stehenden Bilder nie benutzt. Das ist
das erste Mal.

Dann hätte ich von ihm erwartet, dass er
entsprechend aktiv wird. Da er aber diese
Aktivitäten nicht entwickelt hat, habe ich den
Eindruck, dass seine Wortwahl mit seiner
tatsächlichen Einschätzung im Laufe dieser
Zeit nicht ganz korrespondiert; denn sonst
wäre er ja aktiv geworden.

Im Übrigen habe ich an der Bankenauf-
sicht in Deutschland im Vergleich zu dem,
was in anderen Ländern auch abgelaufen ist,
nichts auszusetzen. Das bedeutet nicht - um
länger darauf einzugehen, Herr Abgeordne-
ter -, dass man sich nicht weiter gehende

Gedanken machen muss über eine Verbes-
serung der Bankenaufsicht in Deutschland,
aber insbesondere auch im grenzüber-
schreitenden Bereich, will sagen: internatio-
nal.

Verloren geht in der Debatte - und dabei
nehme ich Bezug auch auf Diskussionen, die
es schon in Ausschüssen gegeben hat bzw.
ja auch im Deutschen Bundestag -, dass die
Bundesregierung seit Beginn dieser Legisla-
turperiode sechs Initiativen zur Verbesserung
der Aufsicht ergriffen hat, sechs Initiativen!
Wir haben unter anderem auch eine Überar-
beitung mit der Bundesbank und mit der
BaFin verabredet, was die Aufsichtsrichtlinie
betrifft. Ich will einfach zu Ihrer Erinnerung,
damit, auch auf dem Rang, nicht der Ein-
druck verbreitet wird, die Bundesregierung
sei da untätig gewesen, daran erinnern: Wir
haben ein Gesetz zur Umsetzung der neu-
gefassten Banken- und Kapitaladäquanz-
richtlinie erlassen, insbesondere mit Blick auf
Änderungen Solvabilitätsordnung, Großkre-
dit-, Mikrokreditverordnung - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Das hatten
Sie vorhin alles schon gesagt. Ich wollte ei-
gentlich nur wissen, ob Sie der Meinung sind,
dass sich die Bankenaufsicht bis zum Sep-
tember bewährt hat.

Zeuge Peer Steinbrück: Ja. Aber Sie
geben mir doch keine Gelegenheit, zu ant-
worten, oder nicht? - So. Wir haben zweitens
das Gesetz zur Umsetzung der Beteiligungs-
richtlinie erlassen. Wir haben drittens das
Gesetz zur Fortentwicklung des Pfandbrief-
rechtes mit einer Verbesserung der Beauf-
sichtigung von Finanzholdinggesellschaften
erlassen. Wir haben das Gesetz zur Stär-
kung der Finanzmarkt- und Versicherungs-
aufsicht erlassen, übrigens kurz vor der
Sommerpause. - Erstaunlicherweise hat die
FDP dagegen gestimmt. - Wir haben ein
Aufsichtsstrukturmodernisierungsgesetz, was
die neue Führungsstruktur der BaFin regelt,
und wir haben eine Novelle des - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Herr Vorsit-
zender, was der Zeuge gerade bekundet,
bezieht sich nicht auf den Zeitpunkt vor Ein-
setzung des Untersuchungsausschusses.
Könnte das sein?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Sie müssen sich nicht genieren. - Nein, Spaß
beiseite!
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Dr. Volker Wissing (FDP): Wofür sollte
ich mich genieren, Herr Vorsitzender? Viel-
leicht können Sie das präzisieren.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Nein.

(Heiterkeit)

Für nichts, Herr Wissing, für nichts, auch
nicht für Ihre Frage.

Dr. Volker Wissing (FDP): Die war ja
auch recht präzise: Ich wollte wissen, ob die
Bankenaufsicht in Deutschland sich bis zur
Krise der HRE bewährt hat.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ja. Darauf antwortet der Zeuge gerade.

Zeuge Peer Steinbrück: Darauf gehe ich
ja ein. - Das heißt, mit den Maßnahmen, die
wir dort erlassen haben - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Nein. Er be-
richtet ständig über den Zeitraum danach,
Herr Vorsitzender. So was unterbinden Sie
normalerweise.

Zeuge Peer Steinbrück: Keineswegs ist
alles danach, sondern vieles ist davor.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Es geht hier darum, ob die Struktur - - Herr
Minister, Herr Wissing bezieht sich offenbar
auf Ziffer I des Untersuchungsauftrages, das
heißt, zu klären,

ob die Strukturen … zwischen dem
BMF, der Deutschen Bundesbank
und der BaFin

von Anfang 2007 bis 2. Oktober 2008

geeignet waren, adäquate staatli-
che Reaktionen auf systemische
Risiken bei der HRE angemessen
und unverzüglich sicherzustellen …

Das ist offenbar der Bezug.

Dr. Volker Wissing (FDP): Meine Frage
war, ob die Aufsichtsstrukturen in Deutsch-
land sich bewährt haben.

Zeuge Peer Steinbrück: Die Aufsichts-
strukturen in Deutschland haben sich be-
währt - und können verbessert werden.

(Heiterkeit)

Dr. Volker Wissing (FDP): Auch nicht
schlecht.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr.

Dr. Volker Wissing (FDP): Herr
Steinbrück, ist es zutreffend, dass Sie ge-
genüber dem Deutschen Bundestag zwi-
schen dem Rettungswochenende und dem
15. Oktober erklärt haben, eine Prüfung der
DEPFA in Irland habe nicht stattgefunden?

Zeuge Peer Steinbrück: Das ist korrekt.
Ich habe das vorhin schon erklärt. Dies ist
auch zutreffend, weil es eine entsprechende
Zuständigkeit, eine einzelaufsichtsrechtliche
Zuständigkeit nicht gibt. Die gibt es definitiv
nicht; das ist Ihnen bestätigt worden, übri-
gens auch nach den Ausführungen von
Herrn Sanio nach der Haushaltsausschuss-
sitzung am 15.10., nach meiner Erinnerung
mit einem Brief vom 16. oder 17.10., und
auch noch mal hier im Ausschuss - - wäh-
rend es eine gruppenaufsichtsrechtliche
Funktion oder Zuständigkeit gibt auf der Ba-
sis einer Verabredung seinerzeit zwischen
dem … (akustisch unverständlich) - -

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich habe ja
nicht nach der Zuständigkeit gefragt, -

Zeuge Peer Steinbrück: Entschuldigen
Sie, Herr Vorsitzender, -

Dr. Volker Wissing (FDP): - ich frage, ob
da eine Prüfung stattgefunden hat.

Zeuge Peer Steinbrück: - habe ich die
Möglichkeit, auf die Fragen des Abgeordne-
ten zu antworten, -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ja.

Zeuge Peer Steinbrück: - oder grätscht
er mir da permanent rein?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Bitte beantworten Sie die Frage, Herr Minis-
ter.

(Zuruf: Lassen Sie sich doch nicht
aus der Ruhe bringen!)
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Zeuge Peer Steinbrück: Wenn es eine
Zuständigkeit gibt auf der Basis des von mir
zitierten Memorandums, was die Grundlage
für eine Sonderprüfung gewesen ist, die die
Bundesbank im Auftrag der BaFin durchge-
führt hat - - und Sie haben es schriftlich bzw.
mündlich vorliegen, dass sich diese Sonder-
prüfung auf die Werthaltigkeit von struktu-
rierten Wertpapieren und auf Management-
fragen erstreckte, definitiv nicht auf Liquidi-
täts- und Solvenzfragen, weil es dort eine
solche Zuständigkeit der deutschen Banken-
aufsicht nicht gibt. Insofern ist meine seiner-
zeitige Einschätzung völlig korrekt.

Dr. Volker Wissing (FDP): Wenn Sie sa-
gen, eine Prüfung der DEPFA habe nicht
stattgefunden, können Sie mir dann sagen,
was die Prüfer der Bundesbank dort gemacht
haben?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe Ihnen
das jetzt schon zweimal erklärt. Ich mache es
auch gerne noch einmal: Es hat eine Prüfung
bei der DEPFA bezogen auf ihre Liquiditäts-
situation und ihre Solvenzsituation nicht ge-
geben. Es hat eine Sonderprüfung gegeben,
im Zuge der gruppenaufsichtsrechtlichen
Zuständigkeit, auf der Basis eines Agree-
ments mit der irischen Aufsicht; sonst wäre
dies nicht möglich gewesen. Diese Sonder-
prüfung hat sich nicht auf die Liquiditätslage
und auf die Solvenzlage und damit auf den
eigentlichen Kern des Missstandes und der
Entwicklung der DEPFA plc erstreckt.

Dr. Volker Wissing (FDP): Dann habe
ich das richtig verstanden, dass Sie vor dem
Hintergrund dessen, dass es diese Prüfung
gegeben hat, der Meinung sind, es sei richtig
gewesen, gegenüber dem Bundestag zu
sagen, eine Prüfung der DEPFA habe nicht
stattgefunden? Habe ich das richtig verstan-
den?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe wört-
lich gesagt, dass die Bundes-, dass die
BaFin oder dass die deutsche Bankenauf-
sicht keine Prüfungsrechte in Irland hat. Dies
ist richtig bezogen auf den Fall, den ich jetzt
mehrere Male geschildert habe.

Bezogen auf gruppenaufsichtsrechtliche
Funktionen und die Prüfung gruppenauf-
sichtsrechtlicher Vorschriften gibt es auf der
Basis des von mir mehrfach zitierten Memo-
randums of Understanding mit der irischen
Bankenaufsicht eine solche Möglichkeit,

Sonderprüfungen durchzuführen, allerdings -
ich wiederhole es noch einmal - in diesem
Fall bezogen auf die Werthaltigkeit von
Problemaktiva, nicht bezogen auf die eigent-
liche Frage der Solvenz- bzw. Liquiditätssi-
tuation der DEPFA plc.

Dr. Volker Wissing (FDP): Herr
Steinbrück, hat eine Prüfung der DEPFA in
Abstimmung mit der irischen Aufsicht statt-
gefunden im Jahr 2008?

Zeuge Peer Steinbrück: Wir tanzen
weiter gerne im Pas de deux darüber. Ja, es
hat eine Sonderprüfung gegeben, eine Son-
derprüfung im Zuge und alleine unter Bezug-
nahme auf die gruppenaufsichtsrechtlichen
Zuständigkeiten.

Dr. Volker Wissing (FDP): Teilen Sie
meine Auffassung, dass diese Differenzie-
rung, die Sie heute machen, gegenüber dem
Deutschen Bundestag keine Rolle gespielt
hat, sondern dass Sie da absolut behauptet
haben, eine Prüfung der DEPFA habe nicht
stattgefunden?

Zeuge Peer Steinbrück: In der Differen-
zierung, wie ich es vorgenommen habe, ist
meine Aussage korrekt, und an der halte ich
fest.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Bevor ich nun zur Weitergabe
an die CDU/CSU-Fraktion komme, möchte
ich uns alle auch angesichts der von mir
erbetenen Präzision nochmals darauf hin-
weisen: Ja, Herr Sanio hat auf Seite - auf
Blatt 9, linke Spalte das Wort „Falle“ benutzt.
Die Benutzung dieses Wortes geschah auf-
grund meiner Frage. Von daher war sie mir
noch ganz gut in Erinnerung.

Wir haben nun auch aus vorange-
gangenen Zeugenvernehmungen
gehört, dass der Sonderprüfungs-
bericht in unterschiedlichen Bean-
standungsgraden insgesamt über
40 Mängel aufwies. Haben diese
Mängel die Schieflage der HRE
ausgelöst, oder ist diese Schieflage,
von der Sie eben gesprochen ha-
ben, losgelöst von diesen Mängeln
zu betrachten?

Zeuge Jochen Sanio: Genau das
wollte ich sagen. Die HRE saß,
wenn Sie so wollen, in der Falle,
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insbesondere nach der Übernahme
der DEPFA plc zum - wie sich he-
rausstellte - falschen Zeitpunkt.

Parallel dazu hat Herr Sanio auf die Frage,
ob vor Lehman eine existenzbedrohende
Situation bestand, auf die die Finanzaufsicht
die Leitung des BMF hätte hinweisen müs-
sen, gesagt:

Nein, es gab keine existenzbedro-
hende Situation. Es schien einmal
so zu sein - - Das war meine per-
sönliche Meinung, als diese Ad-
hoc-Meldung im Januar kam; die
sah ich im Prinzip als sehr exis-
tenzbedrohend an, weshalb ich -
das wurde hier wohl vorgestern er-
örtert - den Staatssekretär darüber
persönlich schriftlich informiert
habe, was ich normalerweise nicht
tue. Wenn ich so einen Brief
schreibe, will ich zum Ausdruck
bringen, dass eine weitab vom
Normalen vorhandene Gefahren-
lage existiert, die sich dann aber
nicht verwirklicht hat. Sie hat sich
nicht verwirklicht.

Das also auch, damit hier kein falscher Ein-
druck von der Zeugenaussage des Herrn
Sanio entsteht.

Ich übergebe nunmehr das Wort - -

Zeuge Peer Steinbrück: Darf ich noch
einen Zusatz bringen?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Nein. Das können wir ja gleich machen, Herr
Minister. Ich möchte jetzt erst gerne die - -

Zeuge Peer Steinbrück: Auf den Hinweis
von Herrn Wissing - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Wissing möchte Ihnen jetzt nicht
mehr - - Seine Zeit ist abgelaufen. Das ma-
chen wir dann gleich in der nächsten Runde.

Ich übergebe nunmehr das Wort an die
CDU/CSU-Fraktion. Herr Dautzenberg.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Vielen
Dank, Herr Vorsitzender. - Herr Minister, Ihre
einleitenden Ausführungen, gerade diejeni-
gen, die sich auf die beiden Rettungswo-
chenenden und die Ultima Ratio der Ent-
scheidung seitens der Regierung beziehen,
werden von mir und von uns geteilt. Aber
Ihre Einlassung zum Bereich - da bitte ich,
das doch noch einmal klarzustellen, was den

Koalitionsvertrag und die Umsetzung der
Richtlinien eins zu eins anbelangte -, dass
das gerade auch die CDU/CSU-Fraktion
gefordert habe in Bezug auf die Gruppenauf-
sicht - - Die Eins-zu-eins-Umsetzung der
Gruppenaufsicht stand einer Regelung in
Deutschland nicht im Wege, und das BMF
hätte früher schon initiativ werden können,
die Gruppenaufsicht über die HRE zu voll-
ziehen, was ja in einem von Ihnen zitierten
Gesetz jetzt in 2009 passiert ist. Also, ich
meine, das sollte man klarstellen, dass das
nichts mit der Eins-zu-eins-Umsetzung zu tun
hat.

(Nina Hauer (SPD): War das eine
Frage?)

- Das war eine Feststellung, und jetzt wollte
ich mit meinen Fragen beginnen.

Herr Minister, Sie haben eine - -

(Nina Hauer (SPD): Machen wir
jetzt alle Feststellungen?)

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Die Frage von Herrn Dautzenberg folgt jetzt.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Sehen
Sie das nach dieser Klarstellung genauso, -

(Heiterkeit)

- also, dass man das differenziert?

Zeuge Peer Steinbrück: Das sehe ich zu
Ihrem Erschrecken nicht so, Herr Dautzen-
berg, weil im Koalitionsvertrag in der Tat
diese Eins-zu-eins-Umsetzung von der euro-
päischen Richtlinie eine zentrale Rolle ge-
spielt hat und in diesem Fall dann natürlich
auch zur Anwendung gekommen ist. Nur, wir
müssen uns da nicht lange verkämpfen. Es
bleibt bei der Feststellung: Selbst wenn es
eine frühere Einführung der Finanzholding-
aufsicht gegeben hätte, hätte sich an der
Bewältigung und an der Entwicklungsge-
schichte nichts verändert.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Also
brauchen wir auch nicht weiter zu diskutie-
ren. Ich wollte nur klarstellen, dass die Um-
setzung in nationales Recht, was die Hol-
dingaufsicht anbelangt, nicht im Gegensatz
zur Eins-zu-eins-Umsetzung stand. Das
wollte ich nur feststellen.

Herr Minister, Sie hatten im Frühjahr 2007
eine Delegation in den USA, die sich dort
über die Auswirkungen der Subprime-Krise
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informieren wollte, und das ist auch von
Herrn Staatssekretär Mirow betont worden.
Welche Erkenntnisse hatten Sie dort ge-
sammelt, gerade auch in Auswirkungen auf
den deutschen Finanzmarkt und auf Not-
wendigkeiten der Strukturierung dieser zu-
sätzlichen Herausforderungen im BMF?

Zeuge Peer Steinbrück: Das war in der
Tat das erste Mal, dass im Frühjahr 2007
auch durch diesen Besuch in New York und
die Gespräche mit dortigen Managern und
dann in Washington jedenfalls - -

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Ich wollte
nur für Herrn Krüger noch sagen: ausweislich
des Handelsblatts vom 01.07.2009.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke.

Zeuge Peer Steinbrück: Also, bei die-
sem Besuch war es das erste Mal, dass - ich
wurde nach meiner Erinnerung auch beglei-
tet von Bundestagsabgeordneten; ich bin mir
nicht so ganz sicher - es Konturen dafür gab,
dass die bis dahin unproblematische Ent-
wicklung auf den Immobilienmärkten durch
zwei Entwicklungen umgekehrt werden
könnte, und zwar, erstens, durch eine Ten-
denz fallender Immobilienpreise und, zwei-
tens, durch die Tendenz steigender Zinsen,
und dass der Subprime-Markt daher unter
einen erheblichen Druck kommen könnte;
aber die Auswirkungen und dann die Eskala-
tion und die exponentielle Entwicklung -
Übersprungseffekte auf alle anderen Fi-
nanzmärkte - waren zu dem Zeitpunkt defini-
tiv nicht erkennbar.

Das, was uns in diesem Frühjahr mehr
beschäftigte, war generell die Frage von
Verbriefungen und von Hebelwirkungen und
der enormen Innovationsgeschwindigkeit von
Finanzmarktprodukten, die zu einer immer
größeren Risikointransparenz führen können
und von daher gesehen die Stabilität der
Finanzmärkte beeinträchtigen könnten. Ei-
nige werden sich vielleicht erinnern, dass ich
zu diesem Zeitpunkt weit weniger die Sub-
prime-Entwicklungen mit ihren Übersprungs-
effekten gesehen habe als insbesondere die
Tätigkeit von Hedgefonds und von Private
Equity Fonds und den von ihnen ausgehen-
den Hebelwirkungen - das hatte ich auf die
Tagesordnung gesetzt -, was übrigens dann
auch der entscheidende Punkt gewesen ist in

den Beratungen des G-7-Treffens im Februar
2007.

Ich mache einem Journalisten das Kom-
pliment, dass er einen der ersten, wie ich
fand, sehr gut recherchierten Artikel über die
möglichen Entwicklungen auf dem Immobi-
lienmarkt im März/April 2007 geschrieben
hat. Nach meiner Erinnerung war das Herr
Piper von der Süddeutschen Zeitung. Er war
von sehr weit reichender analytischer Fähig-
keit. Offenbar war er auch zu dem Zeitpunkt
in den USA. Er ist einer, über dessen Artikel
ich das erste Mal den Eindruck hatte: Da
passiert mehr als eine zeitlich begrenzte
konjunkturelle oder zyklische Schwankung,
sondern es könnte weit mehr sein und in eine
systemische Fragestellung überführt werden.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Was ist
daraufhin im BMF auch unter Ihrer Leitung
passiert aufgrund dieser Erkenntnisse?

Zeuge Peer Steinbrück: Die Prüfungen
der jeweiligen Bankenaufsichtsbehörden, die
wir haben, sind weiter fortgeführt worden. Wir
waren damals eher konzentriert auf das
Thema, wie ich es genannt habe, von
Hedgefonds. Wir waren damals sehr stark
konzentriert auf die Aktivitäten von, wie Sie
wissen, Sovereign Wealth Funds. Wir haben
keine unmittelbaren Veranlassungen getrof-
fen aufgrund erster Erkenntnisse über Zins-
und Immobilienpreisentwicklungen in den
USA genauso wenig wie in anderen Ländern.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Herr Mi-
nister, in der Regierungserklärung vor dem
Deutschen Bundestag am 15. Februar 2008
führten Sie aus - ich darf zitieren -:

Aber … so wenig Grund es zur
Verharmlosung gibt, so unange-
bracht wäre auch jede Hysterie.
Nötig ist ein professionelles Kri-
senmanagement aller infrage kom-
menden Partner, das sich auf die
Stabilisierung der Finanzmärkte
konzentriert und sich nicht durch
Empörungen und Reflexe ablenken
lässt.

Was ist daraufhin organisatorisch im Bun-
desfinanzministerium passiert, und hatten
Sie Anlass, auch der Aufsicht Vorgaben zu
machen?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Wie ich
schon Herrn Wissing sagte, hatte ich keine
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Veranlassung, von meiner Rechts- und
Fachaufsicht bezogen auf die Aufsicht
Gebrauch zu machen. Im Ministerium hat es
gewisse Umorganisationen gegeben. Es hat
einen Moment gegeben, wo, glaube ich, alle
aufsichtsrechtlichen Funktionen in einer Ar-
beitseinheit zusammengefasst worden sind,
um das zu konzentrieren.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Welche
sind gemacht worden?

Zeuge Peer Steinbrück: Bitte?

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Welche
sind gemacht worden?

Zeuge Peer Steinbrück: Alle, was Versi-
cherungs-, Bankenaufsicht betrifft, Wertpa-
pier-, alle aufsichtsrechtlichen Spiegel, oder,
sagen wir mal, Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wurden nach meiner Erinnerung in
einer Arbeitseinheit zusammengefasst. Das
hat sich später noch einmal ergeben, hat sich
später noch einmal verändert. Ich bin da den
Empfehlungen meiner Staatssekretäre ge-
folgt, was die Organisation meines Hauses
betrifft.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): In Ihren
einleitenden Bemerkungen, Herr Minister,
hatten Sie ausgeführt, auch zu den beiden
Rettungswochenenden hin, dass Sie fest-
stellen mussten, nachher nicht vollständig
informiert zu sein oder nicht umfänglich.
Worauf beziehen Sie das?

Zeuge Peer Steinbrück: Es ist mein
Vorwurf an das Management von Hypo Real
Estate, dass sich innerhalb von drei Tagen
ein weiterer Liquiditätsbedarf von 20 Milliar-
den Euro ergab. Da drücke ich mich noch
höflich aus, wenn ich sage, dass ich mich
desinformiert fühlte. Meine Gemütslage hat
ganz andere Begrifflichkeiten mir auf die
Zunge gelegt.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Herr
Staatssekretär Mirow, Herr Minister, hat hier
ausgeführt, dass die Führung des Finanzmi-
nisteriums ein ständiger, permanenter Kri-
senstab ab einem bestimmten Zeitpunkt war.
Waren Sie an diesem Krisenstab auch betei-
ligt, und was ist dort diskutiert worden?

Zeuge Peer Steinbrück: Natürlich war
ich daran beteiligt. Es war ein ständiger
Austausch mit den zuständigen Staatsse-
kretären und mit denen von ihnen zu verant-
wortenden Arbeitseinheiten meines Hauses,
ein ständiger Austausch mit der BaFin, ein
ständiger Austausch mit der Bundesbank, ein
ständiger Austausch übrigens auch mit Ver-
tretern des Bankensektors selber. Was ande-
res kam gar nicht infrage. Es wäre ja ver-
wunderlich, wenn der Minister nicht Be-
standteil dieser Gespräche gewesen wäre.

Im Übrigen gibt es eine Runde bei mir, die
wöchentlich unter anderem auch zu dem
Thema der Finanzmarktkrise zusammenge-
kommen ist.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Herr Mi-
nister, ich darf noch mal auf die Aussage des
Herrn Sanio vor dem Untersuchungsaus-
schuss kommen und noch mal eine andere
Seite, Herr Vorsitzender, aus dem Protokoll
der 17. Sitzung, 30.07.2009, Seite 27, zitie-
ren.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Dort sagt
Herr Sanio:

Ich habe Ihnen gesagt: Wir sitzen
da. Es war nicht die Maus, sondern
es war ein Elefant, der in der Falle
saß.

Es war also kein Nashorn, sondern ein Ele-
fant, der in der Falle saß. Sie haben schon
einiges auch zum Kollegen Wissing dazu
gesagt, und ich kann das nachvollziehen,
dass Sie sagen, eine solche Aussage hätte
dann auch ein Handeln nach sich ziehen
sollen - was nicht erfolgt ist. Hat das Konse-
quenzen?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe keine
Veranlassung, bezogen auf die Bundes-
bank - da habe ich sowieso keine Rechts-
und Fachaufsicht - zu kritisieren und unter
Inanspruchnahme der Fach- und Rechtsauf-
sicht der BaFin mit Maßregelungen zu kom-
men.

Ich halte daran fest: Wenn Herr Sanio Ih-
nen gegenüber in diesen Begrifflichkeiten
Bilder und Situationen schildert, dann kann
ich nur wiederholen, dass dies nicht die Bil-
der und die Begrifflichkeiten und die Ein-
schätzung gewesen sind, die er während



2. Untersuchungsausschuss 40
[22. Sitzung am 20.08.2009]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

dieser Krise oder während ihrer Zuspitzung
geltend gemacht hat gegenüber seinen sei-
nerzeitigen Gesprächspartnern der Bundes-
bank und des Bundesfinanzministeriums,
sondern das sind Einschätzungen, die er hier
gegeben hat.

Wenn er damals bereits der Überzeugung
war entsprechend dieser Bilder und Einlas-
sungen, die er gemacht hat, dass das zu-
treffende Bilder sind, dann erwarte ich von
dem BaFin-Präsidenten, dass er entspre-
chend aktiv und initiativ wird. Da er bezogen
auf ein solches Bild damals nicht initiativ und
aktiv geworden ist, ist mein Eindruck, dass
seine jetzigen Bilder etwas abweichen von
dem, was er damals für richtig erachtet hat.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Herr Mi-
nister, es ist schon eingeführt hier ein
Schreiben des Herrn Sanio von Januar 2008,
das er an Herrn Staatssekretär Mirow ge-
richtet hat und zur Kopie an Herrn Asmus-
sen. Mit meinen Worten jetzt wiedergege-
ben - Herr Vorsitzender, das hatten wir ges-
tern ja auch; ich glaube, darauf kann man
sich beziehen -, bezog sich - das betone ich
hier, und deshalb teile ich Ihre Auffassung - -
war nichts zur Liquiditätssituation ausgesagt;
aber das Geschäftsgebaren dieser Bank, vor
allen Dingen durch den handelnden Vor-
stand, sei nicht durch Vertrauen gekenn-
zeichnet. Was hätte schon das Ihrer Meinung
nach für Konsequenzen haben müssen?

Zeuge Peer Steinbrück: Das, was Herr
Sanio in demselben Brief, wenn wir den mei-
nen, Herr Dautzenberg, auch zugrunde ge-
legt hat, indem er in dem seinerzeitigen Brief
an Herrn Mirow deutlich gemacht hat, dass
er - wörtlich - „über die weitere Entwicklung
den Staatssekretär am Laufenden hält“. Das
ist die Konsequenz daraus. Dieser Brief von
Herrn Sanio - ich bin dankbar, dass Sie auf
ihn hinweisen - enthält eine ganze Reihe von
wichtigen Sätzen. Er enthält zwei wichtige
Sätze. Er enthält den einen wichtigen Satz:
„… werde ich Sie über die Entwicklung auf
dem Laufenden halten.“

Erkennbar hat es anschließend weitere
Hinweise von Herrn Sanio an Herrn Mirow
nicht gegeben; insofern kann das nur seiner
Einschätzung folgen, dass es nicht zu einer
labilen, geschweige denn existenzbedrohen-
den Lage kommt. Er hat, zweitens, gesagt -
das wiederhole ich noch mal, auch bezogen
auf die Frage von Herrn Wissing - - Es steht
in diesem Brief auch der bemerkenswerte

Satz: „… und die DEPFA plc Dublin unterliegt
der irischen Aufsicht.“
An anderer Stelle könnte ich das noch einmal
weiter paraphrasieren, was deutlich macht,
dass meine seinerzeitigen Einlassungen
korrekt gewesen sind.

Um auf Ihre Frage zurückzukommen -
noch einmal -: Er hat dem Staatssekretär -
was seine Pflicht ist - deutlich gemacht: Ich
halte Sie auf dem Laufenden. - Es ist dann
eher zu fragen: Gab es Anhaltspunkte, dass
er laufend hätte informieren müssen, da er
weiter den Staatssekretär nicht über Ereig-
nisse oder Entwicklungen informiert hat, die
zum Handeln hätten veranlassen müssen?
Ich vermute mal auch, dass Herr Sanio ent-
sprechende Veranlassungen in den konkre-
ten Abläufen nicht gesehen hat.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Es fragt nun Herr Willsch von der CDU/CSU-
Fraktion.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Herr
Minister Steinbrück, ich möchte noch mal auf
die Regierungserklärung vom 15.02.2008
zurückkommen. Hier haben Sie ausgeführt
unter Bezug auf SachsenLB, WestLB und
Privatbank IKB und deren Zweckgesell-
schaften, dass die die ersten und spektaku-
lärsten Opfer der sogenannten Subprime-
Krise seien, und dann wörtlich weiter:

Weitere Institute - über die gesamte
Bandbreite des deutschen Banken-
sektors - sind auch betroffen, aber
weniger existenziell.

Auf welcher Informationsgrundlage
konnten Sie diese Aussage am 15. Februar
2008 treffen?

Zeuge Peer Steinbrück: Der Bundes-
bankpräsident hat mir mindestens einmal,
wenn nicht zweimal, Listen mit den soge-
nannten Exposures deutscher Banken über-
sandt, die Anlagen bei Banken, insbeson-
dere im amerikanischen Bereich, hatten und
die deshalb von US-Entwicklungen hätten
betroffen sein können. In Kenntnis dieser
Exposures deutscher Banken ist uns eine
Einsicht gewährt worden mit Blick auf eine
mögliche Betroffenheit aus einer Verschär-
fung der Entwicklung insbesondere auf den
amerikanischen Finanzmärkten.
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Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Im
weiteren Verlauf der Regierungserklärung
sagten Sie:

Wir haben es hier nicht nur mit ei-
ner Bank zu tun, die sich in unver-
antwortlicher Weise verzockt hat.
Alle Kreditinstitute, die mit Sub-
prime-Marktpapieren gehandelt ha-
ben, sind von dieser Krise betroffen.
Schlecht ist, dass nach wie vor
niemand ganz genau weiß, welches
Institut in welchem Ausmaß betrof-
fen ist.

Würden Sie mir zustimmen, dass das ein
gewisser Widerspruch zu dem ist, was Sie
gerade gesagt haben?

Zeuge Peer Steinbrück: Das ist kein Wi-
derspruch, weil es Monate, wenn nicht mehr,
dauerte, bis viele dieser Banken wirklich die
Risiken aus ihren verschiedenen Zweckge-
sellschaften, aus den verschiedenen Enga-
gements wirklich gehoben haben. Die Vor-
stellung, die ich seinerzeit mal bei Beginn
dieser Krise gehabt habe, dass die Banken
nur ganz schnell in ihre Bücher gucken müs-
sen, dann wissen sie genau, welche Risiko-
potenziale darin stehen und können die dann
auch quantifizieren, hat sich als einer der
Irrtümer herausgestellt. Teile dieser Verbrie-
fungsaktion, müssen Sie wissen, bestehen
aus derartig vielen Paragrafen oder sind
derartig umfänglich - - und die zu interpretie-
ren und auszulegen mit Blick auf die darin
steckenden versteckten Risiken, ist offenbar
für den Bankensektor sehr viel komplizierter
und sehr viel langwieriger, als man sich das
vorgestellt hat. Das eine ist die Zahl des En-
gagements, die man über die Bundesbank
oder über die Bankaufsicht bekommen kann
mit Blick auf das Engagement, das Banken
haben - deutsche Banken, auch im Aus-
land -, und das andere ist die Frage nach der
Risikoträchtigkeit, nach dem potenziellen
Abschreibungsbedarf, der über die darin
steckenden Risiken steckt. Das sind zwei
verschiedene Sachen.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Da lag
der Schock, den Sie uns geschildert haben
über die Verhältnisse bei Northern Rock, als
die Schalter gestürmt wurden, ja schon fünf
Monate zurück. Was ist denn in dieser Zeit
konkret gemacht worden, um die Gefähr-
dungssituation des deutschen Bankensys-
tems auf eine sichere Informationsgrundlage
zu kriegen?

Zeuge Peer Steinbrück: Es sind die
laufenden Prüfungen der Bankenaufsicht, die
aber in dieser Zeit weder für die Bankenauf-
sicht selber noch in den Meldungen gegen-
über dem Bundesfinanzministerium eine
Situation beschrieben haben, in der auf-
sichtsrechtlich oder politisch man hätte tätig
werden müssen.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Nun
hat die Bankenaufsicht ja schon seit Jahren
immer geprüft, und gleichwohl kam es hierzu.
Glauben Sie nicht, dass es notwendig gewe-
sen wäre, einen grundsätzlichen Neuansatz
mit einem Schwerpunkt auf diesem Bereich
zu wählen, und gab es aus Ihrem Haus Hin-
weise an die BaFin, diese Frage bei der
Bankenprüfung besonders in den Blick zu
nehmen?

Zeuge Peer Steinbrück: Wir haben es
für richtig gehalten, in dieser Zeit die Zu-
sammenarbeit von Bundesbank und BaFin
auf eine sichere Grundlage zu stellen. Will
sagen: Die laufende Bankenüberwachung
bei der Bundesbank und insbesondere, wenn
man so will, die aufsichtsrechtlichen Zustän-
digkeiten bei der BaFin - - Darüber hat es
eine Novelle der Aufsichtsrichtlinie gegeben,
die ich länger verhandelt habe. Sie wissen,
dass nach dem Kreditwesengesetz die Betei-
ligten erstmal aufgerufen sind, sich dort zu
einigen. Es hat eine Moderation durch mein
Haus gegeben, und es ging mir in dieser
Phase in der Tat um eine klare Abgrenzung
von Zuständigkeiten bzw. Verankerung der
Kooperationsmöglichkeiten zwischen diesen
beiden Aufsichtsbehörden in Deutschland,
übrigens eine international im Vergleich rela-
tiv konzentrierte Aufsicht, die wir in Deutsch-
land haben, anders als zum Beispiel in den
USA. Ansonsten ist es Aufgabe dieser Auf-
sicht, aus ihren Erkenntnissen zu berichten
und für den Fall, dass sie eine Entwicklung
absehbar empfinden, die ein Eingreifen er-
fordert, dies zu berichten. In dieser Zeit ha-
ben sie entsprechende Berichte, die zu
Handlungen hätten Veranlassung geben
können, nicht berichtet.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Die
fehlten uns ja doch eigentlich auch schon.
Mit „uns“ meine ich jetzt die deutsche Öffent-
lichkeit, den deutschen Finanzsektor, als im
zeitlich gleichen Zusammenhang wie Nor-
thern Rock die Schwierigkeiten bei IKB und
SachsenLB öffentlich und Thema wurden.
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Hätte das nicht Anlass geben müssen, zu
sagen: Es scheint nicht alles richtig zu sein,
sondern es muss was verändert werden im
Verfahren?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kann nicht
erkennen, was dann in den Prüfungsaktivi-
täten hätte verändert werden sollen im Wir-
ken oder an Handlungen und in den Auf-
sichtsfunktionen der beiden Aufsichtsbehör-
den. Noch einmal: Wenn diesen Aufsichts-
behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeiten
etwas auffällt, dann müssen sie berichten
und initiativ werden. Das, was Herr Sanio,
wie ich finde, zutreffend hier dargestellt hat,
ist, dass es nicht die Aufgabe, jedenfalls auf
der bisherigen gesetzlichen Grundlage, nicht
die Zuständigkeit der Aufsicht ist, Ge-
schäftsmodelle zu prüfen. In vielen Fällen
sind die Schwierigkeiten, über die wir heute
klagen, zurückgehend auf mangelnde oder
nicht tragfähige Geschäftsmodelle. Die sind
aber nicht Gegenstand der Bankenaufsicht.
Ob im Lichte auch Ihrer Erkenntnisse dieses
Ausschusses darüber nicht eine Verände-
rung stattfinden muss, halte ich für etwas,
was mehr als diskussionswürdig ist und was
ja auch auf Hinweise anderer Zeugen bereits
Gegenstand gewesen ist.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Danke
einstweilen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich danke Ihnen und übergebe nunmehr an
die Fraktion Die Linke. Herr Troost, bitte.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Danke
schön. - Herr Minister, Sie haben sehr aus-
führlich über die Ursachen auch mit der Fi-
nanzkrise berichtet und haben sich mehr
oder weniger, so hatte man das Gefühl, als
Opfer dargestellt. Kann es sein, dass Sie
vergessen haben, dass genau diese ganzen
Deregulierungen in Deutschland von Ihrer
Partei und von elf Jahren Finanzministern
sozialdemokratischer Couleur durchgeführt
worden sind?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe darauf
hingewiesen, Herr Troost, dass in der Tat die
Selbstkritik dort beginnen muss, wo man sich
diesem Paradigma der Deregulierung - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich werde gerade darauf aufmerksam ge-

macht, Herr Minister: Sie können diese Frage
beantworten, aber sie ist nicht vom Untersu-
chungsgegenstand gedeckt. Das sagt das
Sekretariat mir gerade. - Bitte sehr.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Heißt das
aber, dass man auf Ausführungen, die ge-
macht werden, nicht eingehen darf?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Deswegen gebe ich ja auch die Möglichkeit.
Ich muss nur formal darauf hinweisen.

Zeuge Peer Steinbrück: Also, ich will die
Antwort Herrn Troost gar nicht schuldig blei-
ben. Ich habe ja darauf hingewiesen, dass
dieses, wie ich es genannt habe, Paradigma
der Deregulierung in der Tat vielleicht von
der Politik zu lange billigend in Kauf oder
akzeptiert worden ist. Ich habe nur gleichzei-
tig die Gründe deutlich gemacht, und die
Gründe sind damals ja nicht die falschen
gewesen, mit Blick darauf, dass in der Tat
eine Volkswirtschaft wie die Bundesrepublik
Deutschland auch im Finanzdienstleistungs-
sektor einigermaßen den Anschluss an die
großen Finanzzentren der Welt halten sollte,
wenn Sie nicht auch Wertschöpfung verlieren
wollen oder es mit Abwanderung zu tun ha-
ben von der Nachfrage nach Finanzdienst-
leistungen an andere Standorte, was ja für
deutsche Unternehmen durchaus von Nach-
teil sein kann. Das ist die damalige Logik
gewesen, zwar sich nicht dem ganzen ang-
loamerikanischen Finanzkapitalismus nun
anzuschließen - - Einige Änderungen gibt es
ja nach wie vor, zum Beispiel die Verteidi-
gung des dreisäuligen deutschen Kreditwe-
sens, die spezifische Situation von
Bausparkassen etc. Aber, zugegeben, wir
haben uns diesem Muster wahrscheinlich zu
lange und zu unkritisch ergeben. Ich will nur
nicht, dass es im Zuge der Interpretation
dieser Krise plötzlich zu einer Verkehrung
von Ursache und Wirkung kommt, und das
spüre ich ja bei manchen. Ich kann nicht
erinnern, dass damals irgendeine andere
Partei im Deutschen Bundestag, vor allen
Dingen nicht die FDP, auf der Seite derjeni-
gen gewesen ist, die die damalige Regierung
massiv darin unterstützt haben, plötzlich
Verkehrsregeln für den Finanzsektor einzu-
führen. Ich sehe nur, wie das Ganze jetzt
uminterpretiert werden soll in ein Staatsver-
sagen, um sich der, wie ich glaube, richtigen
Einschätzung zu entziehen, dass wir es zu-
nächst einmal mit Marktversagen zu tun ha-
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ben - das habe ich zu beschreiben ver-
sucht -, auf das der Staat als regelnde In-
stanz nicht richtig reagiert hat, zumal vieles
inzwischen der nationalstaatlichen Reich-
weite nicht mehr unterliegt, sondern interna-
tional verabredet werden muss und die Dy-
namik und Innovationsgeschwindigkeit auf
den Finanzmärkten inzwischen so schnell
und so global ist, dass einzelne National-
staaten gar nicht mehr hinterherkommen.
Das kann man auch beschreiben, dass wir
nicht mehr auf Augenhöhe sind als Politik,
als demokratisch legitimierte Instanzen, um
mit diesen Prozessen fertig zu werden.

Ich habe vorhin davon gesprochen, es
muss eine Balance geben. Ich habe von der
Balance zwischen Finanzmärkten und su-
pranationalen Einrichtungen gesprochen, die
zunehmend nicht nur ein Frühwarnsystem
etablieren müssen - das ist ja eine lange
Debatte -, sondern auch ein Überwachungs-
system, gegebenenfalls bis hin zu Eingriffs-
möglichkeiten, bis hin zu Maßnahmen, so
ähnlich wie zum Beispiel der Maastricht-Ver-
trag mit Blick auf die Defizitentwicklung.
Deshalb bin ich gar nicht weit davon entfernt,
zu sagen: Die Politik hätte früher eingreifen
müssen und Verkehrsregeln erlassen müs-
sen. Aber ich bitte, daran zu erinnern, dass
die gesamte ordnungspolitische Debatte in
Deutschland dem keineswegs offen stand
und dass die Wirtschaftspublizistik und auch
die Wirtschaftswissenschaften in Deutsch-
land garantiert nicht der Promoter einer De-
batte gewesen sind, man solle in Deutsch-
land stärker regulierende Maßnahmen ein-
führen. Das würde ich auf manche Parteien,
die hier im Deutschen Bundestag vertreten
sind, auch erstrecken wollen.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Herr Mi-
nister, ich will Sie nicht unterbrechen; auf der
anderen Seite denken Sie bitte daran: Ich
möchte mehr als eine Frage an Sie stellen
und habe eben nur sieben Minuten. Jetzt ist
aber auf europäischer Ebene eben mit einem
Memorandum of Understanding gesagt wor-
den: Um vorbeugend Finanzmarktstabilität zu
erreichen, werden überall solche ständigen
Ausschüsse eingerichtet. Diese ständigen
Ausschüsse sollen dreimal jährlich tagen,
sollen sozusagen Krisenmanagement vorbe-
reiten. Ihr Staatssekretär hat gestern gesagt:
Ja, ja, das ist so eingerichtet worden, aber
man muss das ja nicht so eins zu eins um-
setzen, und deswegen haben wir das bei uns

nicht gemacht und in 2008 nicht getagt. -
Finden Sie das in Ordnung?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich bin mir ganz
sicher, dass mein Staatssekretär das nicht
gesagt hat.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Dann bitte ich Sie auch, Herr Troost, gemäß
der Praxis, die wir gerade - -

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Das haben
wir ja noch nicht, das Protokoll von gestern.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Das Protokoll ist Ihnen am gestrigen Nach-
mittag - Teilaussage Asmussen - vorgelegt
worden.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Nur das
Eingangsstatement.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Nur das Eingangsstatement?

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ja.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Okay, dann ziehe ich diesen Hinweis zurück.
Das Protokoll kann wann vorgelegt wer-
den? - Das Protokoll wird in Kürze kommen.
Dann bitte ich, die Frage zu wiederholen.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Die hat er
ja verstanden, oder?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich bin ganz si-
cher, dass mein Staatssekretär sich so nicht
geäußert hat, schon gar nicht in seinem Ein-
gangsstatement, -

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Nein.

Zeuge Peer Steinbrück: - das sich vor
meinem geistigen Auge bewegt, und an-
sonsten inhaltlich auch ganz anders; denn
die Position der Bundesregierung läuft ja auf
eine Unterstützung des sogenannten De-
Larosière-Berichts hinaus, der die bisherigen
Level-3-Ausschüsse übertragen will in euro-
päische Institutionen und damit im Bereich
der mikropotenziellen Aufsicht sehr viel stär-
ker eine Kompetenz verankern will, was wir
außerordentlich begrüßen, und auf der ma-
kropotenziellen Ebene die EZB in ihren
Funktionen stärkt. Es wird übrigens im Laufe
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dieses Herbsts eine entsprechende Gesetz-
gebung der Kommission vorgelegt werden,
und wir werden dies massiv unterstützen. Wir
haben nur einen Punkt. Das ist aber ein De-
tailpunkt, nämlich das Zusammenwirken
unserer eigenen Aufsicht mit einer solchen
mikropotenziellen Zuständigkeit in der Auf-
sicht auf europäischer Ebene. Insofern bin
ich mir ganz sicher, dass der Staatssekretär
entweder missverstanden worden ist oder er
definitiv nicht gesagt hat, dass wir das hier
lax handhaben würden mit der Übertragung
der Level-3-Ausschüsse in der Umsetzung
des De-Larosière-Gutachtens mit Blick auf
eine stärkere europäische Aufsicht und ent-
sprechende Strukturen.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Mir geht es
um den ständigen Ausschuss. Auch wenn wir
das Protokoll nicht haben, in der nächsten
Fragerunde werde ich Ihnen dann sagen,
was Herr Mirow dazu gesagt hat. Er hat es
nämlich genauso eingeschätzt. Auf jeden
Fall: De facto hat dieser Ausschuss 2008
nicht getagt und 2007 einmal getagt und - ich
würde mal sagen - ein Lehrbuch von Bank-
betriebswirtschaftslehre „Wie kann der Staat
so helfen?“ irgendwie erstellt. Daraus wurde
uns gestern ein bisschen was erzählt. Aber
Sie sagen oder die beiden sagten - ich habe
Sie auch so verstanden -: Das war nicht nö-
tig, wir sind ja dauernd im Gespräch. Wir
telefonieren, wir faxen, wir mailen. - Das hat
Frau Lautenschläger gesagt, Herr Sanio
gesagt, Herr Weidmann gesagt, Herr As-
mussen, Sie sagen das, aber trotzdem habe
ich das Gefühl: Über unseren Untersu-
chungsgegenstand HRE hatten Sie keine
Ahnung.

Zeuge Peer Steinbrück: Ich werde Ihnen
diesen Eindruck nicht ausreden können, Herr
Troost.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ja, aber
Sie haben das ja - - Herr Asmussen hat das
gestern bestätigt und Sie auch. Also, die
Frage - - Und das weiß inzwischen jeder, der
hier bei den Zuhörern öfter dabei war, dass
es sich eben um einen Saustall handelte,
dass eben die Liquiditätsprobleme da waren,
und die haben Sie erst erfahren nach Leh-
man, nicht vor Lehman.

Zeuge Peer Steinbrück: Es tut mir leid,
Herr Troost, wenn Sie den Eindruck haben,
ich habe keine Ahnung, dann werde ich mich

nicht lange widersetzen, weil ich diesen Ein-
druck bei Ihnen nicht werde revidieren kön-
nen.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): In der kon-
kreten Situation HRE.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Lassen Sie den Minister ausreden.

Zeuge Peer Steinbrück: Wenn Sie den
Eindruck haben, dass Sie gestern hier einen
inkompetenten Staatssekretär erlebt haben,
dann kann ich den auch nicht widerlegen.
Dann müssen Sie damit einfach weiter öf-
fentlich operieren. Mein Eindruck ist, dass
Sie gestern hier einen ausgesprochen kom-
petenten Staatssekretär erlebt haben.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich übergebe nunmehr an die SPD-Fraktion.
Frau Nina Hauer.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, ich
möchte Ihnen gerne mal vorlesen, was Herr
Sanio hier gesagt hat in Bezug auf die oft
gestellte Frage "Was hätte eigentlich das
Ministerium als Rechts- und Fachaufsicht tun
müssen?". Ich lese jetzt aus der Zeugenaus-
sage von Herrn Sanio, Seite 30, vor:

Und das Ministerium - um noch
einmal auf die Rechts- und Fach-
aufsicht zu kommen - hatte keinen
Anlass, uns irgendeine positive
Weisung zu geben, dass wir ir-
gendetwas machen oder auch un-
terlassen sollten. Ich wüsste auch
nicht, was uns das Ministerium als
Weisung hätte geben sollen. Das
Ministerium hätte - es sei denn, das
Ministerium hätte gesagt: ich
möchte ein bisschen Liquidität da
reinpumpen - außerhalb seiner ei-
genen Möglichkeiten genauso we-
nig wie wir die Lage verbessern
können.

Wie bewerten Sie das?

Zeuge Peer Steinbrück: Es bestätigt
das, was ich bisher versucht habe zum Aus-
druck zu bringen: Es gibt keine Veranlassung
aus der Sicht des Ministeriums, diese Fach-
und Rechtsaufsicht auszuüben. Wenn es
umgekehrt ein Anliegen, eine Einschätzung
gegeben hätte, die Herr Sanio als so wichtig
empfunden hätte, dass sie Gegenstand un-
serer Beratung möglicherweise auch Kor-
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rekturen werden müssen, dann hätte er dies
getan. Dies ist nicht erfolgt, insbesondere
auch nach dem schon zitierten Brief an Herrn
Mirow vom Januar 2008 mit Blick "Ich werde
Sie laufend unterrichten". Wir haben von ihm
keine weitere laufende Unterrichtung dahin
gehend bekommen, dass seine Bilder "Falle"
und "BaFin-Aufsicht liegt daneben" uns hät-
ten veranlassen müssen, von unserer
Rechts- und Fachaufsicht Gebrauch zu ma-
chen.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, Sie
haben vorhin die Berichte zitiert. Achtmal
hatte die BaFin mit dem BMF Kontakt bezüg-
lich der HRE bis zum 15. September 2008.
Da wird immer wieder ein Brief erwähnt, über
den wir schon gesprochen haben und der
teilweise auch mit eigenen Eindrücken hier
wiedergegeben wird. Ich will da mal wörtlich
raus zitieren. Das ist der Brief, den Herr Sa-
nio an Herrn Mirow im Januar 2008 ge-
schrieben hat. Da ging es ja darum, dass
Herr Sanio Herrn Mirow darauf aufmerksam
gemacht hat, dass er sich angeguckt hat,
dass die HRE Abschreibungen auf struktu-
rierte Produkte vorgenommen hat. Sie haben
vorhin selber ausgeführt, dass er in diesem
Brief darauf hinweist, dass er weiterhin Herrn
Mirow auf dem Laufenden halten wird. Hier
steht wörtlich:

Der Markt dürfte jedoch für die HRE
keine größeren Verluste antizipiert
haben. Allerdings ist festzustellen,
dass nach der jüngsten Erklärung
der HRE zum US-Exposure, wel-
ches vorher immer verneint worden
war, die Glaubwürdigkeit der HRE
ohnehin vernichtet worden ist.

Würden Sie sagen, dass sich diese Aus-
sage in Bezug auf die Glaubwürdigkeit auf
den Markt bezieht? Oder sehen Sie das als
eine persönliche Einschätzung von Herrn
Sanio, was die Glaubwürdigkeit der HRE
angeht?

Zeuge Peer Steinbrück: Das kann ich
nur schwer beurteilen. Das müsste man dann
Herrn Sanio fragen. Ich will dem nicht aus-
weichen. Aber um noch mal meinen Kennt-
nisstand zu signalisieren: Gegenstand der
damaligen Prüfungen ist ausschließlich das
Thema der Werthaltigkeit von strukturierten
Wertpapieren gewesen. Diese Werthaltigkeit
der strukturierten Wertpapiere ist definitiv
nicht kausal und ursächlich für die Situation,

in die die HRE später gekommen ist. Selbst
bezogen auf die Liquiditätssituation gibt es
diverse Zitate, die ich hier natürlich auch
herausgesucht habe, der Bank selber wie
aber auch von anderen Bankenteilnehmern
und auch von Herrn Sanio, die bis weit in den
Sommer hinein diese Bank für eine solvente
Bank und sie in ihrer Liquiditätsausstattung
für nicht gefährdet gehalten haben. Das ist
offenbar sehr schwer zu vermitteln.

Wenn Herr Sanio zwischen dem Januar -
will sagen: 23. Januar war nach meiner Erin-
nerung der Brief an Herrn Mirow - bis hin
zum 15. September bei der HRE eine Ent-
wicklung gesehen hätte, die bankenauf-
sichtsrechtliche Konsequenzen hätte haben
müssen, dann hätte er dies geltend machen
müssen. Da er dies aber nicht geltend ge-
macht hat und ich an seinen Fähigkeiten
nicht zu zweifeln habe, vermute ich, ist der
Eindruck und die Zusammenfassung richtig,
dass es solche Entwicklungen auch nicht
gegeben hat.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, am
20.03. gab es ja einen Bericht von der BaFin
an das BMF. Ich will Sie fragen, ob Sie mir
recht geben, dass auch hier die BaFin ihrer
Sorgfaltspflicht nachgekommen ist, weil sie
hier darauf verweist:

Des Weiteren berichtet auch die
HRE auf wöchentlicher Basis über
ihre Liquidität insgesamt und die
der Einzelinstitute.

Auch das lässt ja, wenn man den gesamten
Bericht - und nicht nur auf Seite 4 und 6, aus
dem ich hier zitiert habe - liest, Rückschlüsse
darauf zu, dass es eben nicht nur die HRE
war, über die auf wöchentlicher Basis Liqui-
ditätsberichte erstellt worden sind. Würden
Sie sagen, dass die BaFin damit ihrer Auf-
gabe und ihrer Kontrollfunktion nachgekom-
men ist?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, das sehe ich
so, zumal die BaFin ja diese Liquiditätsprü-
fungen regelmäßig durchgeführt hat. Herr
Wissing hat mich darauf aufmerksam ge-
macht: sogar täglich. Das habe ich schon
bewertet als einen Hinweis darauf, dass die
BaFin ihren Verpflichtungen deutlich und
regelmäßig nachgekommen ist. Die BaFin
hat dabei etwas gemeldet, was in meinen
Augen vor dem 15. September hätte nicht zu
einem Eingreifen führen müssen.
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Im Übrigen möchte ich dem Ausschuss
gerne ein weiteres Zitat von dem Vorstand
der Hypo Real Estate in einem Aktionärsbrief
von Mitte August vorlesen. Wörtliches Zitat -
Aktionärsbrief, Hypo Real Estate:

Das Liquiditätsrisiko wird auf tägli-
cher Basis überwacht, unterstützt
durch zukunftsgerichtete Stress-
tests. Selbst unter einem Worst-
Case-Szenario ist dadurch sicher-
gestellt, dass die Hypo Real Estate
Gruppe sowie ihre Tochterbanken
jederzeit uneingeschränkt zah-
lungsfähig sind.

Das sind die Angaben der Hypo-Real-Estate-
Gruppe vom August 2008.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Könnten Sie dieses in Fotokopie durch Ihre
Mitarbeiter im Sekretariat irgendwann zur
Verfügung stellen, Herr Minister?

(Zuruf: Und dem Staatsanwalt!)

Zeuge Peer Steinbrück: Da stellt sich
gelegentlich die Frage, ob einige Ihrer Fra-
gen nicht eher an das Management von
Hypo Real Estate gerichtet bzw. der Staats-
anwaltschaft zugeordnet werden sollten.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, vor-
hin ist von Herrn Wissing ein Interview des
hier auch als Zeugen gehörten Herrn
Stéphane Wolter aus Spiegel online ange-
sprochen worden. Ich habe in der Zeugen-
einvernahme von Herrn Wolter, die ich hier
im Protokoll nachgelesen habe, eine ver-
gleichbare Äußerung nicht gefunden.

Ich will Ihnen aber nicht vorenthalten, was
Herr Wolter hier wirklich gesagt hat. Das
steht auf Seite 49 der Zeugeneinvernahme
von Herrn Wolter. Auf meine Frage, wie er
dazu komme, zu sagen, dass absehbar war -
da beziehe ich mich auch auf diesen Spiegel-
online-Bericht -, dass die DEPFA die HRE in
den Abgrund reißen würde, sagt Herr Wolter
hier:

Das habe ich ja im Prinzip nach
dem Closing gesagt.

Da hat Herr Wolter Daten der HRE für
den Datenraum gesammelt. Ich habe ihn ge-
fragt: Nicht von der DEPFA? Da sagt der
Zeuge Wolter:

Nicht von der DEPFA.

Dann habe ich ihn gefragt, für welchen
Zeitpunkt er denn vorausgesehen habe, dass
die DEPFA die HRE in den Abgrund reißen
würde. Da sagte der Zeuge Wolter hier wört-
lich:

Definitiv war der Zeitpunkt eigent-
lich nach Lehman ...

Würden Sie sagen, dass damit festgestellt
ist, dass auch der weitsichtige Herr Wolter
den Zusammenbruch von Lehman und die
Folgen, die es für die DEPFA haben würde,
nicht vorausgesehen hat?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, es liegt auf
der Linie der Aussagen, die von vielen be-
kannt ist und wo ich mich wundere, dass
einem immer entgegengehalten wird, dass
eine angespannte oder sogar problematische
Liquiditätslage von Lehman vor dem 15.09.
bereits zu prognostizieren ist. Ich kenne kei-
nen ernstzunehmenden Kronzeugen dafür.
Ich kenne auch keine Angaben dafür.

Ich selber habe Ihnen hier zitiert einen
Hinweis, den die Hypo-Real-Estate-Gruppe
selber gegeben hat in einem Aktionärsbrief.
Ich könnte Herrn Sanio zitieren, der eine
gleiche Einschätzung noch Mitte August ge-
geben hat, eine weitere Einschätzung von
Herrn Ackermann, ausschlaggebend nicht
nur für ihn, sondern für den anderen deut-
schen Bankensektor, wo es das wörtliche
Zitat - ich muss vorsichtiger sein -, wo es
sinngemäß das Zitat gibt, dass Hypo Real
Estate in der Außendarstellung bis in den
August 2008 eine solvente Bank gewesen
ist.

Ich habe den Eindruck, dass sich Herr
Müller vor Ihnen auch nicht viel anders ge-
äußert hat mit Blick auf sein Überra-
schungsmoment, dass Hypo Real Estate
plötzlich in eine illiquide Situation hinein-
kommt. Vor dem Hintergrund frage ich mich
gelegentlich, wo das Problem liegt, dass
jedenfalls einige von Ihnen immer entgegen-
halten, wir hätten eine Liquiditätsanspannung
oder - mehr als das - Problemlage vor dem
15.09. sehen müssen. Ich würde ganz gerne
Belege dafür haben.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, der
Vorsitzende hat Sie vorhin darauf aufmerk-
sam gemacht, dass Sie natürlich nicht ver-
pflichtet sind, Fragen außerhalb des Unter-
suchungsgegenstandes, wie sie Herr Troost
gestellt hat, allgemeine Fragen der Entwick-
lung der Aufsicht in Deutschland zu beant-
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worten. Wenn der Vorsitzende die Frage
ähnlich wie bei Herrn Troost zulässt, möch-
ten Sie vielleicht trotzdem die Frage beant-
worten: Wie wäre denn die Situation in dieser
Finanzmarktkrise in Bezug auf die Aufsicht
gewesen, wenn es dabei geblieben wäre, wie
die Aufsicht 2003 war, nämlich in drei ein-
zelnen Strängen: für das Kreditwesen, für die
Wertpapiere und für die Versicherungen?
Wie wäre das Krisenmanagement gewesen
mit drei einzelnen Aufsichtssträngen, wie sie
vor der Gründung der BaFin bestanden ha-
ben ohne die Vereinbarungen der Koopera-
tion zwischen Bundesbank und BaFin, die ja
auch hier zu erheblichen Diskussionen im
politischen Raum, im Parlament, aber auch
zwischen Regierung, Bundesbank und BaFin
geführt haben? Wie hätten Sie dann in dieser
Krise agieren können?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich muss darauf hinweisen, Herr Minister,
das ist nicht vom Untersuchungsauftrag ge-
deckt. Wenn Sie antworten möchten, wie ich
es eben bei Herrn Troost praktiziert habe,
bitte.

Zeuge Peer Steinbrück: Es kann ja nur
weiterführen. Wir müssen das nicht so rigide
handhaben. - Ich habe die Einrichtung einer
Allfinanzaufsicht als Fortschritt empfunden
und habe diese Allfinanzaufsicht auch als
Fortschritt empfunden in dieser konkreten
Situation, weil durchaus Infektionskanäle
vom Bankensektor in den Versicherungs-
sektor mit zu befürchten gewesen sind. Das
heißt, in einem Hause konzentriert zu haben
diejenigen, die sowohl Bankenaufsicht wie
Versicherungsaufsicht machen - ich lasse
mal die dritte Zuständigkeit Wertpapiere au-
ßen vor -, ist, wie ich finde, in der Konstruk-
tion dieser Aufsicht aus den Zeiten 2003 ein
Vorteil.

Diejenigen, die auch über entsprechende
Einlassungen im Bundestag bei entspre-
chenden Debatten einer Weiterentwicklung
der Aufsicht in Deutschland das Wort reden,
müssen zwei Fragen, wie ich glaube, etwas
näher beleuchten: Erstens. Wollen sie die
Allfinanzaufsicht wieder sprengen? Zweitens.
Wie stellen sie sich gegebenenfalls - ich lese
das gelegentlich auch bei der FDP; es gibt
auch Einlassungen von der Union - eine Ver-
schmelzung von Bundesbank und BaFin vor
dem Hintergrund des sehr unterschiedlichen
Charakters beider Institutionen und der Tat-
sache vor, dass dabei die Frage der Unab-

hängigkeit der Bundesbank unmittelbar be-
rührt ist, weil das Bundesministerium natür-
lich keine Fach- und Rechtsaufsicht über die
Bundesbank in Wertschätzung ihrer Unab-
hängigkeit hat, wohl aber über eine Eingriffs-
verwaltung, wie die BaFin die Rechtsakte
erlässt, die übrigens auch beklagt werden
können? Das sind sehr unterschiedliche Zu-
ständigkeiten.

Der schnelle Reflex, mit dem auch mit
Blick auf die jetzige Situation so getan wird,
die deutsche Bankenaufsicht würde einen
riesigen qualitativen Sprung machen, wenn
man nur diese beiden Institutionen zusam-
menführt, verdrängt etwas die dahinter ste-
henden Detailprobleme.

Nina Hauer (SPD): Herr Minister, die
Prüfberichte der BaFin sind ja seit Januar
2009 in der Geheimschutzstelle des Bun-
destages dem Parlament verfügbar gewe-
sen. Hat das eigentlich in der Kommunikation
mit anderen Ministern oder mit der Bundes-
kanzlerin an dem Rettungswochenende zwi-
schen Ihnen eine Rolle gespielt? Hat die
Kanzlerin Sie gefragt, ob Sie auch diese
Berichte gelesen haben? Oder haben Sie die
gebraucht, um in der Situation um das Ret-
tungspaket entscheiden zu können?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, sie spiel-
ten überhaupt keine Rolle, und sie sind auch
nicht eingeführt und geltend gemacht worden
von Herrn Sanio oder von anderen.

Nina Hauer (SPD): Können Sie mal
schildern, wie an diesem Rettungswochen-
ende Ihre Entscheidung zustande gekommen
ist? Was war Ihnen wichtig? Was waren die
Punkte, auf die Sie geachtet haben? Haben
Sie daran gedacht, wie das Parlament rea-
gieren würde? Haben Sie sich überlegt, wie
Sie das der Öffentlichkeit präsentieren? Was
waren Ihre Überlegungen?

Zeuge Peer Steinbrück: Das Haupt-
problem ist in der Tat gewesen, wie ich eine
Öffentlichkeit davon informiere, in Milliarden-
summen plötzlich etwas zu stabilisieren, was
jede Vorstellungskraft übersteigt. Zweitens.
In der Tat haben wir das dafür notwendige
haushaltsrechtliche Instrumentarium. Das
führte sehr schnell zu Debatten zwischen
Staatssekretär Gatzer und Staatssekretär
Asmussen. Das Dritte ist: Wie wird denn ein
solches Konstrukt ausgefüllt, das wir da ge-
funden haben?
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Sie wissen, wir reden von einem Ret-
tungspaket Blue. Einige von Ihnen haben
das vor Ihrem geistigen Auge, wie das auf-
gemalt worden ist; eine höchst komplexe
Veranstaltung. Wie wird die gestaltet? Das
Hauptproblem ist gewesen: Wie bekam ich
denn auch andere Bankenvertreter in diese
Konstruktion hinein? Die sagten: Ursächlich
haben wir damit gar nichts zu tun. Also der
sehr schwierige Prozess, dass über den BdB
oder über die Vertreter des BdB hinaus auch
plötzlich der DSGV und der genossen-
schaftsbankensächliche Sektor und die öf-
fentlichen Förderbanken plötzlich in ein Ob-
ligo genommen wurden. Sehr schwer zu
verhandeln mit Blick auf die Gremien, die
immer einzubeziehen waren. Und daneben
eine ständige internationale Abstimmung, wo
auch die Partner selber auf einen zukom-
men: Wenn wir Fortis, Dexia, Glitnir und wen
auch immer als Fälle haben, wie geht ihr um
mit der Hypo Real Estate? Seid ihr gegebe-
nenfalls diejenigen, die aus dem Commit-
ment herausfallen und eine solche Bank in
den Konkurs gehen lassen? - Vielleicht in
dem Verständnis, dass auch bei uns das
Thema Moral Hazard, der falschen Anreiz-
systeme, doch Gegenstand öffentlicher
Auseinandersetzungen sein könnte, was ja
im Falle IKB der Fall war. Ich bin ja von vie-
len - auch im parlamentarischen Raum - mit
der Frage konfrontiert worden, warum wir die
IKB denn nicht in den Konkurs haben gehen
lassen. Das sind einige wenige Highlights,
die es dazu gegeben hat.

Nina Hauer (SPD): Können Sie uns sa-
gen, wie Sie dann nach der Entscheidung um
1 Uhr auf das Parlament zugegangen sind?
Sie haben vorhin gesagt, Sie hätten die
Fraktionsvorsitzenden informiert. Wie war
das, und wie war das organisiert?

Zeuge Peer Steinbrück: Das wurde na-
türlich sehr schnell am Morgen unternom-
men, um ihre berechtigte und befürchtete
Kritik zu berücksichtigen, dass sie als Erstes
aus Tickermeldungen oder aus Nachrich-
tenmeldungen informiert werden und den
Eindruck haben, die Exekutive ist nicht so
schnell. Deswegen wurde zwischen der
Kanzlerin und mir verabredet, dass ich es
übernehme, so schnell wie möglich - telefo-
nisch war das, glaube ich - die Fraktionsvor-
sitzenden zu informieren an dem Morgen. Es
wurde dann eingeladen für eine Sitzung -
nach meiner Erinnerung am Nachmittag - mit

Blick auf die Vertreter der Fraktionen ein-
schließlich - wenn mich nicht alles täuscht -
der haushaltspolitischen Sprecher.

Am anderen Tag sind Herr Weber und ich
durch die Fraktionen gezogen bei Bünd-
nis 90/Die Grünen, bei der Linken und bei
der FDP. Herr de Maizière hat dies, glaube
ich, übernommen mit Blick auf die CDU/CSU.
Ich hatte den Eindruck, dass ich eine Gele-
genheit hatte, meine eigene Fraktion parallel
dazu zu informieren. Insofern lief der Infor-
mationsprozess am Montag und Dienstag
sehr direkt.

Nina Hauer (SPD): Sind denn die Fragen,
die den Untersuchungsauftrag dieses Aus-
schusses berühren und die ja auch im Rah-
men dieses Untersuchungsausschusses
immer wieder in der Öffentlichkeit gestellt
worden sind, auch die Fragen gewesen, die
die Fraktionsvorsitzenden damals an Sie
gerichtet haben?

Zeuge Peer Steinbrück: Teilweise ja.
Jeder wollte natürlich Auskunft haben über
die Verursachung. Das Thema der Verursa-
chung stand genauso im Mittelpunkt wie hier
auch, und natürlich mit Blick auf die Verursa-
chung die Fragestellung, die ja nur allzu
nachvollziehbar ist: Wie kann es passieren,
dass über einen großen Dominostein, der
fällt - Lehman Brothers -, plötzlich in Zweit-
rundeneffekten und in Drittrundeneffekten es
zu einer völligen Austrocknung von Geld-
märkten kommt, mit dem Effekt, dass ganz
andere Marktteilnehmer sich plötzlich nicht
mehr refinanzieren können. Also fast die
Fragestellung wie in der Chaostheorie, dass
ein Schmetterling auf einer Insel Rügen die
Flügel schlägt und plötzlich in Kalifornien -
was hoffentlich nicht stattfindet - ein Erdbe-
ben ausgelöst wird. Was sind das für Be-
züge, die da stattfinden? Das war natürlich
die Fragestellung.

Ansonsten gab es von einigen natürlich
auch, sagen wir mal, eher ordnungsrechtli-
che Hinweise, nach dem Motto: „Das ist nun
mal der Spätkapitalismus, und der müsste
eigentlich abgeschafft werden“, bis hin zu
dem Hinweis: Das ist aber Politikversagen
und nicht Marktversagen. - Jeder ist auch in
seiner jeweiligen ordnungspolitischen Welt
stark verhaftet.

Nina Hauer (SPD): Ist denn die Kritik, die
hier vielfach in der Befragung geäußert
wurde, da auch geäußert worden, dass
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schlecht verhandelt worden sei von der Re-
gierung, dass die Banken zu wenig zahlen?
Nun ist das Thema angesprochen worden,
warum die Banken für die Kredite, die sie da
an die HRE geben, Zinsen einnehmen. Sind
diese Themen angesprochen worden? Sind
die Wogen da hochgeschlagen?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. An keiner
Stelle ist gefragt worden, ob schlecht ver-
handelt worden ist. Ich hatte eher den Ein-
druck, dass fraktionsübergreifend ein gewis-
ser Respekt für das Krisenmanagement
durchaus gegenwärtig war, unabhängig da-
von, ob man nun jeden Hinweis teilte oder
jede Bewertung. Die Frage, welche Vergü-
tungssysteme bzw. Gebührenauflagen wir
gemacht haben, mit Blick auf die Fragestel-
lung, welche Verzinsung eingeführt wird, hat
keine Rolle gespielt. Wir waren sehr froh,
dass wir an die Brüsseler Kommission sehr
schnell herankamen. Denn es ging ja auch
um eine Notifizierung des Ganzen. Ich bin
der Kommission durchaus dankbar, dass
diese Notifizierung sehr schnell erfolgte.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich danke Ihnen und übergebe nunmehr an
Bündnis 90/Die Grünen. Herr Schick, bitte.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke schön. - Herr Minister, Sie
haben am 30. September im Finanzaus-
schuss gesagt - Seite 22 des Protokolls; ich
zitiere -, dass es bis August - gemeint ist der
August 2008 -

keinerlei Veranlassung gegeben
habe, am Geschäftsmodell der
Hypo Real Estate zu zweifeln ...

Würden Sie die Aussage so heute bestäti-
gen?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja. Niemand
hat gezweifelt am Geschäftsmodell der Fris-
tentransformation bis in den August 2008
hinein. Sie werden diesbezügliche Aussagen
nicht finden. Oder ich sage es mal anders
herum: mich bestätigend von allen Banken-
vertretern, die Sie hier gehabt haben.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Würden Sie sagen, dass ein Li-
quiditätsvorlauf bei einem Institut, das sich
zur Hälfte kurzfristig refinanziert, von weni-
gen Tagen keinen Zweifel an einem Ge-
schäftsmodell darstellt?

Zeuge Peer Steinbrück: Noch einmal:
Ich habe wiederholt ausgeführt, Herr Schick,
dass der Trigger ausgelöst worden ist durch
Lehman Brothers, mehrfach ausgelöst. Das
heißt: Bis dahin hatten Geschäftsmodelle bei
Dexia, bei Fortis, bei Hypo Real Estate auf
der Basis einer Fristentransformation keine
Probleme, jedenfalls keine durchschlagen-
den Probleme. Das galt auch für die Hypo
Real Estate.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Und Sie können ausschließen,
dass die Bankenaufsicht Informationen an
das Finanzministerium geschickt hat, in de-
nen deutlich ist, dass es ein Problem bei dem
Liquiditätsvorlauf der HRE-Gruppe gibt?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kann bestä-
tigen, dass Herr Sanio - meines Wissens und
meiner Erinnerung - bis in den August die
Liquiditätssituation, die Liquiditätslage bei
Hypo Real Estate als nicht existenzgefähr-
dend dargestellt hat, wenn sogar in noch
nicht mal so dramatischen Worten wie ich.
Wenn Sie an weiteren Zitaten interessiert
sind, gebe ich Ihnen die gerne, mit Blick auf
Einlassung auch der Bank selber, bis hin zu
Ausführungen in entsprechenden Aktionärs-
briefen bzw. Aussagen - -

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nein, daran bin ich jetzt nicht
interessiert, wenn Sie fragen.

Zeuge Peer Steinbrück: Na ja, würde
nur meine These bestätigen.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Und ein negativer Liquiditäts-
saldo einer Bank, der befürchtet wird in einer
Situation, die Sie selber schildern als - ich
zitiere -:

Die Lage ist nach wie vor

- das ist Finanzausschuss; 24. April 2008 -

höchst angespannt. Diejenigen, die
Liquidität haben, sitzen auch auf
dieser Liquidität. Diejenigen, die Li-
quidität brauchen, haben Schwie-
rigkeiten.

In dieser Situation geht in Ihrem Ministe-
rium ein Schreiben ein, in dem über die Li-
quiditätssituation einer Bank berichtet wird.
Und da finden Sie nicht einen Zweifel an dem
Geschäftsmodell dieser Bank, die sich nach



2. Untersuchungsausschuss 50
[22. Sitzung am 20.08.2009]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

den kontinuierlichen Fragen des besten Zeu-
gen der Opposition, Abgeordneten Spiller,
mit der Fristentransformation ja in einem
zentralen Problembereich befindet?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Eine Frage, Herr Schick: Es war der 24. April
zweitausendund?

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Natürlich 24. April 2008. Sonst
wäre es gar nicht mehr Untersuchungsauf-
trag. Aber danke, dass Sie noch mal Herrn
Steinbrück beispringen wollen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Nein, ich hatte es nur rein akustisch nicht
verstanden. Das müssen Sie akzeptieren. -
Bitte.

Zeuge Peer Steinbrück: Es hat an dem
Modell, dem Geschäftsmodell der Fristen-
transformation bis in den Sommer 2008
keine Zweifel gegeben. Bitte mir jemanden
beizubringen aus dem Bankensektor, von
dem Institut selber oder auch von der Ban-
kenaufsicht, der solche Zweifel bestätigt.
Durch die Wiederholung Ihrer Fragen wird es
nicht besser, sondern - -

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann möchte ich Ihnen ein Do-
kument - -

Zeuge Peer Steinbrück: Ich bin ja noch
nicht zu Ende.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Lassen Sie ihn jetzt bitte einmal ausreden.
Das ist jetzt ein Punkt.

Zeuge Peer Steinbrück: Dann müssen
Sie mir schon sagen, ob ein hochrangiger
deutscher Bankenvertreter oder ein Vertreter
der Bankenaufsicht oder von mir aus von
einer anderen Stelle beschreibt, dass vor
Lehman Brothers - weltweit, nicht nur bei
Hypo Real Estate, sondern auch bei anderen
Banken - das Geschäftsmodell dieser Fris-
tentransformation obsolet geworden ist. Sie
haben einen solchen Beleg nicht. Insofern
werde ich Ihnen auch auf die Wiederholung
Ihrer Fragen nichts anderes dazu antworten
können.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann werden wir Ihnen nachher
in nichtöffentlicher Sitzung genau diese Be-
lege vorlegen. Es ist ja schon öffentlich zitiert
worden. Ich kann das aber, weil die Geheim-
haltungsregelung just diese Passage ge-
schwärzt hat und das nicht herabgestuft wor-
den ist, hier nicht in öffentlicher Sitzung vor-
legen. Aber das Schreiben der BaFin geht an
Ihr Haus, in dem genau die Liquiditätssitua-
tion geschildert worden ist, und genau in der
krisenhaften Situation, die Sie mit den vorher
zitierten Worten beschrieben haben. Deswe-
gen ist es falsch, wenn Sie hier den Eindruck
erwecken, dass es keinerlei Zweifel an der
Liquiditätssituation gegeben habe.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Sie haben allerdings die Möglichkeit, Herr
Schick - ich weise Sie nur fürsorglich darauf
hin -, dass Sie dem Minister das entspre-
chende Schreiben vorlegen, um in öffentli-
cher Sitzung gegebenenfalls, wie wir es
mehrfach praktiziert haben, erreichen zu
können, dass er in öffentlicher Sitzung eine
Antwort geben kann. Es ist ja nur ein Vorhalt
aus diesem Schreiben infolge der Einstufung
in öffentlicher Sitzung nicht zulässig, eine
Vorlage dieses Schreibens, verbunden mit
der Antwortmöglichkeit des Ministers,
gleichwohl. Das haben wir mehrfach so prak-
tiziert.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das machen wir nachher gründ-
lich.

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kenne keine
Formulierung der Bankenaufsicht, die unter
Bezugnahme auf die Liquiditätssituation von
Hypo Real Estate nicht nur nicht berichtet -
die berichten, ja - - aber diese klassifiziert als
eine Existenzgefährdung des Institutes.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Kennen Sie denn ein Schreiben
der Bankenaufsicht, in dem von einem nega-
tiven Liquiditätssaldo die Rede ist?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kenne ein
solches Schreiben nicht, aber unterstelle,
dass es ein solches Schreiben geben könnte.
Dann ist ein negativer Liquiditätssaldo alleine
noch kein Problem, wenn gleichzeitig die
Eigenkapitalposition dieses Instituts dies
aushält. Das passiert zigmal. Das können Sie
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nicht dramatisieren. Natürlich kann es einen
kurzfristigen negativen Liquiditätssaldo ge-
ben, den ein Institut spielend aushält, wenn
seine Eigenkapitalbasis entsprechend gesi-
chert und stark ist. Daraus können Sie doch
kein - - oder, ich sage mal, nicht etwas ab-
leiten und insinuieren, wie Sie es gerade tun.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das werden wir nachher noch
mal in nichtöffentlicher Sitzung ausführlicher
klären.

Zeuge Peer Steinbrück: Lieber jetzt.

(Nina Hauer (SPD): Haben Sie
Angst vor der Öffentlichkeit?)

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Entschuldigung. Ich kann doch
nicht Fehlinterpretationen widerlegen mit
dem Zitat, solange das BMF hier diese Sa-
che als Geheim einstuft, obwohl das eine
längst vergangene Geschichte einer Bank ist,
die längst inzwischen ihre Liquiditätssituation
breitmachen kann. Die Geheimhaltung
kommt vonseiten des Finanzministeriums,
nicht von meiner Seite.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Deswegen habe ich hier die Möglichkeit an-
geboten, das Schreiben vorzulegen, damit
der Minister seine Antwort darauf in öffentli-
cher Sitzung, im Beisein der Presse, abge-
ben kann.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wenn der Minister - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich stelle fest: Sie machen von der Möglich-
keit keinen Gebrauch. Dann bitte ich Sie, mit
Ihrer Befragung fortzufahren.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir können das auch vorlegen.
Das ist doch kein Problem. Es bringt bloß der
Diskussion nichts, wenn der Minister die
Interpretation, die Sachen ja nicht - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Vielleicht lassen wir das den Minister ent-
scheiden.

Zeuge Peer Steinbrück: Gerne.

(Dem Zeugen wird ein Schriftstück
übergeben)

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Meine Frage wäre an das Fi-
nanzministerium, ob man dieses Dokument,
auch diese Stelle, herabstufen könnte. Mei-
nes Wissens sind andere Stellen dieses Do-
kumentes herabgestuft worden, aber just
diese Stelle nicht. Vielleicht, Herr Becker,
könnten Sie das kurz prüfen, damit die Öf-
fentlichkeit wirklich informiert werden kann.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ist das machbar, Herr Becker?

MR Markus Becker (BMF): Ich habe das
Dokument jetzt nicht vorliegen. Ich will das
gerne tun. Die Einstufungen der entspre-
chenden Passagen beruhen auf Vorschlägen
der aktenführenden Stelle, der BaFin. Aber
ich will mir das gerne gleich anschauen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Okay. Jetzt müssten wir natürlich noch für
alle gleich erfahren, welches Schreiben, wel-
che Stelle - -

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es ist das Schreiben der BaFin
vom 28.03.2008 an das Bundesministerium
der Finanzen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Blatt? Können Sie es noch spezifizieren?

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das Blatt kann jetzt im Moment
nur der Herr Minister Ihnen sagen, weil ich es
gerade nicht mehr vor mir liegen habe.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Gut. Okay.

Zeuge Peer Steinbrück: Mein Eindruck
ist, dass das ein Quartalsbericht ist - ein
Quartalsbericht, wenn ich das richtig sehe.
Das entnehme ich daraus, dass von Sei-
ten 36 von 39 - - Das sind die typischen
Quartalsberichte, die die BaFin macht. Also,
das ist nicht ein gesondertes Schreiben,
sondern einer der ganz normalen Quartals-
berichte.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja.
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Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe keine
Mühe, auf diese Passage einzugehen. Die
Passage lautet:

Die Holding berichtet mittlerweile
täglich über ihre Liquiditätslage an
Bundesbank und BaFin.

- Das bestätigt das, was wir schon debattiert
haben.

Der Liquiditätsverlauf der Gruppe
liegt derzeit bei 14 Tagen. Hinsicht-
lich der Einzelinstitute könne sich
laut Angabe gemäß konservativer
Stresstestmessungen, die aller-
dings kein vollständiges Worst-
Case-Szenario unterstellen, per
14.03.2008 für die DEPFA Bank plc
und für die Hypo Public Finance
Bank erstmalig in 20 Geschäfts-
tagen ein negativer Liquiditätssaldo
ergeben, für die Hypo Real Estate
Bank AG sowie die Hypo Real
Estate Bank International AG in
53 Geschäftstagen.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja.

Zeuge Peer Steinbrück: So. Wenn sich
das dramatisiert hätte, dann hätte die BaFin
natürlich erneut berichten und einschreiten
müssen. Hat sie aber nicht. Also frage ich
mich: Wo ist das Problem?

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das Problem ist darin, dass hier
in diesem Dokument ein ganz klarer Hinweis
auf genau das Problem ist, was nachher
aufschlägt im September 2008, nämlich die
Liquiditätssituation der DEPFA, und dass
gleichzeitig an genau demselben Tag, dem
28.03.2008, das Financial Stability Forum ein
Optionspapier vorlegt, um angesichts der
dramatischen Situation nach der Rettung von
Bear Stearns die Regierungen aufzurufen,
sich auf verschiedene Optionen - deswegen
heißt es Optionspapier - vorzubereiten für die
Rettung von Banken - - gegebenenfalls auch
eine Verstaatlichung von Banken vorsieht. In
dieser Situation wird ein Schreiben, wo ein
negativer Liquiditätssaldo einer DEPFA, die
kurzfristig refinanziert ist, in Ihrem Ministe-
rium einfach abgeheftet, und Sie sagen, es
gebe keinen Anlass, an dieser Konstruktion
bei der DEPFA zu zweifeln. Das ist der
Punkt.

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, ich bleibe
bei meiner Aussage.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Schick, Sie haben noch über eine Mi-
nute.

(MR Markus Becker (BMF) meldet
sich zu Wort)

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Becker.

MR Markus Becker (BMF): Ich wollte nur
zu Protokoll geben, dass das Bundesministe-
rium der Finanzen die eben zitierte Passage
herabgestuft hat.

(Heiterkeit)

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Becker, ich hatte diese durch konklu-
dentes Handeln vorgenommene Entschei-
dung schon für mich implementiert. Ich
danke aber für den Hinweis und für die Klar-
stellung zu Protokoll. - Herr Schick, bitte.

Zeuge Peer Steinbrück: Da können Sie
mal sehen, unter welcher Aufsicht ich stehe.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es war an anderer Stelle hier im
Ausschuss auch von einer Siebentagesfrist
für die DEPFA die Rede. Kannten Sie denn
dieses Optionenpapier des Financial Stability
Forum?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, habe ich
nicht präsent.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ihnen ist nicht präsent, dass die
internationalen Finanzaufseher im Rahmen
des Financial Stability Forum just im März
2008 verschiedene Optionen angemahnt
haben, dass die Regierungen sich vorberei-
ten auf mögliche weitere Verschärfungen der
Krise?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, ich kann
nicht alles lesen, was das Financial Stability
Forum - oder jetzt Financial Stability Board -
vorlegt. Das sind teilweise Tonnen von Pa-
pier. Womit ich mich beschäftigt habe, sind
die Zusammenfassungen und die Empfeh-
lungen, die das Financial Stability Board
insbesondere den europäischen, aber auch
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anderen G-7-Ministern gegeben hat und die
eine erhebliche Rolle gespielt haben bei
mehreren G-7-Treffen und insbesondere
auch bei IMF-Konferenzen.

Das ist meine Aufgabe und nicht, dass ich
jedes Papier des Financial Stability Board
lese. Ich lese auch nicht jede Sonderprüfung.
Mein Haus liest auch nicht jede Sonderprü-
fung. Das ist auch nicht die Aufgabe meines
Hauses bei 200 bis 250 Sonderprüfungen.
Ich bitte einfach, da in der Beurteilung von
den tatsächlich möglichen und realen Ab-
läufen auszugehen und mir nicht etwas zu
unterstellen, was ich alles gelesen haben
müsste.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich danke Ihnen, Herr Minister. - Bevor ich
nunmehr zu einer erneuten Runde, einer
weiteren sogenannten Berliner Stunde,
komme, möchte ich nach dreidreiviertel
Stunden Zeugenbefragung die Beweisauf-
nahme bis um 13.45 Uhr unterbrechen und
Gelegenheit zum Zwecke der Erfrischung
geben. Das ist also eine knappe halbe
Stunde. Im Zeugenraum, Herr Minister, sind,
glaube ich, Getränke und Brötchen vorbe-
reitet.

Ich unterbreche und werde um 13.45 Uhr
fortfahren.

(Unterbrechung von 13.17 bis
13.46 Uhr)

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Meine Damen und Herren, ich trete hiermit in
die soeben unterbrochene Beweisaufnahme
wieder ein. Es ist 13.46 Uhr. Die erste Berli-
ner Stunde ist die erste Berliner Runde, egal
wie man es nennen will. Die erste Berliner
Runde ist auch eine erste Berliner Stunde.
Sie ist vorbei. Gemäß unserem Prozedere
hat nunmehr die CDU/CSU-Fraktion das
Fragerecht. Es fragt dort der Kollege Herr
Willsch.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Herr
Minister Steinbrück, ich komme noch mal auf
die Regierungserklärung vom 15. Februar
2008 zurück. Sie haben dort erklärt, dass
wir - ich zitiere -

in drei zentralen Bereichen das
Vertrauen an den Märkten nachhal-
tig stärken wollen: die Eigenkapital-
unterlegung der Banken, ein besse-
res Liquiditätsmanagement und
eine höhere Transparenz. Es ver-

steht sich von selbst, dass für alle
Maßnahmen eine Umsetzung auf
internationaler Ebene der Königs-
weg ist ...

Dann geht es aber weiter:

Das heißt aber umgekehrt nicht,
dass wir nicht auch auf europäi-
scher und ebenso auf deutscher
Ebene aktiv werden müssen, zum
Beispiel auch dann, wenn bei einer
internationalen Umsetzung Schwie-
rigkeiten auftauchten.

Welche Maßnahmen sind denn in dieser
Zeit, seit Februar bis zur Rettungsaktion
Hypo Real Estate, auf Grundlage dieser An-
kündigungen konkret ergriffen worden?

Zeuge Peer Steinbrück: Noch mal, damit
ich Sie richtig verstehe: In welchem Zeit-
raum, Herr Willsch?

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Die
Regierungserklärung war vom 15. Februar
08. Bis zum Rettungsseptember HRE: Wel-
che Maßnahmen sind da von Ihnen ergriffen
worden?

Zeuge Peer Steinbrück: Es sind keine
Maßnahmen bezogen auf Hypo Real Estate
ergriffen worden, weil wir von der Banken-
aufsicht keine Hinweise darüber hatten, dass
es einen Handlungsbedarf gegeben hat. Das
habe ich mehrfach versucht zum Ausdruck
zu bringen. Wir haben von der Bankenauf-
sicht zwischen dem Januar, wo es um die
Subprime-Krise, um die Werthaltigkeit der
Aktiva ging, bis hin zum 15.09., dem magi-
schen Datum, bezogen auf die Situation von
Hypo Real Estate keinerlei Hinweise von der
Bankenaufsicht bekommen, die ein Eingrei-
fen gerechtfertigt hätten.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Min-
destens in zwei Punkten, nämlich besseres
Liquiditätsmanagement und höhere Transpa-
renz, hätten aber doch Maßnahmen mit einer
gewissen Zwangsläufigkeit auch zu einer
früheren Vorhersehbarkeit der HRE-Krise
geführt.

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Das, was
wir debattieren unter Eigenkapitalmaßnah-
men, Liquiditätspuffern - um einiges von Ih-
nen aufzugreifen - oder Transparenz, ist das
übergelagerte Thema, das Eingang gefun-
den hat in die nationalen und internationalen
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Debatten und letztlich seinen Ausfluss ge-
funden hat in mehreren Beschlusslagen im
G-7-Kreis oder dann im November 2009 [sic!]
auf der Ebene der G 20 und dem Finanzgip-
fel. Bezogen auf Hypo Real Estate wäre das
ein Irrtum.

Es gab auch dafür, dass wir so etwas
gemacht hätten - - Es gab auch diesbezüg-
lich keine Veranlassung. Auch die Hinweise,
die ich bekommen habe mit Blick auf die
Liquiditätskennziffern - - Die Kapitalkennzif-
fern und die Liquiditätskennziffern der HRE
waren bis weit in den Sommer hinein nicht zu
beanstanden in dem Sinne, dass eine Ge-
fährdung oder sogar existenzielle Notlage für
Hypo Real Estate hätte entstehen können.

Es gibt nach meiner Erinnerung einen
Zwischenbericht der BaFin - wenn mich nicht
alles täuscht -, der ausweist, dass die HRE
noch zum 01.07. oder 30.06.2008 eine Ei-
genmittelquote in der Größenordnung von
11,3 Prozent hatte. Vor dem Hintergrund
relativiert sich auch der Hinweis von Herrn
Schick, dem man nachgeht mit Blick: Gab es
gelegentlich oder drohte ein negativer Liqui-
ditätssaldo? Die hatten eine Eigenmittelaus-
stattung von 11,3 Prozent. Das war die Be-
richterstattung bis, noch mal - - Nach meiner
Erinnerung wurde die gemeldet 30.06. oder
01.07.

Sie finden ansonsten auch in der Bericht-
erstattung der Bankenaufsicht keine Hin-
weise, die zu einem Handeln vor dem 15.09.
hätten veranlassen müssen.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Sie
haben am 15. Februar 2008 weiter in der
Regierungserklärung gesagt, ich zitiere wie-
der wörtlich:

Zweitens sind Belastungstests -
oder auf neudeutsch Stresstests -
unter der Annahme einer nur einge-
schränkten Marktliquidität geboten.
Die bislang übliche Annahme liqui-
der Märkte ist ungenügend und wird
von den von uns gemachten Erfah-
rungen falsifiziert.

Da sind wir ja am Kernbereich. Ist denn in
dieser Hinsicht etwas an Maßnahmen er-
folgt?

Zeuge Peer Steinbrück: Das Thema
Stresstests ist auf der abstrakteren Ebene
erfolgt: wie wir uns zukünftig in Europa ent-
weder auf der Makro-Öko-Ebene oder auch
auf der Mikro-Ebene dem Thema der

Stresstests, bezogen auf einzelne Banken
und die Aufsicht oder unter Organisation der
Bankenaufsicht, positionieren. Das ist noch
nicht abgeschlossen. Es gibt dort eine Ver-
einbarung im Bereich der Ecofin-Minister.
Bezogen auf die Hypo Real Estate entnehme
ich einer Unterlage, dass sie selber unter
Liquiditätsgesichtspunkten - sie selber, vor-
hin habe ich dieses Zitat aus dem Aktionärs-
brief gebracht - Stresstests unternommen
hat.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Geben
Sie mir recht, wenn ich mutmaße, dass man -
hätte man die Zeit ab Februar genutzt, um
Stresstests unter einem verschlimmerten
Szenario, nämlich der nicht mehr vorhande-
nen Liquidität, durchzuführen - dem Problem
bei der HRE auf die Schliche hätte kommen
können?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Diese
Auffassung vertrete ich nicht, weil - auch auf
die Gefahr hin, dass ich mich wiederhole -
der entscheidende Trigger der 15.09. ist;
nicht nur für Hypo Real Estate, sondern für
die ganzen anderen Banken, die ein ähnli-
ches Geschäftsmodell hatten - was ich
mehrfach gesagt habe, weshalb ich Sie da-
mit nicht langweilen möchte. Sondern: Der
ausgesprochene Trigger ist über Lehman,
mit dem, was die Banker - ich wiederhole
mich - über Second-Round- und Third-
Round-Effekte bezeichnen, mit Blick auf die
Auswirkungen im Interbankenverkehr und
damit mit einem völligen Eintrocknen der
Geldmärkte. Das ist der entscheidende Aus-
löser.

Bis dahin war erkennbar: Die Liquiditäts-
lage bei Hypo Real Estate unterlag einem
Auf und Ab, so wie die Liquiditätslage bei
anderen Unternehmen auch - - Jedenfalls
war sie nicht so zu beurteilen, dass es zu
Eingriffen hätte kommen müssen. Das ist das
Fazit all dessen, was wir aus der Berichter-
stattung der Bankenaufsicht wissen - denn
sonst hätte sie uns darauf aufmerksam ge-
macht -, und der Kennziffern, die wir haben,
und der Aussagen der Bank selber - ich will
Sie jetzt nicht mit den Aussagen der Bank
quälen - bis in den August 2008 hinein.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Herr
Minister, ich darf noch mal den letzten Satz
aus Ihrer Regierungserklärung zitieren, den
ich eben schon zitiert habe:
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Die bislang übliche Annahme liqui-
der Märkte ist ungenügend und wird
von den von uns gemachten Erfah-
rungen falsifiziert.

Nach meiner Einschätzung beruht das auf
der Situation unmittelbar nach Northern
Rock, wo es ja auch schon mal eine nicht so
schlimme, aber auch schon damals histo-
risch einmalige Situation gab, dass die
Spreads weit hochgingen und es auch
schwer war, Liquidität zu kriegen. Hätte man
dem Handeln, hätte man dem Tatsachen
oder Tätigkeiten folgen lassen - meine ich -,
hätte ein Szenario wie das, was wir später
erleben mussten, früher antizipiert werden
können.

Zeuge Peer Steinbrück: Das kann ich
bei der Hypo Real Estate nicht nachvollzie-
hen. Dass es bei anderen Instituten vorher
zu massiveren Liquiditätsproblemen gekom-
men ist, ist nicht von der Hand zu weisen. Ich
zitiere weiter aus einem Aktionärsbrief des
Vorstandsvorsitzenden, Zwischenbericht der
HRE zum 31. Juni 2008:

Eines allerdings haben die vergan-
genen Monate bewiesen: Die Kern-
bereiche unseres Geschäftsmo-
dells, die gewerbliche Immobilien-
und Staatsfinanzierung auf der Ba-
sis von straffem Risikomanagement
und der auf die eigene Bilanz ge-
nommenen Kredite sind auch unter
schwierigen Marktverhältnissen
stabil und profitabel.

Und dies entsprach der Einschätzung
auch anderer Teilnehmer des Bankensek-
tors. Ich zitiere oder ich bringe in Erinnerung,
was Herr Ackermann gesagt hat; ich bringe
in Erinnerung, was Herr Müller gesagt hat.
Insofern habe ich keine anderen Erkennt-
nisse zu vertreten als das, was selber veröf-
fentlich wurde, was die Bankenaufsicht zur
Kenntnis gebracht hat und was offenbar an-
dere Marktteilnehmer mit Blick auf die Tatsa-
che, dass sie die Hypo Real Estate bis in den
August oder darüber hinaus für ein solventes
Unternehmen gehalten haben - -

Ich habe keine anderen Anhaltspunkte.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Sie
haben heute Morgen in Ihrem Eingangssta-
tement vorgetragen, dass die Lage sich
schlagartig, drastisch am 15.09. mit der In-
solvenz von Lehman Brothers änderte. Ihr
Staatssekretär hat das in seinem Eingangs-

statement anders dargestellt - Seite 41 in der
zweiten Spalte -:

Tatsächlich haben sich dann in den
nächsten Tagen keine ganz drasti-
schen, unmittelbaren Marktreaktio-
nen gezeigt. Die Schockstarre, ins-
besondere auf den Interbanken-
märkten, trat nicht sofort am
15./16./17. ein. Gegen Ende der
ersten Woche, als die amerikani-
sche Regierung ihre Pläne für den
Ankauf von Assets, ihr Troubled
Asset Relief Program, vorgestellt
hat, gingen die Credit Spreads so-
gar wieder zurück gegen Ende der
Woche; auch die Aktienmärkte er-
holten sich.

Der wahre Umfang der Krise - das
kann man wieder in dem BIZ-Jah-
resbericht sehr schön nachlesen -
trat dann erst am Montag, dem 29.
September, öffentlich zutage ...

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Willsch, das Zitat ist richtig, aber der
vorhergehende Absatz ist an und für sich
das, was zum Verständnis des Zitats erfor-
derlich ist. Es heißt dort nämlich: - -

(Zurufe)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Herr
Vorsitzender, ich fühle mich Manns genug
und durch meine Wähler ausreichend man-
datiert, um diese Frage so zu stellen, wie ich
es möchte.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Das können Sie gerne tun, aber dann mache
ich den Minister darauf aufmerksam, und
dann werde ich ihm auch entsprechend diese
weitere Passage zur Kenntnis geben.

(Zurufe)

- Nein, nicht zur Geschäftsordnung.

(Leo Dautzenberg (CDU/CSU):
Nach Beantwortung der Frage kön-

nen Sie das machen!)

- Nein, Herr Abgeordneter Dautzenberg, ich
darf insofern auf das Untersuchungsaus-
schussgesetz verweisen: Der Vorsitzende
hat darauf zu achten, dass geeignete Fragen
gestellt werden.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Dann be-
antrage ich, die Sitzung zu unterbrechen.
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Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ist das ein formeller Antrag?

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Jawohl.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Gut, dann unterbreche ich hiermit die Sitzung
und bitte, uns einige Minuten allein zu las-
sen.

(Unterbrechung der öffentlichen
Sitzung: 13.56 Uhr)

(Wiederbeginn der öffentlichen
Sitzung: 14.09 Uhr)

Fortsetzung der Vernehmung des
Zeugen Peer Steinbrück

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Wir setzen die Sitzung zur öffentlichen Be-
weisaufnahme wiederum fort.

Ich erteile hiermit Herrn Kollegen Willsch,
Herrn Abgeordneten Willsch, namens der
CDU/CSU-Fraktion das Wort.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Herr
Minister Steinbrück, Sie haben heute Morgen
in Ihrem Eingangsvortrag dargestellt, dass
die Lage sich schlagartig und drastisch am
15.09. änderte. Ihr Staatssekretär Asmussen
hingegen hat am 19.08., also gestern, aus-
weislich des Protokolls - Seite 41, rechte
Spalte - sich dazu wie folgt eingelassen - ich
zitiere -:

Tatsächlich haben sich dann in den
nächsten Tagen keine ganz drasti-
schen, unmittelbaren Marktreaktio-
nen gezeigt. Die Schockstarre, ins-
besondere auf den Interbanken-
märkten, trat nicht sofort am
15./16./17. ein. Gegen Ende der
ersten Woche, als die amerikani-
sche Regierung ihre Pläne für den
Ankauf von Assets, ihr Troubled
Asset Relief Program, vorgestellt
hat, gingen die Credit Spreads so-
gar wieder zurück gegen Ende der
Woche; auch die Aktienmärkte er-
holten sich.

Der wahre Umfang der Krise - das
kann man wieder in dem BIZ-Jah-
resbericht sehr schön nachlesen -
trat dann erst am Montag, dem
29. September, öffentlich zutage …

Wie erklären Sie den Widerspruch zwi-
schen diesen beiden Aussagen?

Zeuge Peer Steinbrück: Das ist ein ver-
muteter Widerspruch; denn die Aussage des
Staatssekretärs ist richtig, dass unmittelbar
nach dem 15.09. - das war ein Montag - in
den nachfolgenden Tagen - Dienstag, Mitt-
woch, Donnerstag - eine unmittelbare Zuspit-
zung nicht zu erkennen war. Ich selber habe
in meinen Ausführungen übrigens davon
geredet, dass wir am 20./21. September -
das war das Wochenende - - ein relativ ruhi-
ges, entspanntes Wochenende hatte. Das
heißt, die Auswirkungen aus dem Fall Leh-
man bauten sich auf, sagen wir mal, sieben
Tage, acht Tage nach der Insolvenz, insbe-
sondere mit Blick auf die europäische Situa-
tion - das ist keineswegs ein Widerspruch -,
bis hin dann zu dem Zeitpunkt, wo ich das
erste Mal, sagen wir mal, von einem Alarm-
zeichen mobilisiert worden bin; das ist der
Brief von Herrn Viermetz gewesen, dem Auf-
sichtsratsvorsitzenden, nach meiner Erinne-
rung am 23. September, wenn es stimmt,
dass das ein Mittwoch ist. So. Das steht kei-
neswegs im Widerspruch, sondern wir haben
es nach dem 15.09. mit einem Prozess - -
gehabt, wo diese Erschütterungswellen dann
sich langsam und stetig aufbauten - aller-
dings dann bis hin zu einer Situation, wo das
Wort „Abgrund“ nach wie vor nicht übertrie-
ben ist.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Gut. -
Dann habe ich unter den Worten „schlagar-
tig“ und „drastisch“ einen anderen Begriff als
Sie - wahrscheinlich erklärt es sich so -; denn
ich verstehe unter „schlagartig“ und „dras-
tisch“, dass das eine unmittelbare Wirkung
ist, und Sie fassen unter „schlagartig“ und
„drastisch“ auch noch eine 14-tägige Verzö-
gerung.

Zeuge Peer Steinbrück: Ich nehme den
Begriff „schlagartig“ zurück; für das Protokoll.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Danke
schön. - Die Situation zwischen den beiden
Rettungswochenenden. Da waren wir ja eine
Zeit lang gewissermaßen gemeinsam unter-
wegs, aber das war Washington, IWF-Ta-
gung, wo Sie dann auch der Reisegemein-
schaft, die da zusammen war - da erinnere
ich mich noch an Ihre Empörung -, mitgeteilt
haben: Da fehlen schon wieder soundso viel
Milliarden; das ist ja unerhört. - Jetzt sinnge-
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mäß wiedergegeben. Aber wenn man das
jetzt mit einem gewissen Abstand betrachtet:
Welchen Sinn machen diese täglichen Liqui-
ditätsmeldungen, die von der Hypo Real
Estate abgefragt werden, wenn es solche
Fehleinschätzung der Lage - - dann möglich
ist?

Zeuge Peer Steinbrück: Es gibt die
Möglichkeit, Herr Willsch, die von Ihnen nicht
in Erörterung gezogen worden ist, dass es
sich gar nicht um Fehleinschätzung handelt,
sondern dass sich die Lage und die Rah-
menbedingungen schlicht und einfach än-
dern und dass, was bis in den August zu-
treffend gewesen ist, nichts daran ändert,
dass es anschließend eine Entwicklung ge-
geben hat, die diese Rahmenbedingungen
vollkommen ausgehebelt hat.

Ich habe ein weiteres Zitat hier, wo deut-
lich wird, dass die Einschätzung von Hypo
Real Estate mindestens selbst - ähnliche
Zitate oder Hinweise gibt es auch von der
Bankenaufsicht - mit Blick auf die Liquiditäts-
situation ganz - in Anführungsstrichen - „nor-
mal“ - - Natürlich gab es Schwankungen.
Zitat vom 27. Mai, immerhin auf einer öffent-
lichen Hauptversammlung von Hypo Real
Estate Holding, am 27. Mai:

Insbesondere gilt, dass die Hypo
Real Estate Group trotz der ange-
spannten Marktsituation über eine
intakte Liquiditätssituation verfügt.

Ich könnte mehrere solcher Hinweise geben.
Das heißt, die Liquiditätssituation ist bis

weit in den August, nach allen, die man dazu
befragen kann, nicht Anlass gewesen für
aktives Einschreiten, sondern diese Liquidi-
tätssituation hat sich massiv verändert über
das, was ich schon mehrfach dargestellt
habe: über die Auswirkungen auf den Geld-
markt und den Interbankenverkehr, der zum
Erliegen gekommen ist als Folge des massi-
ven Vertrauenseinbruchs aus dem Konkurs
von Lehman Brothers. Dies ist Ihnen von
anderen, auch unabhängigen oder, sagen
wir mal, nicht für die Bundesregierung par-
teiisch redenden Kronzeugen doch mehrfach
dargestellt worden. Insofern kann ich nur
wiederholen, was die gesagt haben.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Kön-
nen Sie - - oder teilen Sie meine Auffassung,
dass es dafür zwei Ursachen geben kann:
Entweder sind die Zahlen, die erhoben wur-
den, wirklich nichts wert, weil falsche An-

nahmen getroffen worden sind, oder sie sind
unter falschen Prämissen erhoben worden?
Hätte man Ihrer Ankündigung, dass bei
Stresstests auch illiquide Märkte in Betracht
zu ziehen sind, Folge geleistet und dem Ta-
ten folgen lassen, hätte man zu diesem Zeit-
punkt bereits andere Liquditätsabschätzun-
gen haben können.

Zeuge Peer Steinbrück: Dann hätten Sie
einen Stresstest mit einem Worst-Case-Sze-
nario machen müssen, das niemand für
möglich gehalten hat, nämlich den Zusam-
menbruch der viertgrößten Investmentbank
an der Wall Street mit all den Auswirkungen,
die ich jetzt wirklich mehrfach beschrieben
habe. Das hätte Gegenstand dieses Stress-
tests sein müssen. Einen solchen Stresstest
kenne ich nicht. Ich kann auch nicht jeman-
den erinnern, der je dazu angeraten hat, mit
einer Art Zusammenbruch der gesamten
Finanzarchitektur einen Stresstest zu betrei-
ben, weil - - Ich weiß gar nicht, wer seinerzeit
auf die Idee gekommen ist, selbst unter den
sich langsam aufbauenden Schwierigkeiten
der Finanzkrise.

Noch einmal: Es ist nach allen Informatio-
nen, die mir zugänglich gewesen sind oder
zugänglich sind, der Hypo Real Estate mög-
lich gewesen, bis Anfang September/Mitte
September die Refinanzierung, die sie brau-
chen, auf dem Markt zu bekommen - so
lange ist es ihnen möglich gewesen -, und
erst dann ist es mit Blick auf die Notwendig-
keit, kurzfristig Kredite aufzunehmen, mit
Blick auf das Austrocknen des Geldmarktes
nicht mehr möglich gewesen, sodass sie von
daher gesehen erdrosselt worden sind. Aber
sie haben erkennbar ihre Refinanzierung bis
in die Tage vor Lehman Brothers kurzfristig
auf den Geldmärkten sichern können.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Ich will
meine folgende Frage noch mal mit einem
Zitat einleiten. Zitat:

In Deutschland müssen die Bun-
desbank und die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) besser zusammenarbeiten
und mehr Prüfungs- und Eingriffs-
rechte haben. Wir wollen eine Stär-
kung und qualitative Verschärfung
der Finanzmarktaufsicht …

Das ist dem Regierungsprogramm der SPD
entnommen, wobei ich davon ausgehe, dass
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der Finanzminister im finanzpolitischen Teil
konsultiert wird.

Gab es irgendwelche Maßnahmen, die
Sie sich hier unter so einer Formulierung
vorstellen, von deren Umsetzung Sie ab-
gehalten worden wären, seit Februar 2008
bis zum Zusammenbruch der HRE?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, aber die
Fragestellung nach einer, ich sage mal, sehr
weit reichenden Veränderung der deutschen
Bankenaufsicht ist nicht im Galopp zu lösen.
Einige der Aspekte sind vorhin schon von
Frau Abgeordneten Hauer zu erkennen ge-
geben worden nach dem Motto: Löst man
dabei die Allfinanzaufsicht auf? Wie verhält
sich das Verhältnis zwischen einer Eingriffs-
verwaltung - sprich: BaFin - gegenüber einer
Bundesbank? Ergänzt man die Aufsicht min-
destens mit zwei zusätzlichen Zuständigkei-
ten, die ich mit Blick auf den Beginn der
nächsten Legislaturperiode in welch auch
immer gearteten und zusammengesetzten
Koalitionsverhandlungen für richtig halten
würde, nämlich: Erstreckt sich die Banken-
aufsicht zunehmend auch auf die Überprü-
fung von Geschäftsmodellen - erstes
Thema - -

(Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Das
ist die große Frage!)

ein zweites Thema - - was ihr bisher nicht
möglich ist. Da hat Herr Sanio unabweisbar
recht von den rechtlichen Grundlagen, die für
ihn maßgeblich sind.

Das Zweite hat in Ihren Anhörungen auch
schon eine Rolle gespielt, nämlich die Frage-
stellung, ob es eine Zuständigkeit der Ban-
kenaufsicht bei Fusionen geben sollte. Bei-
des Themen, die ich für berechtigt halte.

Aber auch auf die Gefahr hin, dort in Ihre
Beete an Empfindlichkeiten - - nahe zu tre-
ten: Die einfache Übernahme auch in Pro-
grammaussagen für die nächste Legislatur-
periode „Man löst die Allfinanzaufsicht auf,
löst die Zuständigkeit der Bankenaufsicht da
wieder raus und fusioniert die auf die Auf-
sicht der Bundesbank“ - da bin ich nicht so
schnell bei Ihnen, weil sich damit eine ganze
Reihe von Aspekten verbinden, wo man sich
mindestens die Solidität und die Reife geben
sollte, um herauszufinden, ob das wirklich
sinnvoll ist. Einige von Ihnen vertreten diesen
Standpunkt, wie ich weiß; FDP-Positionen
sind ähnlich geartet. Damit will ich das ja gar
nicht in Bausch und Bogen ablehnen, son-
dern ich will nur darauf hinweisen: Das wirft

eine ganze Reihe von solide zu prüfenden
Punkten auf.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Eine
letzte Frage von mir. In Sachen „Banken
ohne tragfähiges Geschäftsmodell“, hätten
Sie dort vor dem Hintergrund Ihrer langjähri-
gen Erfahrungen bei einer - - in der Verant-
wortung für eine solche Bank, nämlich die
WestLB, nicht jetzt schon tätig werden kön-
nen?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Minister, ich glaube, -

Zeuge Peer Steinbrück: Ich gehe darauf
ein.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
- Sie können sie beantworten, aber Sie müs-
sen sie nicht beantworten.

Zeuge Peer Steinbrück: Doch.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Sind wir uns einig, ja?

Zeuge Peer Steinbrück: Wir wollen hier
ja weiterkommen. Deshalb lasse ich das
alles gern zu.

Der Bund ist nicht Eigentümer der
WestLB. Stellen Sie sich mal vor, ich hätte
mich in einer frühen Phase bereit erklärt, das
Thema der Landesbanken auf mich zu zie-
hen! Wie hätten Sie im Parlament darüber
geredet, wenn diesbezüglich entsprechende
Forderungen auf den Haushalt zugekommen
wären?

Mir war daran gelegen, das Thema der
Landesbanken dort in der Verantwortung zu
belassen, wo es hingehört. Dass wir jetzt
etwas gemacht haben, was den Landesban-
ken behilflich ist, dank Ihrer Hilfe als Gesetz-
geber, nämlich dazu beizutragen, dass ins-
besondere einige Landesbanken in den
Stand versetzt werden, ihre Bilanzen zu fe-
gen, um es umgangssprachlich und ver-
ständlich für die Menschen auszudrücken - -
denn dies ist ein sehr weit gehender Beitrag
des Bundes. Aber darüber hinaus war mir
sehr wichtig - auch bei dieser Lösung -, die
Alteigentümer nicht aus ihrer Haftung zu
entlassen.

Dass es darüber hinaus eine Konsolidie-
rung auf der Ebene der Landesbanken ge-
ben muss, wissen Sie von mir, wobei ich
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gerne zugebe, einwende oder, sagen wir
mal, ergänzend hinweise - letzter Satz -,
dass alleine die Konsolidierung keinen Sinn
macht, solange diese Landesbanken nicht
ein tragfähiges Geschäftsmodell gefunden
haben. Größe alleine ist es nicht - einver-
standen -; aber die Vorstellung einiger Län-
der, sie könnten ihre Landesbanken stand
alone halten, verweise ich in das Reich der
Unwahrscheinlichkeit in der Entwicklung der
nächsten anderthalb bis zwei Jahre.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich danke Ihnen und übergebe nunmehr das
Wort an die FDP-Fraktion. Herr Dr. Wissing.

Dr. Volker Wissing (FDP): Herr Minister
Steinbrück, vor dem Zusammenbruch von
Hypo Real Estate gab es ja ein ganzes Sze-
nario - Sie haben das in Ihrem Eingangssta-
tement sehr breit ausgeführt - weltweit. In
Deutschland gab es ja auch schon Pro-
bleme - BayernLB, SachsenLB, IKB. Ist denn
die Bundesregierung einmal an die Banken-
aufsicht herangetreten und hat gefragt: Wie
ist denn die Lage der Banken bei uns? Gibt
es da ein besonderes Problem? - Haben Sie
das gemacht? Wenn ja, wann? Und wenn
nein, warum nicht?

Zeuge Peer Steinbrück: Es hat ständige
Erkundigungen gegeben bei den Banken
durch die Bankenaufsicht. Ich habe keine
Listen bekommen von der Bankenaufsicht -
will sagen: von der Bundesbank - mit Blick
auf problembehaftete Aktiva in den Bilanzen
der Banken. Wenn die Bankenaufsicht so
etwas gefunden hätte, hätte ich erwartet,
dass sie mich informiert. Wir haben Einzel-
fälle gehabt auf der Wegstrecke - wie ich es
genannt habe - der ersten und zweiten
Phase in dieser Bankenkrise. Zu einer sys-
temischen Lösung und Antwort sind wir erst
im Lichte von Hypo Real Estate nach dem
zweiten Krisenwochenende gekommen.

Dr. Volker Wissing (FDP): War diese
systemische Lösung nicht viel zu spät in
Angriff genommen worden?

Zeuge Peer Steinbrück: Na ja, ich ver-
suche einmal, daran zu erinnern: Wer hat
mich denn damals bei der systemischen
Lösung eigentlich unterstützt, auch mit Blick
auf die Weiterungen insbesondere bezogen
auf Hypo Real Estate? Ich habe den Ein-

druck, dass da die Unterstützung von Teilen
des parlamentarischen Raumes keinesfalls
gegeben war.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich kann mich
daran erinnern, dass Sie eine sehr breite
Unterstützung im Parlament hatten.

Zeuge Peer Steinbrück: Bezogen auf
eine systemische Lösung und damit die
Übernahme von Risiken für den Bundes-
haushalt bis hin zu der Notwendigkeit, ein
Institut so zu stabilisieren, dass am Ende
auch eine Enteignung stehen könnte, hatte
ich jedenfalls aus Ihrer Fraktion keine Unter-
stützung.

Dr. Volker Wissing (FDP): Kann ich Ihre
Äußerung, dass Ihnen die Unterstützung des
Parlaments gefehlt hat, jedenfalls so inter-
pretieren, dass Sie sagen, man hätte es frü-
her machen müssen?

Zeuge Peer Steinbrück: Vorher hatten
wir in Deutschland zwei Fälle, die sich zuge-
spitzt haben - die haben Sie genannt -, min-
destens zwei Fälle, die einer besonderen
Obacht unterlagen - im Landesbankenbe-
reich. Und mit Hypo Real Estate als drittem
und dann wirklich systemrelevant klar ins
Gewicht fallenden Faktor war der Zeitpunkt
gegeben, wo an diesem Wochenende - Sie
wissen das -, Sonntag 5./Montag 6. Oktober,
die Fall-zu-Fall-Behandlung abgelöst wurde
durch die Notwendigkeit einer systemischen
Lösung, die dank Ihrer Hilfe Eingang in das
Finanzmarktstabilisierungsgesetz gefunden
hat.

Dr. Volker Wissing (FDP): Wie viele An-
läufe waren das insgesamt, bis man zur
systemischen Lösung kam?

Zeuge Peer Steinbrück: Das erste Mal
hat mich in ein solches Gespräch der Bun-
desbankpräsident Herr Weber verwickelt -
ich weiß das Datum nicht mehr genau -, wo
er darauf hinwies, dass man auch die eige-
nen Ressourcen und Kapazitäten zuneh-
mend überdehnt mit Blick auf Einzelfallkri-
senmanagement, sondern dass es einer
systemischen Lösung bedarf. Dieser Hinweis
von Herrn Weber wurde von mir aufgegriffen
am Morgen des 6. Oktobers, nachts um
2 Uhr; die Schilderungen, dass dabei ein
Weißwein auch gereicht wurde, sind richtig.
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Dr. Volker Wissing (FDP): Das heißt
also, die Idee kam nicht aus dem BMF he-
raus, sondern von der Deutschen Bundes-
bank?

Zeuge Peer Steinbrück: Entschuldigen
Sie, die Deutsche Bundesbank ist der Bund,
und so was entwickelt sich dialogisch. Wenn
Sie damit ausdrücken wollen, wer das Copy-
right im engeren Sinne hat und dafür Tantie-
men bekommen kann, dann ist es die Deut-
sche Bundesbank.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich möchte
Ihnen mal eine Passage vorhalten aus der
Vernehmung von Herrn Dr. Ackermann. Der
sagte - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Wissing, können Sie bitte sagen, welche
Seite?

Dr. Volker Wissing (FDP): Können Sie
mich bitte ausreden lassen?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Gerne.

Dr. Volker Wissing (FDP): Das nächste
Wort wäre das gewesen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Gut.

Dr. Volker Wissing (FDP): Er sagte im
Protokoll vom 28.07., Seite 117, auf die
Frage von Herrn Spiller, ob es nicht sinnvoll
gewesen wäre, Rettungsszenarien frühzeitig
durchzuspielen:

Die Schweiz hat in hohem Maße
solche Übungen durchgeführt. …
Ich finde, das ist ein wichtiger An-
satz.

Und dann sagt er weiter:

Da kommt eine Gruppe zusammen
ohne Struktur. Es gibt da keinen
Chef; es gibt da keinen, der Ar-
beitsgruppen organisiert hat. Da ist
man in verschiedenen Räumen und
versucht, sich zu organisieren.
Dass da Zeit verloren geht und
dass man effizienter solche „Übun-
gen“ durchführen könnte, wenn
man sich gewisse Dinge vorüber-
legt hat - - … aber eine Lehre der
Krise ist, dass man sich hier wahr-

scheinlich vermehrt mit solchen
Dingen auseinandersetzen muss …

Herr Müller hat auf eine Frage dann be-
stätigt, dass er es ebenfalls für sinnvoll hält,
dass man künftig solche Krisenszenarien
durchspielt. Weshalb hat die Bundesregie-
rung das vor dem September 2008 nicht
getan?

Zeuge Peer Steinbrück: Weil das
Durchspielen von Stresstests auf der makro-
ökonomischen Ebene eigentlich der Erkennt-
nisgewinn ist, der inzwischen im Ecofin dazu
geführt hat, dass man sich entsprechend
verabschiedet; Sie haben das in den Zeitun-
gen gelesen. Der leichte Unterschied ist,
dass die bisherigen Verabredungen im Eco-
fin sind, dass man wirklich das gesamte
Bankensystem jeweils einem Stresstest un-
terwirft. Einige Stimmen gibt es, das müsste
sich eher mikroökonomisch abspielen; das
lasse ich mal dahingestellt.

Was die Situation betrifft, auf die Sie ab-
heben bezogen auf Hypo Real Estate, kenne
ich niemanden, der in einem solchen
Stresstest den Zusammenbruch der viert-
größten Investmentbank an der Wall Street
als Ausgangspunkt genommen hätte. Ich
kenne keinen, der einen solchen Stresstest
hätte in Gang setzen wollen oder können,
weil ihm dafür das Vorstellungsvermögen
fehlt, und zwar allen Beteiligten. Das heißt,
die Stresstests, die es vorher gegeben hat,
haben sich nicht mit einem solchen Szenario
beschäftigt, wo buchstäblich die Gefährdung
der gesamten Finanzmarktarchitektur welt-
weit Grundlage eines solchen Stresstestes
gewesen ist.

Dr. Volker Wissing (FDP): Teilen Sie die
Auffassung von Herrn Müller, dem früheren
Präsidenten des Bankenverbandes, dass
eine präventive Aufsicht auch die Möglichkeit
haben muss, hochriskante Geschäftsmodelle
infrage zu stellen? Er sagte, er habe diese
Lehre aus dem Fall Hypo Real Estate gezo-
gen.

Zeuge Peer Steinbrück: Die Auffassung
teile ich und habe, glaube ich, schon in zwei
Bemerkungen bestätigend dazu Bewertung
abgegeben.

Dr. Volker Wissing (FDP): Seit wann
sind Sie dieser Auffassung?
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Zeuge Peer Steinbrück: Was soll ich
jetzt sagen? Soll ich sagen: 3. Oktober,
17.35 Uhr? Ich weiß es nicht, sondern das
sind Hinweise, die es insbesondere auch von
Herrn Sanio gegeben hat nach dem Motto:
Auf der jetzigen rechtlichen Grundlage kann
ich keine Geschäftsmodelle zum Gegenstand
meiner Prüfungen machen. - Wann dies nun
so durchgeschlagen hat, dass man sich die-
sen Bewertungen nicht nur nähert, sondern
eine entsprechende Erweiterung der Kom-
petenzen vornimmt, kann ich Ihnen jetzt im
Einzelnen datenmäßig nicht belegen.

Dr. Volker Wissing (FDP): Aber vor dem
15. September 2008 gab es keinerlei Überle-
gungen darüber, auch keine Gespräche mit
Herrn Sanio darüber? Ist das richtig?

Zeuge Peer Steinbrück: Vor dem 15.09.
gab es das nicht und gab es auch keine Ver-
anlassung.

Dr. Volker Wissing (FDP): Was wir nicht
nachvollziehen können, ist, dass Herr Sanio
einerseits sagte, da war ein großes Problem,
und gleichzeitig sagt, die Aufsicht stand
daneben, und dann drohte aus diesem
Problem ein Flächenbrand zu werden. Sind
Sie eigentlich mit diesem Ergebnis, dass
Ihnen das nie mitgeteilt worden ist, zufrie-
den?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich erinnere in
diesem Zusammenhang nicht nur an die
Aussagen von Herrn Sanio, sondern auch
von Frau Lautenschläger, die, glaube ich,
ziemlich genau deutlich gemacht hat, welche
Funktion und welche Aktivitäten die BaFin
dabei entwickelt hat. Noch einmal - auf die
Gefahr hin, mich zu wiederholen -: Die Bilder
von Herrn Sanio sind mir alle geläufig. Wenn
diese Bilder ihn schon bewegt hätten, und
zwar nicht nur mit Blick auf das Bildhafte
daran, sondern auch mit Blick auf das mate-
riell damit Verbundene, dann hatte er jede
Gelegenheit, den Staatssekretär Mirow, den
Staatssekretär Asmussen oder auch mich
direkt darauf aufmerksam zu machen und um
entsprechende Maßnahmen zu bitten. Dies
ist nicht erfolgt. Also ist meine Vermutung,
dass diese Bilder nicht kongruent sind mit
der tatsächlichen Einschätzung von ihm ins-
besondere in dem Zeitabschnitt zwischen
Januar 2008 und September 2008. Im Übri-
gen erinnere ich in diesem Zusammenhang

an die Aussagen auch von Frau Lauten-
schläger-Peiter.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich danke Ihnen und übergebe nunmehr das
Wort der SPD-Fraktion. Frau Nina Hauer.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, ich
greife das mal auf, was Herr Wissing hier zur
Schweiz gefragt hat. Die Schweiz ist ja nun
nicht Mitglied der EU und kann auf die dort
verfügbaren Simulanzmodelle nicht ohne
Weiteres zurückgreifen. Was würde denn
passieren, wenn wir hier in Deutschland ei-
nen Stresstest oder ein Krisenszenario mit
einer Bank, die systemisch ist, in aller Öffent-
lichkeit vollziehen würden? Können Sie
schildern, wie der Markt da reagieren würde,
oder ist das was, was der Markt nicht be-
achtet?

Zeuge Peer Steinbrück: Das ist das
Gefährliche, was wir im Kreis der Ecofin-Mi-
nister - übrigens nicht in einer öffentlichen
Sitzung, sondern im Rahmen eines, wie wir
es nennen, Lunch ohne weitere Begleitung -
debattiert haben: ob aus solchen Stresstests
möglicherweise falsche Schlussfolgerungen
gezogen werden oder möglicherweise ein
weiterer Vertrauensverlust für die Marktteil-
nehmer resultiert. Das heißt, das ist durch-
aus ambivalent. Das ist einer der Gründe,
warum ich mich - für Deutschland jedenfalls -
skeptisch gezeigt habe, auf europäischer
Ebene Einzelfallstresstests zu organisieren,
insbesondere auch vor dem Hintergrund,
dass der deutsche Bankensektor heteroge-
ner und anders strukturiert ist als zum Bei-
spiel ein angloamerikanischer oder ein fran-
zösischer Bankensektor; will sagen: Ein und
dasselbe Szenario, angewandt auf eine
Raiffeisen- und Volksbank, hat möglicher-
weise andere Schlussfolgerungen als ein
entsprechender Stresstest bei einer Spar-
kasse, einer Landesbank oder einer privaten
Geschäftsbank. Das hängt zusammen mit
den unterschiedlichen Geschäftsfeldern,
Risikoportfolios, Anlageportfolios, die in die-
sen unterschiedlichen Bankentypen in
Deutschland sind.

Das ist übrigens ein weiterer Grund, wa-
rum ich immer sehr skeptisch gewesen bin,
plötzlich für alle Banken in Deutschland eine
einheitliche Kernkapitalquote oder ein ande-
res regulatorisches Kapital vorzugeben, weil
ich das eigentlich ausdifferenzieren müsste
auf das dreisäulige deutsche Kreditwesen.
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Fazit: Es gibt diese Einwände, dann
Stresstests zu machen, die niemals das Licht
der Öffentlichkeit erreichen, was in den heu-
tigen Zeiten bei einer gewissen politischen
Inkontinenz, die uns auch gelegentlich quält,
ja eher unwahrscheinlich ist.

Nina Hauer (SPD): Sie haben eben die
Unterschiede in Bezug auf die Anforderun-
gen der Kernkapitalquote angesprochen.
Gibt es die auch im Hinblick auf die Liquidi-
tätsanforderungen?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, sondern
eine der Schlussfolgerungen und eine der
wichtigen Lehren, die wir ziehen müssen,
verbirgt sich hinter dem Stichwort „Liquidi-
tätspuffer“, die eingezogen werden müssen,
um genau die illiquide Situation von Banken
zu vermeiden. Die können ja solvent sein,
aber drohen illiquide zu werden. Das heißt,
mit Blick auf die weiteren Debatten interna-
tional haben wir es ja inzwischen mit Eigen-
kapitalkennziffern oder Eigenkapitalquoten
zu tun; aber die nächste Stufe wird sein, ob
Banken nicht verpflichtet werden, bestimmte
Liquiditätspuffer einzuziehen. Bisher ist dies
nicht umgesetzt, aber Gegenstand der De-
batten, und Sie haben vielleicht gestern von
Herrn Asmussen gehört, dass dies im Base-
ler Ausschuss bereits Thema ist.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück,
diese Regierungserklärung vom 15. Februar
2008, aus der eben zitiert wurde, war das
eine, die sich konkret auf die Situation der
HRE bezog, oder war das eine, die sich auf
die Vorhaben der Bundeskanzlerin und von
Ihnen auf dem internationalen Parkett bezog,
wie man mit der Situation, die damals die
Finanzmarktkrise genannt werden konnte,
umgehen wird?

Zeuge Peer Steinbrück: In der Tat, es
war eine Betrachtung, die sich nicht auf ein
einzelnes Institut bezog, sondern es war eine
Betrachtung für den gesamten Finanzmarkt-
sektor. Ich glaube, mich nicht zu täuschen:
Das Wort HRE ist in dieser Regierungserklä-
rung gar nicht vorgekommen.

Nina Hauer (SPD): Herr Minister, ich
habe noch eine Frage. Es ist ja vorhin zum
Glück verhindert worden, dass Ihre Befra-
gung unter Ausschluss der Öffentlichkeit
fortgesetzt wird. Sie haben hier ja einen

mittlerweile vom BMF freigegebenen Bericht
vorgelegt bekommen. Dabei handelt es sich
um einen Quartalsbericht der BaFin ans
BMF. Ist das richtig?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, das ist rich-
tig.

Nina Hauer (SPD): Ich lese das noch
einmal aus der Vernehmung von Herrn Sanio
vor. In der 17. Sitzung vom 30.07. erklärt
Herr Sanio auf Seite 23 des Protokolls die
Unterschiede zwischen den Berichten, die
die BaFin abgibt.

Wir haben ein Berichtssystem in
zwei Varianten - das vom BMF hat
sich in diesen Grundsätzen so ein-
gespielt; für die Rechts- und Fach-
aufsicht ist es angelegt -: regelmä-
ßige Berichte, das sind diese
Quartalsberichte, und - ich nenne
sie einmal so - Ad-hoc-Berichte aus
besonderem Anlass. Wir haben hier
beides. Daraus können Sie schlie-
ßen: Wenn einer etwas in einen
Quartalsbericht aufnimmt, hält er es
nicht für so dringend, dass seine
Gegenpartei im Fachreferat des
BMF das gleich am nächsten Tag
wissen muss, sondern das kann
maximal drei Monate später in die-
sem Sammelbericht erscheinen.

Ist das eine zutreffende Beschreibung des
Quartalsberichts?

Zeuge Peer Steinbrück: Meines Wis-
sens ja; denn diese Quartalsberichte errei-
chen ja das Bankenreferat des Ministeriums
nach Lage der Dinge mindestens mit einer
sechswöchigen Verzögerung gegenüber dem
abgeschlossenen Quartal, was anders ja
auch nicht denkbar ist. Das heißt, wenn der
Bankenaufsicht etwas auffallen würde, das
zu akutem Handeln veranlasst, dann müss-
ten das Ad-hoc-Meldungen oder Ad-hoc-
Hinweise sein.

Im Übrigen lautet die ehrliche Antwort: Es
ist nicht meine Aufgabe, die Quartalsberichte
der Bankenaufsicht zu lesen. Das ist auch
nicht Aufgabe des Staatssekretärs. Nur für
den Fall, dass es darüber hinausgehende
Hinweise gibt, ist es die Aufgabe, solche
Berichte zu lesen. Sie wissen, dass die teil-
weise 40, 45 Seiten haben. Ich lese nicht
viermal im Monat Quartalsberichte in der
Größenordnung, sondern erwarte, dass die
Bankenaufsicht entweder gezielt auf etwas
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eingeht oder meine Fachleute im Hause mich
dann aufmerksam machen.

Nina Hauer (SPD): Zumal ja, wenn Ihnen
das bekannt ist, diese Berichte - wir sind ja
diese Berichte alle hier zusammen durchge-
gangen - keine Alarmsignale oder Hand-
lungsanweisungen an die Regierung enthal-
ten haben.

Zeuge Peer Steinbrück: Ja. Die Zu-
sammenfassung ist immer gewesen, dass
keine - ich weiß die wörtliche Formulierung
nicht - Existenzbedrohung oder keine Situa-
tion vorliegt, die ein Handeln erfordert. Das
ist das Fazit in diesen Berichten gewesen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Es fragt Herr Spiller für die SPD-Fraktion.

Jörg-Otto Spiller (SPD): Herr Minister,
ich möchte noch einmal auf die Verpflichtung
der HRE gegenüber Bundesbank und BaFin
zurückkommen, wöchentliche und später
dann auch tägliche Liquiditätsberichte vor-
zulegen. Das war auch Gegenstand der
Zeugenvernehmung, die am 2. Juli in unserer
13. Sitzung stattgefunden hat, bei der uns
Herr Klaus-Dieter Jakob, der Regionalbe-
reichsleiter Banken- und Finanzaufsicht der
Hauptverwaltung München der Bundesbank,
zur Verfügung gestanden hat, der auch für
die HRE zuständig ist. Ich habe ihn da ge-
fragt - das ist Seite 88 des Sitzungsproto-
kolls -, ob denn eine solche Verpflichtung,
wöchentlich oder auch später täglich Liqui-
ditätsberichte zu liefern, etwas ganz Unge-
wöhnliches sei oder ob das damals auch bei
anderen Banken oder Bankengruppen ver-
langt worden sei. Anders als der Kollege
Wissing mit seinem Maß an Wahrheitsliebe
vorhin erklärt hat, hat der Zeuge Klaus-Dieter
Jakob aber mitgeteilt - ich darf einmal wört-
lich zitieren -:

Es ist nicht der Normalfall, sondern
es ist etwas Ungewöhnliches oder
Außergewöhnliches, wenn ein Kre-
ditinstitut wöchentlich oder gar täg-
lich über seine Liquiditätslage be-
richten muss. Es gibt aber und gab
zum damaligen Zeitpunkt auch an-
dere Institute, die solche Berichts-
pflichten hatten.

Daraus leite ich ab, dass die Bundesbank,
die geprüft hat, nicht zu dem Ergebnis ge-
kommen ist, die Verpflichtung zu einer sol-

chen kurzfristigen Berichterstattung alleine
sei schon ein Anlass zu einer - ich sage ein-
mal - Alarmierung des Finanzministeriums.
Teilen Sie diese Auffassung?

Zeuge Peer Steinbrück: Diese Auffas-
sung teile ich. Sonst wäre es ja zu einer
Alarmierung gekommen, wenn es als Ergeb-
nis dieser täglichen oder wöchentlichen Li-
quiditätsmeldung zur entsprechenden Ein-
schätzung seitens der Bankenaufsicht ge-
kommen wäre.

Tatsächlich ist der Hinweis von Herrn
Wissing meines Wissens auch insofern nicht
ganz richtig, als dass nicht nur die HRE sol-
chen täglichen oder vorher wöchentlichen - -

(Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Das hat Herr
Sanio gesagt! Das war ein Zitat!)

- Gut. - Meines Wissens hat es nach Aus-
kunft der BaFin aber bereits vor Lehman
Liquiditätsmeldungen gegeben; allerdings -
das will ich der Präzision halber hinzufügen -
nur bezogen auf kleinere private Banken. Ich
glaube, ich tue niemandem einen Tort an,
wenn ich in dieser öffentlichen Sitzung sage,
um Ihnen einen Beispiel über die Größen-
ordnung zu geben, dass eine solche kleinere
private Bank zum Beispiel seinerzeit die We-
serbank gewesen ist.

Die Schlussfolgerung, die sich aus Ihrer
Frage ergibt, teile ich aber.

Jörg-Otto Spiller (SPD): Darf ich auch
noch einmal auf die Situation Ende Septem-
ber/Anfang Oktober zurückkommen? Sie
haben darauf hingewiesen, dass es ja auch
in anderen europäischen Ländern ähnliche
Situationen gegeben hat und dass auch an-
dere Regierungen, andere Notenbanken mit
dem Problem konfrontiert waren, dass Ban-
ken in ihren Ländern - ich sage einmal - auf
der Kippe standen. Gab es da auch die
Konstellation, dass Banken vor der Illiquidität
standen?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, insbeson-
dere im Fall von Fortis und Dexia, aber
ebenfalls bei einigen britischen Banken, was
dann das Eingreifen sowohl der niederländi-
schen, belgischen, französischen wie der
britischen Regierung erfordert hat. Insbeson-
dere die Zuspitzung an dem Wochenende
28./29. - nicht nur mit Blick auf diese Fälle im
Benelux-Bereich und sich anbahnend in
Frankreich, sondern wo sich auch noch in
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Island eine Entwicklung breitmachte - führte
zu alarmierenden Gesprächen, die ich selber
insbesondere auch mit dem EZB-Präsiden-
ten Trichet und auch unter Kontaktaufnahme
zu europäischen Kollegen geführt habe. Es
war eine Situation, wo mehrere Banken we-
gen der Austrocknung der Geldmärkte in
dieselbe dramatische Situation kamen wie
die Hypo Real Estate.

Die anderen Regierungen haben teilweise
nicht minder massiv geholfen. Ich betone:
allerdings teilweise mit Lösungen, die die
dortigen Steuerzahler weniger geschont ha-
ben als in Deutschland. Ich halte daran fest,
dass wir eine Lösung verhandelt haben, die
im Vergleich mit den stabilisierenden Maß-
nahmen in anderen Ländern den Steuer-
zahler zwar nicht außen vor gehalten haben -
ich will keinen Sand in die Augen streuen -,
aber jedenfalls dieses Interesse weitgehend
bis an die Schmerzgrenze, wie einige sagen,
oder sogar über die Schmerzgrenze hinaus
geltend gemacht haben.

Jörg-Otto Spiller (SPD): In diesen Län-
dern ist ja die Aufsicht nicht überall identisch
organisiert. Hatten Sie denn den Eindruck,
dass in diesen betroffenen Nachbarländern
mit der etwas anders organisierten Aufsicht
die dortigen Regierungen eher in die Lage
versetzt worden sind, vor Lehman Brothers,
vor dem 15. September die möglicherweise
entstehenden Gefahren zu erkennen und
vorbereitend zu handeln?

Zeuge Peer Steinbrück: Das Fazit ist,
dass die Bankenaufsichten auch in den an-
deren Ländern nicht mehr und nicht weniger
wussten als die deutsche Bankenaufsicht. In
meinem Eingangsstatement habe ich ver-
sucht, deutlich zu machen, dass sich die
deutsche Bankenaufsicht im internationalen
Maßstab durchaus darstellen kann, insbe-
sondere gegenüber einer Bankenaufsicht in
anderen Ländern, die teilweise sehr viel
fragmentierter ist. Sie haben mitbekommen,
dass insbesondere die amerikanische Ban-
kenaufsicht hochgradig fragmentiert ist, wes-
halb es auch nicht verwunderlich ist, dass es
dort starke Reformbemühungen gibt, die sehr
ausdifferenzierte - um es höflich auszudrü-
cken - amerikanische Bankenaufsicht zu
vereinheitlichen - mit erheblichen internen
Problemen, weil dabei die Funktion der Fed
gestärkt werden soll. Ich habe die diesbe-
züglichen Angriffe gegen die deutsche Ban-
kenaufsicht manchmal als eine gewisse Ab-

lenkung empfunden, ein bisschen nach dem
Motto: Für den Bankraub um die Ecke sind
nicht die Räuber verantwortlich, sondern die
benachbarte Polizeistation.

Ich habe an der deutschen Bankenauf-
sicht nichts auszusetzen. Das bedeutet nicht,
dass ich in Bausch und Bogen abwehre; im
Gegenteil. Ich sehe auch die Beratungen
dieses Ausschusses im Wesentlichen dahin
gehend erkenntnisfördernd, inwieweit wir in
der nationalen Bankenaufsicht weitere Ver-
besserungen durchführen müssen.

Ich denke auch, dass wichtige Grundla-
gen für die Verbesserung der internationalen
Aufsicht gelegt sind. Ich habe vorhin - viel-
leicht in einem Missverständnis - mit Blick auf
die sogenannten Ausschüsse die europäi-
sche Ebene gemeint, während ein Frage-
steller, glaube ich, eher auf Deutschland
abgehoben hat. Wir sind bei der Einrichtung
von sogenannten Colleges of Supervisor
deutlich weiter gekommen. Das ist eine
grenzüberschreitende Aufsicht über Versi-
cherungen wie Banken, die grenzüber-
schreitende Aktivitäten haben und wo aus
den jeweils betroffenen Bankenaufsichten
zusammen diese Colleges gebildet werden.
Das heißt, wir reden längst nicht mehr nur im
Theoretischen, sondern haben im Prakti-
schen bereits einiges erfolgreich in Gang
gesetzt.

Jörg-Otto Spiller (SPD): Vielen Dank.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Es fragt nunmehr wiederum Frau Nina Hauer
für die SPD-Fraktion.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, Sie
haben vorhin ja über Ihre Informationen ge-
genüber dem Parlament gesprochen. Sie
haben das Gespräch mit den Fraktionsvorsit-
zenden angesprochen und geschildert, wel-
che Fragen da gestellt worden sind. Haben
denn diese Fragen der Aufsicht - welche
Erkenntnisse die Aufsicht vor Lehman über
die HRE gehabt haben könnte, ob es da
Berichte gab und ob die beim Rettungswo-
chenende eine Rolle gespielt haben - bei
dem Gespräch mit den Fraktionsvorsitzen-
den auch eine Rolle gespielt?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, sie haben
dort keine Rolle gespielt. Wenn ich an der
einen Stelle etwas weniger berichten, son-
dern politisch argumentieren darf, sage ich,
dass ich den Eindruck habe, dass diese
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Frage der Qualität der Bankenaufsicht poli-
tisch eher nachgeschoben worden ist, in
meinen Augen aus den durchaus durchsich-
tigen Bemühungen nach dem Motto: Wie
kann man auf Umwegen jemanden treffen,
indem man dann den Vorwurf machen kann,
die deutsche Bankenaufsicht sei - Klammer
auf -, zumal auch im Vergleich gegenüber
anderen Bankenaufsichten, unfähig oder
schlecht geführt? Das scheint mir eher ein
politischer Vorstoß zu sein, der sich ja auch
in dem abgebildet hat, was man der öffentli-
chen Berichterstattung anheimgestellt hat.

Nina Hauer (SPD): Haben denn die Frak-
tionsvorsitzenden in dem damaligen Ge-
spräch alternative Modell bei Ihnen abgefragt
oder vorgeschlagen? Wurden denn da die
hier auch immer wieder gefragten oder teil-
weise auch in der Öffentlichkeit vorgeschla-
genen Alternativen auch diskutiert, dass man
die DEPFA hätte allein in die Insolvenz ge-
hen lassen können oder dass sich der Bund
mehr Sicherheiten geben lassen könnte und
Ähnliches?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Aber das
ist von mir auch nicht zu beanstanden, weil
man in der Kürze der Zeit auch von den
haushaltspolitischen Sprechern, den Frak-
tionsvorsitzenden und den anderen Teilneh-
mern von allen Fraktionen, die dort saßen,
nun nicht in 48 Stunden hätte erwarten kön-
nen, dass sie die Fragen stellen, die - so
sage ich mal - im Detail wirklich diejenigen
sind. Ich habe das nicht erwartet, und ich
glaube, dass das auch kein Vorwurf sein
kann. Es ist die Entgegennahme einer Be-
richterstattung gewesen.

Ich kann mich erinnern, dass das Thema
einer möglichen Insolvenz der DEPFA plc
eine Rolle spielte nach dem Motto: Warum
habt ihr diesen Teil außerhalb Deutschlands
nicht in die Insolvenz gehen lassen? - Da
konnte man auf lange Prüfungen zurück-
greifen, die es gegeben hat, schon am ersten
Krisenwochenende, auch an dem Freitag,
also noch vor Beginn Samstag, Sonntag,
dass eine isolierte Insolvenz bei den Vernet-
zungen und Verflechtungen der DEPFA plc
nicht möglich ist. - Übrigens eine Aussage,
die meines Wissens der Bundesbankpräsi-
dent Weber hier in Ihrem Ausschuss wieder-
holt hat.

Nina Hauer (SPD): Als es dann zum Fi-
nanzmarkstabilisierungsgesetz kam: Gab es

denn da Auseinandersetzungen mit den
Fraktionen - das waren, glaube ich, bis auf
eine alle Fraktionen, wenn ich das richtig in
Erinnerung habe, die dieses Gesetz mitge-
tragen haben - darüber, welche Alternativen
es da gegeben hätte? Gab es Fragen zur
kompletten Umstrukturierung der Aufsicht?
Wurde nach den Sonderprüfungsberichten
gefragt?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, in diesem
Zusammenhang nicht. Das sind die Fragen,
die jetzt aufgetaucht sind auch im Zusam-
menhang mit Ihrer Arbeit bzw. im Vorgriff auf
die Einrichtung des Untersuchungsaus-
schusses.

Was die Beratungen zum Finanzmarkt-
stabilisierungsgesetz betrifft, will ich noch
einmal meinen Dank an alle Fraktionen aus-
sprechen, die die entsprechenden Fristver-
kürzungen und Sondersitzungen akzeptiert
haben, damit wir so schnell wie möglich in
einem bemerkenswert schnellen Gesetzge-
bungsverfahren diese Abstimmung für den
deutschen Bankensektor hingekriegt haben.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, die-
ses Rettungspaket hat in den vergangenen
Tagen immer wieder die Frage aufgeworfen:
Warum nimmt denn da nicht nur der Bund -
der Bund nimmt ja Gebühren für seine Ga-
rantie ein -, sondern auch die Banken Zinsen
für die Kredite, die sie der HRE zur Verfü-
gung gestellt haben? Können Sie mal kurz
erläutern, wie das beim Rettungspaket zu-
stande gekommen ist?

Zeuge Peer Steinbrück: Nun, die Ban-
ken stellen ja einen 15-Milliarden-Kredit aus
dem zweiten Rettungspaket bereit, übrigens
zur Entlastung des Bundes. Sie können sich
vielleicht erinnern, dass an dem zweiten Wo-
chenende, 5./6. Oktober, das zweite Ret-
tungspaket deshalb gelungen ist, weil die
Banken einen zusätzlichen Liquiditätskredit
von 15 Milliarden bereitgestellt haben, den
sie sich allerdings haben besichern lassen
aus den Aktiva der Hypo Real Estate. Das
führte dazu, dass der Bund seinen Bürg-
schaftsrahmen an diesem 5./6. zur, wie ich
glaube, großen Zufriedenheit auch des Par-
laments nicht weiter erhöhen musste. Das
war die damalige Situation.

Dass diese Banken, bezogen auf ihren
Kredit, Zinsen erheben, ist nichts Ungewöhn-
liches, wie das übrigens der Bund mit Blick
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auf seine Kapitalinjektion, die die SoFFin
organisiert, genauso tut.

Ich füge hinzu: Darüber - in Anführungs-
zeichen - „verdient“ der Bund im Augenblick
übrigens, weil dort Einnahmen fließen, Ge-
bühreneinnahmen, aber auch Zinseinnah-
men. Natürlich gibt es mit Blick auf die
SoFFin auch Ausgaben. Aber noch haben
wir keine konkreten Ausfälle aus diesem
Finanzmarkt. Damit will ich nicht heile Welt
vertreten, will aber darauf hinweisen, dass es
aus diesem Konstrukt bisher durchaus Ein-
nahmen gibt. Genaueres wäre zu erfragen,
vielleicht im Haushalts- und Finanzaus-
schuss, zumal diese Frage, glaube ich, nicht
in den unmittelbaren Untersuchungsauftrag
dieses Ausschusses fällt. Aber es ist nichts
Ungewöhnliches, dass die Banken dort Zins-
einahmen haben.

Ich will ergänzen, weil das, glaube ich,
Herrn Ackermann entgegengehalten worden
ist, dass auf der anderen Seite die Belastun-
gen der privaten Geschäftsbanken, mit ihren
Beiträgen die Hypo Real Estate zu stabilisie-
ren, auch zu registrieren sind, insbesondere
auch mit Blick auf die Aktienkursentwicklung,
muss man hinzufügen. Der Markt hat ja be-
stimmt nicht belohnt, dass die privaten Ge-
schäftsbanken und andere an dieser Stabili-
sierung von Hypo Real Estate beteiligt sind.
Das heißt, sie haben darüber auch Nachteile
erfahren.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Ich erteile nunmehr Herrn
Troost von der Fraktion Die Linke das Wort.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Danke
schön. - Herr Minister, die Rheinische Post
schreibt heute, dass die BaFin Herrn Wie-
andt als Vorstandsvorsitzenden der HRE für
problematisch erachtet, weil er ohne fachli-
che Erfahrung sei. Dies sei dem BMF seit
Dezember 2008 bekannt. Was sagen Sie
dazu?

Zeuge Peer Steinbrück: Dazu sage ich
nichts, weil es definitiv nicht zum Untersu-
chungsgegenstand dieses Ausschusses
gehört.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Na ja, Sie
hatten nur vorher durchaus auch Kritik am
alten Vorstand geübt, und es ist ja nicht un-
wichtig, wer jetzt sozusagen den neuen Vor-
stand stellt.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Aber der Minister hat recht.

(Heiterkeit - Zuruf: Wieso?)

- Bezüglich der Zulässigkeit der Frage. Sie
müssen zumindest begründen, unter wel-
chem Gesichtspunkt die Frage nach der
Qualität des Vorstandsvorsitzenden der Hypo
Real Estate zum Untersuchungsgegenstand
gehört, und zwar durch Herrn Troost, bitte,
der ja die Frage gestellt hat.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Gut, wir
müssen das eigentlich klären lassen, weil es
natürlich schon darum geht, wer dann sozu-
sagen das Unternehmen weiter geführt hat.
Das ist natürlich eindeutig in der Zeit, die
auch unser Untersuchungsgegenstand ist.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Troost, noch einmal: Auf welche Num-
mer - ich will es doch nur wissen - unseres
Einsetzungsbeschlusses zum Untersu-
chungsausschuss rekurrieren Sie?

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Nein, das
ist natürlich die Präambel insgesamt, weil es
schon darum geht, wie ist die HRE dann zum
Staatsunternehmen geworden, und ist dort
eine geeignete Führung da, und der vermie-
dene volkswirtschaftliche Schaden insge-
samt.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Mit dieser Begründung lasse ich die Frage
zu. - Können Sie dazu etwas sagen, Herr
Minister?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, es tut mir
leid. Es handelt sich um Entscheidungen, die
eindeutig nach dem Zeitraum getroffen wor-
den sind, auf den sich der Untersuchungsge-
genstand des Ausschusses erstreckt. Da bin
ich nicht bereit, mich aus der Hüfte zu einem
Sachverhalt zu äußern, der selber auch noch
einmal recherchiert werden muss.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Der ist im
Oktober berufen worden, und die Aussage ist
hier, dass das Ministerium seit Ende letzten
Jahres Bescheid weiß. Das ist eindeutig in
unserem Zeitraum.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Die Frage des Kollegen Troost bezieht sich
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auf die Berufung des Herrn Wieandt im Ok-
tober 2008.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Richtig.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ob Sie in der Lage sind, dazu eine Auskunft
zu geben. Weiter nichts.

Zeuge Peer Steinbrück: Wenn die BaFin
den Eindruck hätte, dass Herr Wieandt und
die anderen Vertreter in der operativen Ver-
antwortung des neuen Vorstands der Hypo
Real Estate nicht geeignet wären, dann hät-
ten sie nach dem Oktober 2008 bis heute,
September 2009, tätig werden können. Sie
haben es nicht getan.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke schön. Okay.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Dem Be-
richt entnehme ich, dass sie es getan haben
und dass BMF informiert haben.

Zeuge Peer Steinbrück: Das ist nicht
richtig, sondern der Bericht hebt nach mei-
nem Wissen auf eine E-Mail vom letzten
Quartal 2008 ab.

Noch einmal: Ich bleibe bei meiner Ant-
wort. Wenn auf der Ebene der Einschätzung,
die in dieser E-Mail angedeutet oder explizit
geschrieben worden ist, die BaFin in ihrer
Zuständigkeit an der Qualität des Manage-
ments tiefergehende Zweifel aufrechterhalten
hätte, bis zum September 2009 hätte sie tätig
werden müssen. Sie ist nicht tätig geworden.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Der Bund
ist jetzt Mehrheitseigner der Bank. Gibt es
nicht Sinn, dass eine Wettbewerbsklausel in
den Vertrag von Herrn Wieandt eingefügt
wird, dass er nicht einfach nahtlos wieder zur
Deutschen Bank zurückgehen kann?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Troost, das betrifft jetzt allerdings den
Zeitraum nach dem 24. April.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Das hätte
bei der Berufung von ihm zum Vorstandsvor-
sitzenden eingefügt werden müssen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger: In
seinen seinerzeitigen Vertrag?

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Richtig.

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, entschul-
digen Sie, ich bin im Augenblick nicht bereit,
über Vertragskonstruktionen im Rahmen
dieses Untersuchungsausschusses Stellung
zu nehmen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Außerdem meldet sich Herr Becker. Bitte.

MR Markus Becker (BMF): Der Untersu-
chungsausschuss soll ja mögliche oder theo-
retische Erlasse, Weisungen, Fehleinschät-
zungen usw. der Bundesregierung klären.
Mir ist nicht bekannt, dass der Vertrag mit
Herrn Wieandt von der Bundesregierung
geschlossen worden wäre.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke schön. - Herr Troost, formulieren Sie
bitte eine andere oder ersetzende Frage.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Gut. Ma-
chen wir an einer anderen Stelle weiter.

Herr Minister, wie würden Sie - so sage
ich mal - eine sinngemäße Formulierung
interpretieren, hohes, latentes Risiko aus der
Geldmarktabhängigkeit hat sich durch
Downgrading erheblich verschärft? Ist das
ein Warnsignal, oder würden Sie das noch
nicht als Warnsignal ansehen?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ist das Ihre Formulierung, Herr Troost?

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Das ist
meine Formulierung. Aber ich meine, wenn
so eine Formulierung irgendwo stände.

Zeuge Peer Steinbrück: Wir haben es - -
Ich antworte sehr abstrakt, weil ich nicht
weiß, worauf Sie abheben und ob Sie zitieren
und wen Sie zitieren. Ich bin immer etwas
vorsichtig, wenn Sie mir irgendwelche Quel-
len vorhalten, die ich nicht richtig einordnen
kann. An der einen oder anderen Stelle
werde ich selber auch falsch zitiert. Wir ha-
ben es nach wie vor mit einer sogenannten
Rating-Migration zu tun, und zwar mit einer
Rating-Migration bezogen auf Finanzmärkte,
Finanzmarktprodukte, Finanzmarktteilneh-
mer, inzwischen sogar bezogen auf souve-
räne Staaten. Aus dieser Rating-Migration
entstehen erhebliche Probleme, wenn ich auf
Finanzinstitute abhebe, also auf Finanz-
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marktteilnehmer, eine immer weitere, sich
selbst aufzehrende Eigenkapitalbasis, die
anschließend zwei Probleme hervorrufen
kann: entweder, erstens, ein Solvenzpro-
blem, wenn das regulatorische Kapital unter-
schritten wird, oder, zweitens, dass dieses
Eigenkapital für das Neugeschäft nicht mehr
zur Verfügung steht. Das heißt, wenn ich so
etwas lesen würde, dass über diese Rating-
Migration eine immer weitere Abwertung von
Wertpapieren auf der Bilanz einer Bank ein-
tritt, würde ich mich erkundigen, wann und
wie Kernkapitalkennziffern oder regulatori-
sches Kernkapital davon betroffen sein
könnte, gibt es genügend Puffer, ja oder
nein.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Aber Sie
würden es noch nicht als - - Sie würden es
als Warnsignal - - aber noch nicht überbe-
werten?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, nein, nein.
Nicht in jedem Fall. Nehmen wir mal an, wir
haben es mit einer Bank zu tun, die eine
Kapitalkennziffer von 12, 13, 14 Prozent hat.
Dann würde mich das wenig umtreiben. Ist
das aber eine, die ganz woanders liegt, dann
würde man wahrscheinlich sehr genauer
hingucken.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ich möchte
noch einmal - das habe ich gestern ausführ-
lich zitiert - etwas abkürzend Herrn Sanio
zitieren, der davon sprach, dass, wenn eine
Bank, bezogen auf die HRE -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Troost!

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): - Seiten 10
und 11 -, nicht weit von der Todeszone ent-
fernt wäre, dann gäbe es sozusagen zwei
Möglichkeiten - handeln könnte man nicht -:
erstens immer weiter beobachten und dann
gegebenenfalls ein Moratorium machen oder
eben eine Rettung. Wenn man aber solch
eine Einschätzung hat, muss man dann nicht
eigentlich das Ministerium informieren?

Zeuge Peer Steinbrück: Hat Herr Sanio
wirklich von „Todeszone“ gesprochen?

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ja.

Zeuge Peer Steinbrück: Also, selbst mir,
der ja gelegentlich im Fabulieren davonirrt,
wäre ein solcher Begriff nicht über die Lippen
gekommen. - Unwahrscheinlich: „Todes-
zone“.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Das war
noch vor dem „Saustall“.

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, ich weiß. Ich
weiß, ich weiß. Ich kenne ja Herrn Sanio. -
Wenn er wirklich den Eindruck gehabt hätte,
dass wir auch nur in die Nähe einer „Todes-
zone“ kommen, dann hätte ich erwartet, dass
er sofort zum Telefonhörer gegriffen hätte.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Das hat er
dann aber allem Anschein nach nicht ge-
macht, sondern gesagt: Man kann nicht han-
deln.

Zeuge Peer Steinbrück: Also war er,
Herr Troost, offenbar doch nicht in einer „To-
deszone“.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Aber so hat
er es hier zumindest - wie schon gesagt,
Seiten 10 und 11 - formuliert.

Jetzt noch einmal zurück zum unmittelba-
ren - - Sozusagen nach dem 15. Wann ge-
nau haben Sie den Liquiditätsbedarf, den
ersten Liquiditätsbedarf der HRE erfahren?

Zeuge Peer Steinbrück: 23. September.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Und wie
hoch war der da, aus Ihrer Kenntnis? Also,
welche Zahl haben Sie da gehört?

Zeuge Peer Steinbrück: Die erste Zahl,
die ich gehört habe, war 15 Milliarden. Die
war falsch. Das war eine Angabe aus der
Hypo-Real-Estate-Gruppe selber. Die falsifi-
zierte sich innerhalb von 48 Stunden - oder
sogar weniger -, in 36 Stunden auf 35 Milliar-
den.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Und wenn
es einen Vermerk gibt - der ist hier gestern
auch vorgelesen worden - im Bundeskanz-
leramt am 24., dass es einen Gesamtkapital-
bedarf von 55 Milliarden gab, davon 15, die
die HRE decken könnte, sodass noch
40 Milliarden überbleiben, und der ist abge-
zeichnet worden am 25. durch die Bundes-
kanzlerin?
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Zeuge Peer Steinbrück: Das kann ich
nicht einordnen. Das muss keineswegs im
Widerspruch sein. Ich müsste die Aufschlüs-
selung dieser Zahlen hören.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): In dem
Vermerk kommt nicht mehr vor, sondern nur
diese Zahl.

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kenne den
Vermerk nicht. Die Debatte, die sich auf den
Liquiditätsbedarf im ersten Krisenwochen-
ende erstreckt hat, waren die von mir ge-
nannten 35 Milliarden Euro. Eine Zahl von
55 - - Ich weiß nicht, ob Sie die im Augen-
blick verwechseln mit dem akuten Liquidi-
tätsbedarf in einer bestimmten Frist und den
darüber hinausgehenden Liquiditätsbedarf
bis in das Jahr 2009 hinein. Insofern bitte ich
um genaue Differenzierung und Unterschei-
dung, die ich von hier aus in Unkenntnis die-
ses Vermerks nicht vornehmen kann.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Danke sehr. - Ich übergebe nunmehr an
Herrn Schick von Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke. - Ich habe noch einmal
eine kurze Nachfrage zu den Ausfällen aus
diesem Konstrukt der Rettung. Frau Hauer
hatte ja gefragt, ob es da Ausfälle gegeben
hätte. In welcher Konstellation würde es
denn Ausfälle aus diesem Konstrukt geben,
von dem Sie gesprochen haben?

Zeuge Peer Steinbrück: Das kann man
erst ex post wissen, Herr Schick. Bezogen
auf die 87 Milliarden öffentlicher Garantien
und das Engagements von 15 Milliarden aus
dem ersten Paket - nicht zu verwechseln mit
den 15 Milliarden Liquiditätskredit aus dem
zweiten Paket - - Das kann man erst ex post
ermitteln. Vorher kann ich Ihnen das nicht
ermitteln. Bis heute jedenfalls sind keine
Ausfälle eingetreten, weder spezifisch bei der
Hypo Real Estate noch bezogen auf die
Maßnahmen, die insgesamt unter dem
Schirm des Finanzmarktstabilisierungsge-
setzes in Gang gesetzt worden sind. Aber
noch einmal, damit ich nicht falsch interpre-
tiert werde: Keiner kann Ihnen sagen, ob und
wie viel Ausfälle tatsächlich eintreten. Das
wird auch von der weiteren Marktentwicklung
abhängig sein.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Aber trotzdem ist Steuergeld in
Richtung HRE geflossen, nicht in diesem
Konstrukt, sondern im Rahmen der Korrektur
dieses Konstruktes durch Rekapitalisierung?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, sondern
was bisher geflossen sind oder nicht geflos-
sen sind, sind Garantien. Das heißt, es hat
im Rahmen des ersten und zweiten Ret-
tungspaketes keine Kapitalinjektionen gege-
ben, sondern es sind reine Garantiepositio-
nen. Kapitalinjektionen hat es erst später
gegeben, insbesondere durch den Aufkauf
von Aktien und durch eine Kapitalerhöhung,
an der der Bund sich so beteiligt hat, um auf
die 90 Prozent zu kommen, mit der weiteren
Entwicklung eines Squeeze-out.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut, nur dass wir das da gleich
verstehen, da sind insgesamt über 3 Milliar-
den Euro an Rekapitalisierung geflossen.

Zeuge Peer Steinbrück: Die genaue
Zahl weiß ich nicht, aber Sie liegen nah dran.
Vielleicht sind es eher 2 Komma sowieso.
Aber noch einmal: Das sind Kapitalisie-
rungsmaßnahmen, die meines Wissens nach
dem 1. April 2009 durchgeführt worden sind,
insbesondere auf der Basis der von Ihnen
gelegten Rechtslage - ich glaube - vom
9. April.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke. - Ich möchte einen ande-
ren Punkt aufgreifen. Und zwar haben Sie
am 7. Oktober 2008 im Finanzausschuss,
Protokoll Seite 3 folgende, ausgeführt: Drei
bis vier Tage nach dem Spannen des Ret-
tungsschirms sei bei der DEPFA im Dublin
ein Commercial Paper aufgetaucht, das er-
kennbar mit einem weiteren Liquiditätsabzug
von 20 Milliarden Euro verbunden sei. Sie
haben da das Verschweigen eines Commer-
cial Papers kritisiert, das der Vorstand in die
Debatte des letzten Wochenendes hätte
einbringen müssen. Sie haben jetzt heute bei
dem zusätzlichen Liquiditätsbedarf nicht von
diesem Commercial Paper gesprochen, das
20 Milliarden zusätzlichen Liquiditätsabzug
verursacht hätte, sondern Sie haben meines
Erachtens in Linie mit dem Oliver-Wyman-
Gutachten, das hier auch sonst schon disku-
tiert worden ist, verschiedene Marktentwick-
lungen herangezogen. Welche Angabe
stimmt?
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Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe mit
Absicht nicht mehr von diesem Commercial-
Paper-Programm geschrieben, weil es sich
nicht verifiziert hat, sondern die richtigen
Angaben, die ich seitdem auch gemacht
habe - damals bei einem sich nicht immer up
to date befindenden Informationsstand; ich
habe vorhin deutlich gemacht, dass man
gelegentlich auch halbfertige oder falsche
Informationen hatte -, sind die Hinweise, die
Sie gestern vom Staatssekretär gekriegt
haben. Einige Angaben davon habe ich
heute als Ursache des zusätzlichen Liquidi-
tätsbedarfes bestätigt, richtig: Erstens. Mit
Blick auf den irländischen Rettungsschirm,
der sich erkennbar nicht auf die Subsidaries,
nämlich auf die europäischen, die nicht iri-
schen Banken erstreckt hat; das heißt, die
DEPFA profitierte von dieser irischen Ab-
schirmung nicht. Zweitens. Das Marktumfeld
verschlechterte sich.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): D’accord. Ich erinnere mich, Sie
hatten das ja ausgeführt.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Waren Sie mit Ihrer Frage am Ende, Herr
Minister?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, mit mei-
ner Antwort.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Mit Ihrer Antwort, Entschuldigung. War Ihre
Antwort jetzt gegeben?

Zeuge Peer Steinbrück: Da Herr Schick
das ja schon antizipiert hat, muss ich ihn
nicht - -

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nein, Sie hatten das ja vorher
ausgeführt, und da sind wir uns auch einig,
dass das die richtige Beschreibung ist. Ich
möchte nur klären, dass damals die Informa-
tion an den Finanzausschuss nicht richtig
war.

Was war denn die Begründung, mit der
Sie damals begründet haben, dass Herr
Funke abtreten musste? War das nicht auch
das Verschweigen genau dieses Commercial
Paper?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Gelegent-
lich müssen Sie einem bitte nachsehen, dass

man in der Hektik der damaligen Situation
Informationen bekommt, die sich nicht bestä-
tigen. Ich habe damals aufgrund der Hin-
weise über die Prüfungen der Deutsche-
Bank-Emissäre das erste Mal von der An-
nahme gehört, es könnte ein solches Com-
mercial-Paper-Programm sein. Das hat sich
nicht bestätigt. Mea culpa, wenn ich aufgrund
meines damaligen Informationsstandes die-
sen Begrifft gebracht habe. Die jetzigen Dar-
stellungen, die seitdem immer gebracht wor-
den sind, sind richtig.

Die Situation bezogen auf Herrn Funke,
insbesondere nach dem abendlichen Ge-
spräch von Herrn de Maizière und mir, war
erkennbar davon gekennzeichnet, dass eine
Vertrauensbasis völlig zerstört war, und
zweitens davon, dass sowohl Herr de Mai-
zière als auch ich diesem Vorstand mit Herrn
Funcke an der Spitze und auch dem Auf-
sichtsrat eine Stabilisierung dieser Bank nicht
mehr zugetraut haben. Das Problem ist ge-
wesen, dass der Bund gar keinen direkten
Einfluss auf Personalentscheidungen hatte.
Denn wie Sie wissen, ist der Bund nicht im
Aufsichtsrat vertreten. Das heißt, wir haben
damals - wie ich finde - richtigen öffentlichen
Druck aufgebaut, sowohl Herr de Maizière
als auch ich, um darauf hinzuwirken, dass es
zu Rücktritten kommt. Der Rücktritt von
Herrn Funke ist am 7. Oktober gewesen, und
der Rücktritt von Herrn Viermetz ist am
9. Oktober gewesen.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es fragt weiter der Kollege Wie-
land.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Wieland bitte für Bündnis 90/Die Grü-
nen.

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, vielen Dank. - Herr Minister,
zum ersten Rettungswochenende. Sie sag-
ten, Herr Asmussen habe keine Prokura.
Hatten Sie denn Prokura, wenn ich einmal so
fragen darf?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe immer
Prokura.

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, ich habe fast nichts anderes
erwartet. Warum wurde denn dann die
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Kanzlerin noch zugeschaltet bzw. hatte die
„Letztverhandlung“?

Zeuge Peer Steinbrück: Weil ich wusste,
dass sie noch mehr rausholen kann.

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Können Sie uns erklären, wes-
halb Ihre Fraktion gegen unseren Antrag
stimmte, die Kanzlerin hier zu hören, wenn
sie doch die entscheidenden Momente an
diesem Rettungswochenende bestritten hat?

Zeuge Peer Steinbrück: Die Kanzlerin
hätte Ihnen nichts anderes erzählt als ich.

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das weiß man doch erst, wenn
man sie gehört hat. Es gibt Gerüchte, nicht
nur bei den Finanzmärkten, wie wir gestern
gehört haben, sondern auch in der politi-
schen Szene. Ein solches Gerücht sagt:
Steinbrück hatte Angst, dass ihm die Kanzle-
rin die Show stiehlt. Haben Sie Angst, dass
Ihnen jemand die Show stehlen könnte?

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Inwieweit gehört das zum Untersuchungs-
ausschuss? Ich stelle anheim, ob der Minis-
ter das beantworten möchte.

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich werde anders formulieren:
Haben Sie darauf Einfluss genommen, dass
die Kanzlerin hier nicht gehört wird?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, bestimmt
nicht.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Auch das gehört nicht zum Untersuchungs-
auftrag.

Zeuge Peer Steinbrück: Im Übrigen -
auch auf die Gefahr hin, dass das nicht zum
Untersuchungsausschuss gehört -: Sie wer-
den doch registriert haben, dass die Zusam-
menarbeit zwischen der Kanzlerin und dem
Bundesfinanzminister in dieser Aufstellung
nicht die schlechteste gewesen ist. Vielleicht
können wir es bei diesem Urteil belassen.

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Die Zeit ist leider um.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Die Zeit ist um. - Dann übergebe ich an die
CDU/CSU und bitte dort Herrn Dautzenberg
um seine Fragen.

Zeuge Peer Steinbrück: Herr Vorsitzen-
der, auch auf die Gefahr hin, die Sitzung zu
verlängern, aber ich müsste jetzt einmal für
große Jungs.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ja, natürlich. Dann unterbreche ich die Sit-
zung bis 15.15 Uhr.

(Unterbrechung von 15.08 bis
15.15 Uhr)

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ich sehe, dass wir wieder nahezu komplett
sind; es ist auch 15.15 Uhr.

Ich setze nunmehr die Beweisaufnahme
fort und erteile der CDU/CSU-Fraktion, Herrn
Dautzenberg, das Wort.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Vielen
Dank, Herr Vorsitzender. - Herr Minister,
haben Sie Kenntnis darüber, dass die Ab-
wicklung der Rettung HRE im Grunde durch
die Deutsche Bank Luxemburg S. A. erfolgt,
und kennen Sie die Gründe?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, das höre
ich das erste Mal.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Wie wür-
den Sie das - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Die Abwicklung?

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Die Ab-
wicklung der Rettung, ja.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Die Abwicklung der Rettung, okay.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Des Pa-
ketes, das die Banken übernommen haben.

(Nina Hauer (SPD): Haben Sie
eben „Abwicklung“ gesagt?)

- Frau Kollegin, die Aussage ist, sagen wir,
ratingmäßig nicht zu werten.

(Heiterkeit)
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Zeuge Peer Steinbrück: Diese Einschät-
zung freut mich, Herr Dautzenberg.

(Heiterkeit)

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Das ist
Ihnen also nicht bekannt, und dazu können
Sie auch nichts sagen?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, tut mir
leid. Ich weiß nicht, auf welchem Wege die
Deutsche Bank das macht, über welche De-
pendance, oder ob sie es in Frankfurt macht
oder mit anderen „Ablegern“.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Sie führ-
ten eben auch bei der Frage des Kollegen
Willsch aus, dass es zur HRE vonseiten der
Aufsicht keine Möglichkeit der Prüfung eines
Geschäftsmodells gab. Das ist so weit kon-
zediert. Aber das Geschäftsgebaren führte ja
auch deshalb nicht nur zu einer Liquiditäts-,
sondern auch Ertragsschwäche. Sie beton-
ten eben, dass ausschlaggebend nachher
war, dass die nichts mehr bekamen. Aber
eine Endlichkeit wäre doch auch gegeben,
weil die Märkte gestört waren. Auch wenn sie
noch etwas bekommen hätten, wäre die Re-
finanzierung so teuer geworden, dass es
auch endlich geworden wäre. Wäre das nicht
auch eine Überlegung gewesen, dann zu-
mindest von der Aufsicht her über Gefähr-
dungen nachzudenken?

Zeuge Peer Steinbrück: Nachdem der
Bericht der Bundesbank auf Bitte der BaFin
eingegangen ist, ist die BaFin ja sehr schnell
tätig geworden. Das ist bisher ziemlich ver-
nachlässigt worden. Die BaFin hat eine Prü-
fung schnell angeordnet und zügig durchge-
führt. Die Bankenaufsicht hat dann auf den
Prüfungsbericht schnell reagiert. Sie hat die
Vorstände der Hypo Real Estate am
31.07.2008 einbestellt. Die Vorstände sind
zur Mängelbeseitigung verpflichtet worden,
und es ist denen eine Nachprüfung für 2009
auferlegt worden.

Der Punkt ist, dass sich diese Sonder-
prüfungen erstreckten in der Tat auf, wenn
Sie so wollen, Geschäftsgebaren; spezifi-
scher lautete der Ausdruck: auf das Risiko-
management und auf die Werthaltigkeit der
Problemaktiva. Das ist die Mängelliste gewe-
sen, die mehrfach bei Ihnen auch Gegen-
stand von Erörterungen gewesen ist. Das
heißt, die BaFin ist tätig geworden bis hin

eben, dass sie den ganzen Vorstand zum
31.07.2008 zitiert hat.

Keine Rolle spielte dabei: Wie entwickeln
sich weiter Zinsen, wie entwickeln sich die
kurzfristigen Refinanzierungen mit ihren
Zinsbelastungen gegenüber den Langläu-
fern, die man hat und auf die man entspre-
chende Zinseinnahmen erzielte? Das spielte
dabei keine Rolle, auch - ich halte daran
fest -, weil die BaFin mit Blick auf ihre Zu-
ständigkeit der Gruppenaufsichtsfunktion
keine Zuständigkeiten hat in Dublin, den
Liquiditätsstatus der DEPFA plc zu überprü-
fen. Das heißt, dieses Thema spielte dort
keine Rolle.

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Herr Mi-
nister, noch eine weitere Frage: Sie haben es
eben schon mit erwähnt, dass zwischen dem
ersten und zweiten Rettungswochenende
September/Oktober auch ein Team der
Deutschen Bank mitentscheidend war, das
endgültige Liquiditätserfordernis zur zweiten
Rettungsaktion zu quantifizieren. Wir haben
Aussagen von Vorstandsvorsitzenden des
beteiligten Teams, dass sie auch sagten: Wir
hatten nur wenige Spezialisten, die im
Grunde im Endeffekt noch bemessen konn-
ten, was das an Liquiditätserfordernissen hat
aufgrund mancher Produkte. - Welche
Konsequenz ziehen Sie daraus im Grunde
für die Erfordernisse der Aufsicht und auch
des Finanzmarktes - Zulässigkeit von Pro-
dukten auf dem Finanzmarkt -, da diese Aus-
sage im Grunde eine gewisse Ohnmacht
darstellt?

Zeuge Peer Steinbrück: Das ist eine
sehr weitreichende und berechtigte Frage.
Ich fange so an, Herr Dautzenberg: Das
beste Team, das losgeschickt werden kann,
um solche Prüfungen zu übernehmen, hat
die Deutsche Bank, namentlich - um jeman-
den hervorzuheben, der dort wirklich eine
hohe Reputation hat - Herr Bänzinger. Inso-
fern ging diese Initiative übrigens vom Bun-
desbankpräsidenten Weber aus, anders als
die Berichterstattungen mal wieder gelaufen
sind bis hin zu der aberwitzigen Ankündigung
von eventuellen staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungen, die ich bei Manager Magazin
oder bei Spiegel online gelesen habe. Es war
kein anderer als der Bundesbankpräsident,
der am Morgen des 30.09. in einem Telefon-
anruf Herrn Ackermann gebeten hat, dass er
dieses Spitzenteam losschickt, weil die Ban-
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kenaufsicht selber in der Qualität kaum et-
was zu bieten hat.

Die Frage ist: Warum, bezogen auf die
BaFin? Die BaFin folgt dem öffentlichen
Dienstrecht, wie Sie wissen. Das heißt, ein
Gesprächsgegenstand seit langem ist: Wie
will man die besten Leute kriegen in eine
Bankenaufsicht, die anschließend nach BAT
oder nach Beamtenbesoldung finanziert wer-
den sollen? Wir haben bisher keine Lösung,
wie wir eine solche Eingriffsverwaltung aus
dem Status des öffentlichen Dienstes he-
rausbekommen, mit der Folge, dass man
sich in der Tat auf den Arbeitsmärkten dieje-
nigen suchen kann, die in ihrer Qualität und
in ihrem Kenntnisreichtum auf der gleichen
Augenhöhe sind. Das ist ausgesprochen
schwer. Das ist keine Maßregelung oder
keine Disqualifikation der guten Leute, die wir
haben. Aber in der nächsten Legislaturpe-
riode - eher am frühen Beginn als am Ende -
werden wir uns mit der Frage nach einer
deutlichen Förderung der Qualität des Per-
sonals bei der Bankenaufsicht beschäftigen
müssen, was allerdings Ihnen als Haushalts-
gesetzgeber die schwierige Frage auferlegen
wird, ob es uns das dann auch wert ist mit
Blick auf die entsprechende Vergütung. Eine
sehr heikle Frage.

Aber einer dieser Gründe ist eben gewe-
sen, dass das Team der Deutschen Bank
dort tätig wurde, was ich außerordentlich
begrüßt habe. Noch einmal: auf Initiative des
Bundesbankpräsidenten, weshalb diese Ma-
nager-Magazin- oder Spiegel-online-Ge-
schichten nach dem Motto, die hätten eine
Ad-hoc-Meldung an diesem Montag heraus-
gegeben, in der sie bereits verschwiegen
hätten, dass sie einen weiteren Liquiditäts-
bedarf sähen, eine der typischen Verschwö-
rungstheorien oder Verschwurbeleien waren,
die man gelegentlich in der Berichterstattung
über den ganzen Vorgang gelesen hat.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Keine Fragen der CDU/CSU-Fraktion
mehr? - Dann kann ich übergehen zu Herrn
Wissing von der FDP-Fraktion.

Dr. Volker Wissing (FDP): Herr Minister
Steinbrück, wann haben Sie denn dieses
Problem der Qualifikation der Bankenaufsicht
erstmals dem Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages vorgetragen?

Zeuge Peer Steinbrück: Wahrscheinlich
noch gar nicht oder beiläufig. Ich habe Auf-

träge in Gang gesetzt innerhalb meines Hau-
ses nach dem Motto: Wie kommen wir denn
aus dem öffentlichen Dienstrecht, aus der
Umklammerung für die BaFin heraus? Dafür
haben wir bisher keine Lösung.

Dr. Volker Wissing (FDP): Wann wurden
diese Aufträge in Ihr Haus gegeben?

Zeuge Peer Steinbrück: Das weiß ich
nicht, Herr Wissing. Ich gebe häufig Aufträge
an mein Haus, sehr regelmäßig. Ich vermute
mal, dass uns diese Frage seit gut einem
oder anderthalb Jahren beschäftigt. Vielleicht
hat es meinen Vorgänger auch schon be-
schäftigt.

Dr. Volker Wissing (FDP): Wann rech-
nen Sie da mit Arbeitsergebnissen?

Zeuge Peer Steinbrück: Wir haben bis-
her keine Ergebnisse, weil wir bisher keine
Lösung gefunden haben, wie wir die BaFin
aus dem öffentlichen Dienstrecht entlassen
können.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ist es richtig,
dass es vor der Ablösung von Herrn Funke
am 07.10. eine Gesprächsrunde im Bundes-
kanzleramt gab?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, am Montag-
abend, dem 06.10.

Dr. Volker Wissing (FDP): Haben Sie
Herrn Funke im Rahmen dieses Gesprächs
angeschrien?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein.

Dr. Volker Wissing (FDP): Gab es Kritik
an Herrn Funke?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja.

Dr. Volker Wissing (FDP): Wie lange
hatten Sie Vertrauen zu Herrn Funke?

Zeuge Peer Steinbrück: Spätestens zu
dem Zeitpunkt, als bei mir in Sankt Peters-
burg während der deutsch-russischen Kon-
sultationen der Anruf kam von Herrn Asmus-
sen, dass sich innerhalb von wenigen Tagen
ein weiterer Liquiditätsbedarf von der ge-
nannten Summe auftut, war in meinen Augen
der Verdacht groß, dass das Management
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uns und den Bankenvertretern am ersten
Krisenwochenende nicht reinen Wein einge-
schenkt hat. Dieser Verdacht bewegte nicht
nur mich, sondern, wie ich weiß, auch alle
anderen, auch nicht der Regierung angehö-
rende Teilnehmer an diesem Wochenende.

Dr. Volker Wissing (FDP): Das heißt
also, erst nach dem ersten Rettungswochen-
ende war Ihr Vertrauen in Herrn Funke zer-
stört?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kannte
Herrn Funke vorher gar nicht; deshalb kann
ich Ihnen gar nicht sagen, ob es vorher vor-
handen gewesen ist. Ich hatte vorher noch
nie Kontakt mit dem Management von Hypo
Real Estate. Das heißt, wenn Sie abheben
auf irgendwelche Einschätzungen, die weit
davor gelegen haben, berührt mich das nicht,
weil ich nie ein Verhältnis oder eine Bekannt-
schaft oder einen Kontakt hatte zu Herrn
Funke und daher seine Qualitäten nicht be-
urteilen konnte.

Dr. Volker Wissing (FDP): Wissen Sie,
ab wann die deutsche Bankenaufsicht erst-
mals Zweifel am Management der Hypo Real
Estate hatte?

Zeuge Peer Steinbrück: Sie sind auf
dem Weg, ein falsches Zitat mir entgegenzu-
halten.

Dr. Volker Wissing (FDP): Nein, ich zi-
tiere ja gar nicht. Ich möchte wissen, -

Zeuge Peer Steinbrück: Aber Sie wollen
es gleich.

(Heiterkeit)

Dr. Volker Wissing (FDP): - ab wann
nach Ihrer Einschätzung die deutsche Ban-
kenaufsicht Zweifel an der Qualifikation oder
an der Vertrauenswürdigkeit des Manage-
ments der HRE hatte.

Zeuge Peer Steinbrück: Mir ist kein Zitat
bekannt, auf das Sie eventuell, aber in mei-
nen Augen erwartungsgemäß abheben wol-
len, um es mir entgegenzuhalten, dass die
deutsche Bankenaufsicht das geäußert hat.
Sie verwechseln das mit Märkten, die dies-
bezüglich eine Aussage getroffen haben.
Ansonsten wäre ich Ihnen sehr dankbar, mir

das wörtliche Zitat eines Vertreters der Ban-
kenaufsicht zu liefern.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich frage Sie,
ob Sie wissen - -

Zeuge Peer Steinbrück: Haben Sie es,
oder haben Sie es nicht?

Dr. Volker Wissing (FDP): Nein, ich re-
kurriere gar nicht auf ein Zitat, sondern ich
frage Sie, ab welchem Zeitpunkt die Banken-
aufsicht Zweifel an der Vertrauenswürdigkeit
des Managements der HRE hatte.

Zeuge Peer Steinbrück: Meines Wis-
sens hat die Bankenaufsicht zu der Vertrau-
enswürdigkeit des Managements der Hypo
Real Estate keine öffentlichen Äußerungen
gemacht.

Dr. Volker Wissing (FDP): Wissen Sie,
ob in den Berichten, die im Jahr 2008 an Ihr
Haus gingen, etwas über die Vertrauenswür-
digkeit des HRE-Managements enthalten ist?

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe die
Quartalsberichte, wie Sie wissen, nicht gese-
hen; ich musste sie auch nicht sehen.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich meine alle
Berichte im Zusammenhang mit der HRE. Es
sollen, glaube ich, 13 Stück gewesen sein.

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, Sie irren
sich in der Zahl; aber lassen Sie es ruhig
mehrere sein. Sie heben ab auf die Quar-
talsberichte über zwei Jahre. Das sind acht
plus ein Bericht, glaube ich, über den Pfand-
brief plus eine Sonderprüfung. Diese Be-
richte habe ich alle nicht gelesen; der einzige
Bericht, den ich mir angeguckt habe, weil er
dann aktuell wurde im Haushaltsausschuss
des Bundestages am 15.10., war der häufig
zitierte Bericht über das zweite Quartal 2008.

Dr. Volker Wissing (FDP): Noch einmal
zu der Frage Beaufsichtigung der Holding:
Herr Sanio sagte uns, er habe nichts gegen
den Vorstand der HRE unternehmen können
vor dem Zusammenbruch der Bank, weil die
Bank nicht seiner Aufsicht unterlag. Wissen
Sie etwas darüber, dass die BaFin die HRE
gebeten hat, Sie davon zu überzeugen oder
Ihr Haus davon zu überzeugen, dass doch
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die gesetzliche Regelungslücke dringend
geschlossen werden möge?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, so kom-
men wir nicht weiter, Herr Wissing. Sie
müssten mir dann wirklich konkret Unterla-
gen geben über irgendwelche Äußerungen
oder Einschätzungen, die Sie zum Gegen-
stand Ihrer Befragung zu machen versuchen.

Dr. Volker Wissing (FDP): Nein, Sie
können doch die Frage beantworten, ob Sie
etwas davon wissen.

Zeuge Peer Steinbrück: Nein, nein.

Dr. Volker Wissing (FDP): Dann können
Sie sagen: Ich weiß was darüber, oder: Ich
weiß nichts darüber.

Zeuge Peer Steinbrück: Sie wollen von
mir eine Antwort haben, -

Dr. Volker Wissing (FDP): Ja, richtig.

Zeuge Peer Steinbrück: - die ich Ihnen
gebe nach dem Motto: Ich weiß das nicht. Ich
kann nicht die Validität erkennen, die hinter
Ihren Bezügen auf Äußerungen stehen von
Dritten oder Vierten, die hier abwesend sind.
Ich möchte, dass Sie mir ganz genau dar-
stellen, wer wann wo wie was gesagt hat,
sodass ich dazu Stellung nehmen kann. Ihre
Interpretationen sind mir zu weit, die Sie mir
dann entgegenhalten. Das war vorhin schon
der Fall, als Sie mich gefragt haben nach
meinen Äußerungen zum Prüfungsrecht der
BaFin in Dublin. Auch da war Ihre Wieder-
gabe meiner Äußerungen nicht korrekt. Ich
bin nur bereit, darauf einzugehen, wenn Sie
mir ganz genau sagen können, wer wo was
mit Blick auf den Sachverhalt, den Sie erfragt
haben wollen, gesagt hat.

Dr. Volker Wissing (FDP): Gab es Diffe-
renzen zwischen dem Bundesfinanzministe-
rium und der Bankenaufsicht über die
Schließung der Gesetzeslücke hinsichtlich
der Beaufsichtigung von Holdinggesell-
schaften?

Zeuge Peer Steinbrück: Es gab mehrere
Male Meinungswechsel, und zwar - - oder,
sagen wir mal, einen Debattenbedarf, weil
zunächst die BaFin in Gestalt von Herrn Sa-
nio, wie ich vorhin zitiert habe, nach meiner

Wahrnehmung 2006 nicht für eine solche
Initiative gewesen ist. 2007 gab es offenbar
einen Meinungswechsel, und er trat ein für
eine entsprechende Finanzholding- und Ge-
sellschaftsaufsicht, insbesondere unter dem
Gesichtspunkt der Vermeidung von Doppel-
strukturen und Doppelkosten, auch aufgrund
einer Initiative von Herrn Funke gegenüber
der BaFin. Das hat sich dann hingezogen mit
Blick auf die Einwände oder, sagen wir mal,
den Meinungsaustausch, den ich vorhin auch
mit Herrn Dautzenberg hatte, ehe dann in der
Tat im Zuge einer Pfandbriefnovelle die Fi-
nanzholding-/Gesellschaftsaufsicht verankert
wurde.

Dr. Volker Wissing (FDP): Ich habe im
Moment keine weiteren Fragen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Dann danke ich Ihnen und übergebe nun-
mehr an die SPD-Fraktion. - Frau Nina
Hauer.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, hier
wird ja immer wieder der Brief von Herrn
Sanio an Herrn Mirow angeführt, in dem an-
geblich von einem Vertrauensverlust von
Herrn Sanio bezüglich der HRE die Rede ist.
Geben Sie mir recht, wenn ich Ihnen das
jetzt hier aus dem Brief, Seite 2 und 3, vor-
lese, vom Januar 2008, dass Herr Sanio hier
mitnichten auf sein eigenes, persönliches
Vertrauen gegenüber der HRE rekurriert,
sondern vielmehr auf das Vertrauen des
Marktes? Ich lese das noch mal vor:

Der Markt dürfte jedoch für die HRE
keine größeren Verluste antizipiert
haben. Allerdings ist festzustellen,
dass nach der jüngsten Erklärung
der HRE zum US-Exposure, wel-
ches vorher immer verneint worden
war, die Glaubwürdigkeit der HRE
ohnehin vernichtet worden ist.

Zeuge Peer Steinbrück: Ja, das ist der
Trick von Herrn Wissing gewesen. Der Trick
von Herrn Wissing war, dies Herrn Sanio in
den Mund zu legen oder in die Feder, wäh-
rend bei genauem Nachlesen - der Zufall will
es, dass ich darauf präpariert bin - genau
meine Annahme richtig war - in Erwartung
dessen, dass das so erfolgen wird -, dass
das ein Hinweis ist, dass die Märkte Ver-
trauen verlieren können, und keineswegs
eine diesbezügliche Aussage der Banken-
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aufsicht und Herrn Sanio zuzuordnen ist, wie
es der Versuch von Herrn Wissing insinu-
ierte.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, ist es
richtig, dass Herr Funke und insgesamt der
HRE-Vorstand vor allem deshalb auf die
Aufsicht über die Holdingstruktur gedrängt
hat, weil es der HRE das Vorhalten von Dop-
pelstrukturen ersparte und damit natürlich
auch Kostenfaktor für das Unternehmen
war?

Zeuge Peer Steinbrück: Das war der
entscheidende Grund. Das war der entschei-
dende Grund für den Vorstoß dann von
Herrn Sanio. Ich glaube, es gibt diesbezügli-
che Äußerungen von ihm, die das bestätigen,
dass sein Vorstoß, über die bisherige Ban-
kenrichtlinie der EU hinaus eine Finanzhol-
ding auf sich zu verankern, auf die Beseiti-
gung von kostenintensiven Doppelstrukturen
bei der HRE zurückging und nicht unbedingt
zwingend als erster Grund eine bessere
Kontrolle von Holdingvorständen genannt
wurde. Das ging so weit, dass der BaFin-
Vorschlag deshalb auch zunächst lediglich
eine Holdingaufsicht auf Antrag der Holding
vorsah. So. Und damit relativiert sich das
Problem noch über die Tatsache hinaus,
dass, wenn diese Finanzholdingaufsichts-
kompetenz schon vorher verankert worden
wäre, sich auch nichts kausal geändert hätte.

Nina Hauer (SPD): Ist Ihnen bekannt,
dass alle Zeugen, sowohl die Prüfer der
BaFin als auch die Prüfer der Bundesbank,
hier im Ausschuss gesagt haben, dass sich
aus der Tatsache, dass es keine rechtliche
Grundlage für die Prüfung der Holding gab,
überhaupt keine materiellen Veränderungen
gegenüber dem ergeben haben, was geprüft
werden konnte, dass es also ohne Weiteres
möglich war, komplett zu prüfen?

Zeuge Peer Steinbrück: Ja. Darüber
hinaus hat es ja diverse fast lobende Worte
von Vertretern der BaFin gegeben über die
Bereitschaft der HRE, unbenommen der
noch nicht implementierten Zuständigkeit für
die Finanzholdingaufsicht alle notwendigen
Informationen oder abgefragten Informatio-
nen bereitzustellen. Insofern kann ich nicht
erkennen, dass es dort irgendein Problem
geben sollte.

Nina Hauer (SPD): Herr Steinbrück, ich
komme noch mal - vorhin war ja meine Fra-
gezeit zu Ende - zurück auf diese Frage mit
den Zinsen. Hätten Sie das der Öffentlichkeit
ohne Weiteres für vermittelbar gehalten,
dass die Banken der HRE, die, auch wenn
sie für die Lehman-Pleite nicht direkt verant-
wortlich ist, ja doch erhebliches Ärgernis
verursacht hat, dass die Banken ausgerech-
net der HRE - unter anderem dann übrigens
auch die KfW - hätten Geld leihen müssen,
ohne dass sie dafür Zinsen erheben dürfen?

Zeuge Peer Steinbrück: Nein. Ich deu-
tete vorhin schon an: Es ist sehr schwer, in
der gesamten Bandbreite dann einen Sach-
verhalt, auch wenn er komplexer Natur ist,
öffentlich so zu vermitteln, dass es nicht so-
fort zu irgendeiner Empörungswelle kommt
oder irgendein Reflex ansteht. Man muss ja
sehen, dass diesen Zinseinnahmen, die po-
sitiv für diese Banken zu Buche schlagen -
die Deutsche Bank ist auch, glaube ich, in
Ihrer gestrigen Sitzung oder vorher erwähnt
worden -, wie ich vorhin sagte, auch gewisse
Nachteile gegenüberstehen, will sagen: Das
Engagement im Zuge der Eigenbeteiligung
von 8,5 Milliarden hat natürlich, wenn man so
will, die Märkte nicht unbedingt positiv einge-
nommen für die Banken, die daran beteiligt
sind. Ich will nicht so weit gehen, dass es
darüber zu Rating-Reaktionen gekommen ist,
meines Wissens nicht; aber jedenfalls min-
destens die Aktienmärkte dürften in manchen
Fällen davon nicht begeistert gewesen sein.

Das heißt, diesen Einnahmen auf der ei-
nen Seite für die Verzinsung von bereitge-
stelltem Kapital - Klammer auf: eine der nor-
malsten Sachen der Welt; Klammer zu - ste-
hen auch für diese Banken durchaus Markt-
nachteile gegenüber. Das in 90 Sekunden
umgangssprachlich zu erklären, ist nicht
immer ganz leicht.

Nina Hauer (SPD): Ist es richtig, dass
das, was in den Rettungspaketen vereinbart
wurde, bisher den Steuerzahler kein Geld
gekostet hat?

Zeuge Peer Steinbrück: Richtig, bisher
nicht, mit dem Hinweis, den ich vorhin schon
gegeben habe: Abgerechnet wird am
Schluss.

(Zuruf: Auch bei der Commerz-
bank!)
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Nina Hauer (SPD): Dann sind also die
rund 3 Milliarden, die ja für die Anteile der
HRE ausgegeben worden sind, so zu verste-
hen - dafür hat ja der Bund einen Gegenwert
erhoben, der vielleicht zu einem späteren
Zeitpunkt auch wieder veräußert werden
kann; ich will das nicht ankündigen, aber ich
vermute es -, dass das der einzige Betrag ist,
der zwar ausgegeben wurde, aber für den
der Bund ja einen Gegenwert erhalten hat?

Zeuge Peer Steinbrück: Im Fall der HRE
ist es das einzige Geld, das geflossen ist mit
Blick auf die erste Tranche eines Aufkaufs
von Aktien und dann der Kapitalerhöhungen,
wobei die erste Aktion nicht so bedeutend
gewesen ist in den Summen, die zweite Ak-
tion mehr. Dafür haben wir den Gegenwert,
will sagen: die Assets der Bank, bekommen.
Die Werthaltigkeit dieser Assets ist eines
Tages hoffentlich so, dass wir sie auch wie-
der veräußern können. Ich bestätige gerne,
dass der Bund auf Dauer keinerlei Interesse
hat, diese Bank im Staatsbesitz zu halten;
sondern in dem Augenblick, wo von der
Marktentwicklung und nach Stabilisierung
und Wind unter die Flügel eines neuen Ge-
schäftsmodells für diese Bank der Zeitpunkt
gekommen ist, wird der Bund diese Bank
auch wieder veräußern.

Nina Hauer (SPD): Ich danke Ihnen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Noch weitere Fragen namens der SPD-Frak-
tion? - Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann
kann ich nunmehr überleiten zu der Fraktion
Die Linke. Herr Dr. Troost.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ja, immer
im Stundentakt kommt man dann wieder zu
den Themen zurück.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Schneller; CDU und SPD haben verzichtet.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Noch ein-
mal: Die Bundeskanzlerin hat am 25. einen
Vermerk abgezeichnet, dass brutto 55 Milliar-
den Finanzierungsbedarf da wären, wenn
man den Eigenanteil HRE abzieht. Das ist
aber auch so aufgeschlüsselt; dann sind es
noch 40 Milliarden. Das war ja das erste Mal,
dass die Bundeskanzlerin davon erfahren
hat. Hat sie mit Ihnen dann gleich telefoniert?
Denn damals waren das ja noch richtig

große - - Also, es sind heute auch noch
große Zahlen, aber damals war man über
solche Zahlen noch schockiert, glaube ich.

Zeuge Peer Steinbrück: Ich habe mit der
Bundeskanzlerin unzählige Male telefoniert
und unzählige Gespräche darüber geführt,
sodass ich Ihnen nicht sagen kann, wann,
wo, in welchem Gespräch - - Zumal man
darüber ja keine Protokollnotizen macht, weil
es ja nicht um irgendeine Absicherung geht,
kann ich Ihnen das nicht sagen.

Ich kann diese 55 Milliarden, Herr Troost,
nicht richtig einordnen. Ich habe vorhin schon
deutlich gemacht: Das erste Wochenende
waren 35 Milliarden Euro, und ich erinnere
dunkel, dass mit Blick auf eine weiterge-
hende Laufzeit in das Jahr 2009 hinein von
einem Liquiditätsbedarf darüber hinaus, über
die 35 Milliarden hinaus, die Rede war.
Klammer auf: In dem Gespräch, das schon
mehrfach zitiert wurde, am Montag, dem
06.10., vermittelte Herr Funke Herrn de Mai-
zière und mir übrigens eine fast heile Welt
nach dem Motto: Das würde alles reichen,
bis zum Ende des Jahres und darüber hi-
naus. - Klammer zu. Was wir nicht geglaubt
haben. Also, ich kann diese 55 Milliarden
nicht richtig verifizieren, auf die Sie abheben,
sondern Gegenstand des ersten Krisenwo-
chenendes waren die 35 Milliarden mit dem
zusätzlichen Liquiditätsbedarf, den es dann
im zweiten Rettungspaket gegeben hat. -
Wie viel waren das, 15, 20?

(Zuruf eines Vertreters der Bundes-
regierung: 15!)

- 15.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ja, es gibt
aber, sagen wir mal, zwei unterschiedliche
Quellen, nämlich einmal ein Schreiben der
BaFin an Ihr Ministerium, das sozusagen
noch mal zeigt, dass bis Jahresende besi-
cherte Forderungen auslaufen in Größenord-
nungen von 61 Milliarden und unbesicherte
von 42. Das ist sozusagen im Vorfeld, ja, am
24., also vor den Verhandlungen. Ich will ja
nur - - Das ist die eine Quelle, und die an-
dere Quelle sagt, dass am Sonntagmorgen
die Bundesbank die HRE Group noch einmal
aufgefordert hat, zu sagen, wenn denn alles
sozusagen offen ist und sie nichts refinan-
ziert kriegen, wie groß der Bedarf ist, und da
kommen auch 110 bis 120 Milliarden zu-
sammen. Sie haben ja völlig recht: Das sind
immer Annahmen, wie sich der Markt sozu-
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sagen bis Jahresende 2008 weiter entwi-
ckeln wird. Nur, das Verblüffende ist, dass
diese Größenordnung am Schluss mit den
102, wo wir dann gelandet sind, ja doch
ziemlich nah beieinander liegen.

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Herr Troost, können Sie bitte die Quelle, das
Schreiben der BaFin, zitieren, damit auch die
Kollegen hier nun dieses nachvollziehen
können?

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ja, das
ist - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Das Schreiben der BaFin, in welchem Ordner
enthalten und - -

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Das
Schreiben BaFin an - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Ist es eingestuft?

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Ja, es ist
Geheim.

(Unruhe)

- Das war aber hier schon ein paar Mal; in-
sofern - -

Vorsitzender Dr. Hans-Ulrich Krüger:
Dann können Sie es höchstens dem Minister
vorlegen, damit er gegebenenfalls aus der
Lektüre seine Antwort ableiten kann. An-
sonsten könnte hier in dieser Sitzung keine
Antwort zu dem Thema erfolgen unter Nen-
nung von weiteren Fakten.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Die zweite
Quelle ist sozusagen in dem Bericht von
Shearman & Sterling, den wir gekriegt hat-
ten, über den Verlauf des Wochenendes, des
ersten - wir reden immer über das erste Wo-
chenende -, und da wird sozusagen zitiert,
dass eben der Vertreter der Bundesbank am
Sonntagmorgen sich erkundigt hat, wie groß
der Refinanzierungsbedarf bis Ende 2008 ist.

Zeuge Peer Steinbrück: Ich kann das
nicht bestätigen, sondern versuche noch
einmal zu strukturieren. Man muss unter-
scheiden die Hilfsmaßnahmen nach dem
sogenannten Rettungspaket Blue, wie wir es
genannt haben. Das ist die zusammenge-

fasste Operation von Krisenwochenende eins
und zwei. Das lief bei uns unter der Blau-
pause oder unter dem Ding „Blue“. Das ist
eine Bundesgarantie über 35 Milliarden Euro
vom 5. Oktober, und es ist ein Kredit eines
Bankenkonsortiums von 15 Milliarden
Euro - - das dann am 13. November zur De-
ckung des weiteren Liquiditätsbedarfes aus-
geschüttet worden ist.

Davon muss man unterscheiden später
gewährte Garantien nach § 6 des Finanz-
marktstabilisierungsgesetzes, die erst ge-
währt werden konnten und gewährt wurden
nach Inkraftsetzung des Finanzmarktstabili-
sierungsgesetzes und woraus sich weitere
Garantien ergeben haben, die aber mit dem
Rettungspaket erstes/zweites Wochenende
zunächst nichts zu tun haben, sondern ab-
gehoben haben auf die weitere Entwicklung
von Hypo Real Estate. Dort sind aufgelaufen
nach § 6 des Finanzmarktstabilisierungsge-
setzes inzwischen 52 Milliarden Euro Garan-
tien. Das heißt, es stecken inzwischen drin
öffentliche Garantien in der Größenordnung
von 52 plus 35 gleich 87 Milliarden Euro Ga-
rantien, zu denen dann hinzutreten die
15 Milliarden, die die Banken bereitgestellt
haben in Form eines Liquiditätskredites.
Deshalb die Zahl, die häufig ... (akustisch
unverständlich); das sind die 102 Milliarden.

An Kapitalisierungsmaßnahmen hat es
die ersten gegeben mit Blick auf den von mir
schon zitierten Aufkauf von 20 Millionen Ak-
tien - das war der erste Schritt -, ehe es
dann - viel wichtiger - auf der Basis dessen,
was Sie ermöglicht haben, ein Übernahme-
angebot gegeben hat, um dann sukzessive
auf die Kontrollmehrheit zu kommen, bis hin
jetzt zu der Entwicklung, dass am 5. Oktober
2009 die Hauptversammlung einen weiterge-
henden Beschluss, einen aktienrechtlichen
Beschluss, herbeiführen soll, um 100 Prozent
der Anteile zu erwerben. Das ist aber nicht
mehr viel, das fällt nicht sehr stark ins Ge-
wicht. - Das ist die Schichtung, das ist die
Struktur, die ich Ihnen aus dem Stand geben
kann. Einige der Hinweise von Ihnen kann
ich jetzt nicht einordnen.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Aber Sie
haben zumindest nicht erfahren, dass an
dem Wochenende auch über solche Zahlen
wie 110 bis 120 Milliarden Euro gesprochen
worden ist?

Zeuge Peer Steinbrück: Definitiv nein.


